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1 Hintergrund 

Der Ressourcen- und Klimaschutz hat vor dem Hintergrund der aktuellen Klimaentwick-
lungen zunehmend an Bedeutung gewonnen. Die Bundesregierung hat daher in den interna-
tionalen Vereinbarungen eine ambitionierte Zielsetzung zur Verminderung der Treibhaus-
gasemissionen in Deutschland definiert und deren Umsetzung zugesagt. Um diese Ziele zu 
erreichen, sind alle Bereiche auf mögliche Minderungsmaßnahmen zu überprüfen.  
 
Zwischen 1990 und 2005 konnten in Deutschland die Emissionen von Treibhausgasen ins-
gesamt um rund 18 % reduziert werden (auf 1.005 Mio. Mg CO2-Äquivalente). Dabei kann 
der Abfallwirtschaft für den Zeitraum von 1990 bis 2005 eine Entlastung von ca. 46 Mio. Mg 
CO2-Äquivalente zugeordnet werden (BMU, 2008). Damit hat die Abfallwirtschaft den von ihr 
erwarteten Beitrag zum Minderungsziel des nationalen Klimaschutzprogramms aus dem Jahr 
2000 erreicht. Bis 2012 wird eine weitere Einsparung von 8,4 Mio. Mg CO2-Äquivalenten 
durch die Stilllegung der Deponien prognostiziert (BMU, 2006). Um die mittlerweile zugesag-
ten weitergehenden Ziele (u. a. Reduktion der Treibhausgase in Deutschland um 40 % be-
zogen auf 1990) zu erreichen, ist es erforderlich, weitere Potenziale auch in der Abfallwirt-
schaft zu erschließen.  
 
In Nordrhein-Westfalen werden bereits seit langem bei allen abfallwirtschaftlichen Maßnah-
men v. a. auch die ökologischen Aspekte berücksichtigt. So ist die getrennte Erfassung der 
Wertstoffe im Landesabfallgesetz festgeschrieben und in weiten Teilen umgesetzt.  
 
Zunächst wurden die aktuellen Erkenntnisse über die Zusammenhänge zwischen abfallwirt-
schaftlichen Maßnahmen und deren Auswirkungen auf den Ressourcen- und Klimaschutz 
ausgewertet. Ziel der vorliegenden Studie war es weitere Möglichkeiten zur Stärkung des 
Ressourcen- und Klimaschutzes im Bereich der Siedlungsabfallwirtschaft für das Land Nord-
rhein-Westfalen zu erarbeiten. Hierbei wurden ausschließlich anschlusspflichtige Abfälle be-
rücksichtigt, gewerbliche Abfälle blieben in der Studie unberücksichtigt. Die ermittelten Hand-
lungsfelder sollen zur weiteren Optimierung der Siedlungsabfallentsorgung in Nordrhein-
Westfalen genutzt werden.  
 
Das Projekt wurde von einem Expertenkreis begleitet, in dem Vertreter der Verbände der 
kommunalen und privaten Entsorgungswirtschaft sowie das Landesumweltamt und Fachex-
perten aus der Wissenschaft mitgewirkt haben. Die Inhalte der Studie sowie die Methodik 
und die betrachteten Szenarien wurden in mehreren Sitzungen mit dem Expertenkreis disku-
tiert.  
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2 Untersuchungsinhalte 

2.1 Übersicht der Arbeitsinhalte 

Als Grundlage für die Bearbeitung wurde zunächst eine umfassende Literaturrecherche zu 
den bisher bereits vorliegenden Erkenntnissen zum Einfluss der Siedlungsabfallwirtschaft 
sowie einzelner abfallwirtschaftlicher Maßnahmen auf den Ressourcen- und Klimaschutz 
durchgeführt und aktuelle relevante Gutachten ausgewertet. Aus den vorliegenden Informa-
tionen wurden spezifische Kenndaten (z. B. CO2-Emissionen) zusammengetragen und be-
wertet. Das Ziel dieser Literaturrecherche war die Identifizierung möglicher Handlungsoptio-
nen und die Bewertung der Übertragung auf nordrhein-westfälische Verhältnisse. 
 
Die IST-Situation der Siedlungsabfallwirtschaft in Nordrhein-Westfalen wurde auf der Grund-
lage der Daten zur Entsorgung von Siedlungsabfällen in NRW aus 2006 (Abfallbilanz, 
MUNLV 2007b) dargestellt. Der Vergleich mit der zwischenzeitlich vorliegenden Siedlungs-
abfallbilanz 2007 ergab, dass sich die dargestellten Abfallmengen nicht wesentlich verändert 
haben, so dass die Ausführungen dem aktuellen Stand entsprechen. Die Ermittlung des res-
sourcen- und klimaschutzrelevanten Beitrags erfolgte an Hand der ermittelten Mengen und 
Entsorgungswege sowie der Literaturdaten zu den ökologischen Auswirkungen. Ausgehend 
von der Darstellung der IST-Situation wurden Optimierungspotenziale mit der Zielsetzung 
des Ressourcen- und Klimaschutzes erarbeitet und in verschiedenen Szenarien überprüft.  
 
Für die erarbeiteten Handlungsoptionen wurde sowohl eine Einstufung der Maßnahmen hin-
sichtlich der zeitlichen Umsetzung als auch eine Kostenabschätzung durchgeführt. Abschlie-
ßend wurden eine vergleichende Bewertung der Handlungsoptionen vorgenommen sowie 
Empfehlungen abgeleitet.  

2.2 Betrachtete Abfallarten 

Für die Darstellung der IST-Situation wurden folgende Siedlungsabfälle betrachtet: 
• Restabfall („Hausmüll“) 
• Sperrmüll 
• Bio- und Grünabfälle 
• Papier/Pappe/Kartonagen (PPK) 
• Glas 
• Leichtverpackungen 
• Metalle1 
• Altholz  

                                                 
1
 Nichtverpackungs-Metalle (in der Abfallbilanz als „Andere Metalle“ bezeichnet) 
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Bei der weitergehenden Untersuchung der Optimierungsmöglichkeiten wurden vornehmlich 
die Abfallarten ausgewählt, bei denen Handlungsoptionen im Rahmen der Siedlungsabfall-
wirtschaft gegeben sind. Gewerbliche Abfälle wurden nicht betrachtet.  

2.3 Methodik der Untersuchungen zum Klima- und Ressourcenschutz 

Da zur Abfallwirtschaft bereits zahlreiche Studien mit Ökobilanzen bzw. Bilanzierung einzel-
ner ökologischer Aspekte vorliegen, wurde für die Berechnungen der detaillierter zu betrach-
tenden Szenarien (vgl. Kap. 5) auf die in der Literaturrecherche ermittelten spezifischen 
Kenndaten zurückgegriffen. Die Ergebnisse der verschiedenen Studien wurden verglichen, 
auf Plausibilität geprüft und ggf. zur Anpassung an nordrhein-westfälische Verhältnisse modi-
fiziert. Da die Methodik der Ökobilanz somit die Grundlage der Betrachtungen – wenn auch 
nicht in Form eigener Bilanzierungen, sondern der herangezogenen Studien – darstellt, wird 
im Folgenden kurz das Vorgehen bei einer Ökobilanz vorgestellt. 

2.3.1 Generelles Vorgehen bei Ökobilanzen 

Das generelle Vorgehen bei einer Ökobilanz ist in den DIN EN ISO-Normen 14040 – 14043 
festgelegt (CEN, 1997; CEN, 1998; CEN, 2000a, CEN 2000b):  
 

• DIN EN ISO 14040: Ökobilanz – Prinzipien und allgemeine Anforderungen (1997)  
• DIN EN ISO 14041: Ökobilanz – Festlegung des Ziels und des Untersuchungsrahmens 

sowie Sachbilanz (1998) 
• DIN EN ISO 14042: Ökobilanz – Wirkungsabschätzung (2000) 
• DIN EN ISO 14043: Ökobilanz – Auswertung (2000). 
 
Bei der Zieldefinition müssen nach DIN EN ISO neben einer genauen Beschreibung des ver-
folgten Untersuchungsziels die Funktion des betrachteten Objektes sowie die Systemannah-
men und –grenzen beschrieben werden (vgl. Abb. 1). Dabei ist das System so zu modellie-
ren, dass an den Systemgrenzen Input- und Outputströme als Elementarflüsse darstellbar 
sind, d. h. der Umwelt direkt entnommen bzw. direkt übergeben werden. Weiterhin ist eine 
Bezugsgröße, auf die alle Input- und Outputströme zu beziehen sind, die sogenannte „funk-
tionelle Einheit“, festzulegen. Sie stellt die funktionelle Äquivalenz zwischen zwei zu verglei-
chenden Systemen her und ist somit für die Sicherstellung der Vergleichbarkeit von Ergeb-
nissen notwendig. In Ökobilanzen für die Abfallwirtschaft wird überwiegend „1 Mg Abfall“ als 
funktionelle Einheit genutzt. 
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Abb. 1: Generelle Vorgehensweise bei der Ökobilanzierung (in Anlehnung an DIN EN 
ISO 14040 bis 14043) 

 
Um den Umfang der Untersuchung auf einen angemessenem und durchführbaren Rahmen 
zu begrenzen sind darüber hinaus Systemgrenzen und “Abschneidekriterien“ festzulegen, 
wobei erstere die Schnittstellen zwischen dem untersuchten Produktsystem und der Umwelt 
oder anderen, nicht untersuchten Produktsystemen bilden. 
 
In der Sachbilanz, die in der Regel den Schwerpunkt der Untersuchung darstellt, werden die 
verfügbaren Daten gesammelt, aufbereitet und daraus Input- sowie Output-Ströme für das 
gesamte zu betrachtende System berechnet. Sie ist ein iterativer Prozess, d. h. durch den 
bei der Datenerhebung erarbeiteten Wissensstand wird ggf. eine Änderung der Methode der 
Datenerhebung, des Ziels oder des Untersuchungsrahmens erforderlich (CEN, 1998).  
 
Bei der Wirkungsabschätzung werden die betrachteten Sachbilanzparameter in Umweltwir-
kungen übertragen, d. h. die Daten werden hinsichtlich möglicher Folgen für die Umwelt un-
tersucht und zusammengefasst. Die Wirkungsabschätzung umfasst die Schritte der Festle-
gung von Wirkungskategorien (z. B. Treibhauseffekt, Ressourcenbeanspruchung, Eutrophie-
rung), Wirkungsindikatoren und Modellen der Einteilung der Sachbilanzergebnisse (Klassifi-
zierung) und der Berechnung der Wirkungsindikatorergebnisse (Charakterisierung). Die 
Auswertung und Interpretation der ermittelten Daten erfolgt somit anhand eines Vergleichs 
der einzelnen Systeme hinsichtlich der verschiedenen Wirkungen. (Öko-Institut, 1998).  
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Im Rahmen der vorliegenden Studie wurden vor allem in der Literatur vorhandene Erkennt-
nisse und Ergebnisse zu den Wirkkategorien „Klimaänderung“ und „Ressourcenschutz“ aus-
gewertet. 

2.3.2 Bilanzrahmen 

Im Rahmen von Ökobilanzen für die Abfallwirtschaft umfasst der Bilanzrahmen i. d . R. den 
Weg des Abfalls von seiner Entstehung bis zum Endpunkt seiner Entsorgung. Der Zeitpunkt 
der Entstehung ist für die betrachteten Abfälle i. d. R. der Entstehungsort in Haushalten. Die 
Berechnung erfolgt ab Bereitstellung des Abfalls und schließt das Vorleben des Abfalls, et-
waige Vorbehandlungsmaßnahmen sowie die Herstellung der zu Abfall gewordenen Güter 
aus. Als Endpunkt der Entsorgung wird z. B. im Falle des Einsatzes in der Landwirtschaft 
oder im Landschaftsbau die Aufbringung auf den Boden angesetzt, wobei zeitlich nachfol-
gende, von selbst ablaufende Prozesse, soweit möglich abgebildet werden sollen.  
Bei der Verbrennung wird der Betrachtungsrahmen bis zur Beseitigung von Abfällen, die im 
Verbrennungsprozess anfallen, gezogen, wobei z. B. langfristige Aufwendungen und Auswir-
kungen von Deponien mit zu berücksichtigen sind. 
Zur Wahrung einer präzise definierbaren Systemgrenze werden Umweltbelastungen, die 
durch die Bereitstellung der Investitionsgüter (z. B. Herstellung von Verbrennungsanlagen, 
Anlagenumrüstungen) entstehen, bei der Bilanzierung nicht berücksichtigt.  

2.3.3 Äquivalenzprozesse 

Die aus der Verwertung der Siedlungsabfälle resultierenden Zusatznutzen werden im Rah-
men von Ökobilanzen ebenfalls berücksichtigt. Da die verschiedenen Entsorgungsoptionen 
zu unterschiedlichen Nutzen führen – so ersetzt die Anwendung in der Landwirtschaft z. B. 
mineralische Düngemittel; die Verbrennung ersetzt im Falle von Energieüberschuss dagegen 
primäre Energieträger – ist es erforderlich, die ersetzten primären Produktionsprozesse in 
den Bilanzrahmen aufzunehmen. Andernfalls wäre eine Vergleichbarkeit der Umweltbela-
stungen der jeweiligen Verwertungsarten nicht gegeben. Als Äquivalenzprozesse werden die 
Prozesse zur Bereitstellung der ersetzten Stoffe (z B. Torf, Mineraldünger, Regelbrennstoffe) 
bezeichnet, da sie die Äquivalenz zu den vergleichenden unterschiedlichen Verwertungswe-
gen herstellen. Diese Äquivalenzprozesse müssen vor allem berücksichtigt werden, um zwei 
Verwertungswege, die zu grundsätzlich verschiedenen Nutzen führen, miteinander verglei-
chen zu können. 
Rechnerisch wird für diesen Vergleich in den Ökobilanzen der Abfallwirtschaft in der Regel 
die so genannte „Gutschriften-Methode“ genutzt. Hierbei werden von den Bilanzergebnissen 
eines Entsorgungssystems die Bilanzergebnisse des zugehörigen Äquivalenzprozesses 
substrahiert, d. h. der Option gutgeschrieben. Die unterschiedlichen Nutzen sind praktisch 
herausgekürzt, was zu einer besseren Vergleichbarkeit verschiedener Optionen führt. Die 
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resultierenden Nettoergebnisse der Szenarien werden anschließend miteinander verglichen 
(Vogt et al., 2002). 

2.4 Wirkkategorie „Klimaänderung“ 

Der Treibhauseffekt oder die so genannte globale Erwärmung wird durch die verschiedenen 
„Treibhausgase“ hervorgerufen, da sie die von der Sonne auf die Erde fallende kurzwellige 
Strahlung passieren lassen, aber die von der Erde ausgehende langwellige Strahlung absor-
bieren (UBA, 2008). Dabei strahlen sie die erhaltene Wärmeenergie gleichmäßig in alle Rich-
tungen, also auch zum Boden hin ab, wodurch sich ein sogenannter „Wärmestau“ bildet, der 
zu einem Aufheizen der Atmosphäre und der Erdoberfläche führt. Diese Wärme stauende 
Wirkung der atmosphärischen Spurengase gleicht der Wirkung eines Treibhauses und wird 
daher als „Treibhauseffekt“ bezeichnet. 
 
Mögliche Folge der Freisetzung von Treibhausgasen ist ein globaler Klimawechsel in Form 
einer Erwärmung der Erdatmosphäre, was wiederum zu schädlichen Einwirkungen auf das 
Ökosystem, die menschliche Gesundheit und die Umwelt führen kann.  
 
Der Charakterisierungsfaktor für den Treibhauseffekt ist das sogenannte Treibhauspotenzial 
oder „Global Warming Potential (GWP)“. Dieses GWP kennzeichnet die Klimawirksamkeit 
einzelner gasförmiger Emissionen relativ zur Referenzsubstanz Kohlendioxid, deren Treib-
hauspotenzial gleich eins gesetzt wird. Das GWP wir auf einen Zeithorizont von 100 Jahren 
(GWP 100) ermittelt und in CO2-Äquivalente umgerechnet dargestellt (Tab. 1).  
 
Tab. 1 Global Warming Potential relevanter gasförmiger Emissionen 

Wirkungsäquivalent (GWP 100) Treibhauswirksame Substanz Formel 
[kg CO2-Äquivalente/kg Emission] 

Kohlendioxid  CO2 1 

Methan CH4 21 

Distickstoffmonoxid (Lachgas) N2O 310 

 
Mit Hilfe der Wirkungsäquivalente der einzelnen Substanzen lässt sich der gesamte Treib-
hauseffekt in CO2-Äquivalenten berechnen. Dabei wird der Treibhauseffekt durch Summen-
bildung aus dem Produkt der emittierten Masse einzelner treibhausrelevanter Emissionen 
und dem jeweiligen GWP (Global Warming Potential) errechnet. 
 
Für die vorliegende Studie wurden in der Literatur vorhandene Daten zu spezifischen Netto-
CO2-Emissionen für die Abschätzungen genutzt. 
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2.5 Wirkkategorie „Ressourcenschutz“ 

Der Verbrauch von Ressourcen wird prinzipiell als Beeinträchtigung der Lebensgrundlagen 
von Menschen angesehen. In allen Überlegungen zu einer dauerhaft umweltgerechten Wirt-
schaftsweise spielt die Schonung der Ressourcen eine wichtige Rolle. Dabei wird der Begriff 
„Ressourcen“ manchmal beschränkt auf endliche mineralische oder fossile Ressourcen an-
gewendet oder sehr weit interpretiert, indem z. B. genetische Vielfalt, landwirtschaftliche Flä-
chen etc. darin eingeschlossen werden. Für eine Bewertung der Ressourcenbeanspruchung 
innerhalb der Wirkungsabschätzung wird üblicherweise die jeweilige „Knappheit“ als Kriteri-
um herangezogen.  
 
Zur Wirkungskategorie Ressourcenbeanspruchung gehören z. B. der Verbrauch von Erdöl, 
Erdgas, Braunkohle, Steinkohle oder auch Phosphaten. Für die Beurteilung des Ressour-
censchutzes ist somit kein allgemeingültiger Parameter vorhanden. Vielmehr sind je nach 
betrachteter Abfallart bzw. dem betrachteten Entsorgungsweg unterschiedliche Ressourcen 
relevant. Dabei können die zur Energiebereitstellung genutzten Ressourcen prinzipiell zu 
sogenannten Rohöläquivalenten (ROE) aggregiert werden.  
 
Eine weitere Möglichkeit der Aggregation stellt der so genannte kumulierte Energieaufwand 
(KEA) dar. Dieser bezeichnet die Energiemenge, die für die Herstellung, Transport, Lage-
rung, Verkauf und Entsorgung eines Produktes verbraucht wird, d. h zur Ermittlung des KEA 
werden alle Energieaufwendungen entlang der Gewinnungs- und Herstellungsphase (z. B. in 
GJ/Mg) aufaddiert. Dabei werden auch alle Vorprodukte bis zur Rohstoffgewinnung berück-
sichtigt und der Energieeinsatz aller Produktionsprozesse addiert. Sie gelten für Primärroh-
stoffe ebenso wie für die Sekundärrohstoffe, die aus Abfällen zurück gewonnen werden (Frit-
sche et al., 1999; Giegerich et al., 2007). Der KEA ist als Indikator für den Verbrauch energe-
tischer Ressourcen in Ökobilanzen weitverbreitet.  
 
Im Rahmen der vorliegenden Studie wurde der Schwerpunkt bei der Ressourcenbeanspru-
chung aber auf Ressourcen gelegt, die im Bereich der stofflichen Nutzung angesiedelt sind, 
so dass die Parameter KEA und ROE, die eher die energetischen Ressourcen berücksichti-
gen, nicht als Indikatoren herangezogen wurden.  
 
Ein Parameter für Rohstoffverbrauch wäre der kumulierte Rohstoffaufwand (KRA), der durch 
die Addition aller Rohstoffaufwendungen entlang der Gewinnungsphase jedes Rohstoffes, 
ausgedrückt in Rohstoffmengen in Tonne pro Tonne, ermittelt wird. So wird bei Metallen z. B. 
das jeweilige Erz als Ausgangsmaterial berücksichtigt und alle mineralischen und energeti-
schen Rohstoffe ebenso als Ausgangsmaterial dazugerechnet. Bei einem Wertstoff in einer 
Abfallmatrix muss der ursprüngliche Abfall als Ausgangspunkt der Berechnung herangezo-
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gen werden (Giegerich et al., 2007). Da im Rahmen der vorliegenden Studie jedoch keine 
vollständigen Ökobilanzierungen durchgeführt wurden und der kumulierte Rohstoffaufwand 
in anderen Studien i. d. R. nicht berücksichtigt wird, liegen zu diesem Parameter keine ver-
wertbaren Daten vor.  
 
Als weiterer Parameter zur Beurteilung von Umwelteinwirkungen wird der sogenannte 
UEBEL-Index diskutiert, welcher als Umwelteinwirkungsbelastung ein Maß der jeweiligen 
Belastung darstellt, bei der der langfristige und nachhaltige Schutz des jeweiligen Umwelt-
schutzgutes gerade noch gewährleistet ist. Bei der Nutzung des UEBEL-Indikators ist somit 
eine Auswahl an Schutzgütern und Umweltwirkungen notwendig, für die wiederum im Ein-
zelnen Umweltqualitätsziele vorhanden sein müssen und diese Ziele auch „messbar“ ge-
macht werden können (Giegerich et al., 2007). Da der Parameterumfang des UEBEL-
Indikators verschiedene Umweltwirkungen vereint (Treibhauseffekt, Schwefeldioxid, Stick-
oxide, Ammoniak, flüchtige organische Verbindungen (NMVOC), AOX (Halogene absorbier-
bare Verbindungen), Ammonium, Flächenverbrauch) und zusätzlich Umweltqualitätsziele zu 
definieren sind, die nicht Ziel der Arbeiten waren, ist dieser Indikator für die vorliegende Stu-
die nicht anwendbar. 
 
In den im Rahmen der Studie untersuchten Szenarien wurden daher gezielt einzelne unter-
schiedliche Ressourcen betrachtet, die in Zusammenhang mit den betrachteten Maßnahmen 
relevant sind und das Kriterium der Endlichkeit erfüllen: 
 
• Komposte aus Bio- und Grünabfällen ersetzen Torf, mineralische Düngemittel (u. a. Roh-

phosphat) und tragen zur Humusbildung bei (letzteres wurde hier nur in Bezug auf den 
Klimaschutz berücksichtigt). 

• Wiederverwertetes Altpapier ersetzt Zellstoff 
• Aus Abfällen separierte und aufbereitete Eisen- und Nichteisenmetalle ersetzen Metaller-

ze 
• Energiebereitstellung aus Müllverbrennungsanlagen ersetzt u. a. fossile Energieträger 
 
Für die verschiedenen Abfallarten wurden somit die Massen der ersetzten einzelnen Roh-
stoffe ermittelt und jeweils separat dargestellt. Eine Aggregation zu einem übergreifenden 
Parameter des Ressourcenverbrauchs wurde nicht durchgeführt. Die ausgewählten Parame-
ter werden nachfolgend erläutert. 

2.5.1.1 Ressourcenschutz durch Bio- und Grünabfallverwertung 

Durch die Bio- und Grünabfallverwertung können sowohl Torf als auch mineralische Res-
sourcen eingespart werden.  
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• Torf 
In Deutschland werden ca. 350 km² Hochmoorflächen zur Torfgewinnung genutzt (Falken-
berg, 2006, zit. in Kranert et al., 2007). Der Torfbedarf liegt bundesweit bei ca. 10 Mio. m³/a, 
wovon ca. 10 – 15 % für industrielle Zwecke und 85 – 90 % für die Herstellung von gärtneri-
schen Erden für den Hobbybereich („Blumenerden“), bzw. für den Produktionsgartenbau 
genutzt werden (Aufteilung Hobbybereich zu Produktionsgartenbau ca. 1/3 zu 2/3 (Falken-
berg, 2004, zit. in Kranert et al., 2007). Der Torfbedarf für Nordrhein-Westfalen lässt sich 
unter Berücksichtigung des o. g. Torfverbrauchs in Deutschland und daraus abgeleiteten 
einwohnerspezifischen Werten auf ca. 2 Mio. m³/a abschätzen.  
 
Gegenwärtig stammen ca. 50 – 75 % des in Deutschland genutzten Torfs aus inländischer 
Produktion, der Rest wird z. B. aus dem Baltikum importiert. Zu der restlichen Nutzungsdau-
er inländischer Torfvorräte existieren keine offiziellen Zahlen. Aktuelle Schätzungen gehen 
von ca. 20 – 30 Jahren aus (Kranert et al., 2007).  
 
Torf wird vor allem in der Erdenindustrie bevorzugt eingesetzt, da er einen hohen Anteil an 
organischer Masse und eine hohe Wasserhaltekapazität aufweist, gleichzeitig aber nähr-
stoffarm ist. Er bietet die Möglichkeit der gezielten auf den Bedarf abgestimmten Zufuhr von 
Nährstoffen und erweist sich somit als ausgezeichnete Trägersubstanz. Des Weiteren ist er 
biologisch inaktiv, d. h. stabil. 
 
Für den Ersatz von Torf vor allem in gärtnerischen Erden durch andere Substratausgangs-
stoffe wären nach Schätzungen bundesweit ca. 1,5 bis > 2 Mio. m³/a Komposte (v. a. güte-
gesicherte Komposte und z. T. Rindenhumus und Holzfaser) einsetzbar, d. h. ca. 15 – 20 % 
des aktuellen Torfbedarfes könnten damit ersetzt werden. Dazu sind aber entsprechende 
logistische, wirtschaftliche und marktpolitische Rahmenbedingungen zu schaffen. Längerfri-
stig gesehen könnten bis zu 3 Mio. m³ Kompost in gärtnerischen Erden für den Hobbybe-
reich und Kultursubstraten für den Produktionsgartenbau in Deutschland eingesetzt werden, 
wodurch der aktuelle Torfverbrauch um ca. 30 % reduziert werden könnte. Gegenwärtig wird 
dieses Potenzial aber nur zu ca. 10 % genutzt (Kranert et al., 2007).  
 
Zur Ermittlung der ersetzten Torfmenge wurden zunächst die aktuellen Entsorgungswege für 
Bio- und Grünabfallkomposte in Nordrhein-Westfalen ermittelt. Abb. 2 zeigt, dass der Haupt-
teil der Bio- und Grünabfallkomposte in der Landwirtschaft (61 %) verwertet wird. Ca. 11 % 
werden für den Landschaftsbau bzw. die Rekultivierung eingesetzt. Erdenwerke verwerten 
einen Anteil von 8 % der Bio- und Grünabfallkomposte. Bezogen auf die Grünabfallkomposte 
entspricht dieses einem Anteil von 12 % (VHE, 2008) und auf die Bioabfallkomposte von 
7 %.  
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Abb. 2 Verwertungswege für Bio- und Grünabfallkomposte in Nordrhein-Westfalen 
(VHE, 2008) 

 
Je nach Beschaffenheit der organischen Abfälle können unterschiedliche Torfmengen ersetzt 
werden. Dabei zeigen holzige Grünabfallanteile die höchsten Torfersatzquoten (Tab. 2). 
 

Tab. 2 In Abhängigkeit der Grünabfallzusammensetzung mögliche Torfersatzquote 
(Kranert et al., 2007) 

Torfersatz Grünabfallzusammensetzung 
[m³ Torf/Mg Grünabfall] 

Holzig 3,2 
Stark holzig bis schwach krautig 1,9 
Schwach holzig bis stark krautig 1,2 
Krautig – grasig 0,8 

 
• Humusbildung 
Eine bislang oftmals nicht berücksichtigte oder unterschätzte Auswirkung der Kompostver-
wertung ist die Humusbildung. So zeichnen sich Komposte durch geringe Gehalte an leicht-
abbaubaren Kohlenstoffverbindungen aus, da diese während des Kompostierungsprozesses 
weitgehend mineralisiert wurden. Schwerabbaubare Bestandteile werden zudem überwie-
gend in stabile Huminstoffe überführt. Dabei liegt die Humusreproduktionsleistung nach Bid-
lingmaier (2008) signifikant über der anderer organischer Dünger (Tab. 3).  
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Tab. 3 Humus-Reproduktionskoeffizient verschiedener organischer Dünger (Bidling-
maier, 2008) 

Humusreproduktionskoeffizient Düngerart 
[Mg Humus-C/Mg Dünger-C] 

Gründüngung 0,1 – 0,2 
Stroh 0,2 
Mist 0,4 
Kompost 0,4 

Niedermoortorf 0,5 

 
Die mit Komposten auf die Böden aufgebrachte organische Substanz wirkt auf die mikrokli-
matischen, physikalischen, biologischen und chemischen Bodeneigenschaften und verbes-
sert die Bodenfruchtbarkeit. Dabei führt die Humusbildung zur Verbesserung landwirtschaft-
lich genutzter Böden hinsichtlich Erosionsanfälligkeit, Wasserhaltefähigkeit und Nährstoff-
nachlieferung.  
Des Weiteren findet durch die Humusbildung eine Kompensation treibhausrelevanter Emis-
sionen statt, indem Kohlenstoff als Humus gebunden wird. Dieser Aspekt wird im Rahmen 
der Untersuchungen zu den Auswirkungen der Kompostanwendung auf den Klimaschutz mit 
berücksichtigt (vgl. Kap. 5.2.1).  
 
• Mineralische Ressourcen / Nährstoffe 
Ein weiterer Ressourcen schonender Effekt ist die aus der Kompostanwendung resultierende 
Nährstoffzuführung, die zur Einsparung mineralischer Düngemittel führt. So weisen Kompo-
ste aus aeroben Behandlungen im Mittel die in Tab. 4 dargestellten Nährstoffgehalte auf. 
 
Zusätzlich ist zu berücksichtigen, dass nicht alle Nährstoffe vollständig pflanzenverfügbar 
sind. So ist Phosphor im Anwendungsjahr zu 50 % pflanzenverfügbar, in den vier Folgejah-
ren werden weitere 50 % verfügbar. Kalium wird im Anwendungsjahr zu 80 % und in den 
Folgejahren zu 100 % verfügbar (LAGA, 1995). Stickstoff ist dagegen in 3 Jahren zu 20 – 35 
% pflanzenverfügbar, wobei im Anwendungsjahr ca. 3 – 10 % pflanzenverfügbar sind und in 
den folgenden Jahren noch einmal jeweils 5 – 12 % (LTZ, 2008).  
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Tab. 4 Nährstoffgehalte in Bioabfallkomposten aus der aeroben Behandlung (BGK 
2007, in LTZ, 2008) 

Gehalte 
Nährstoff Einheit 

Spanne* Mittelwert 
Stickstoff (N) [% TS] 0,85 – 1,98 1,41 
Phosphor (P2O5) [% TS] 0,36 – 1,03 0,68 
Kalium (K2O) [% TS] 0,57 – 1,64 1,09 
Magnesium (MgO) [% TS] 0,34 – 1,30 0,78 

*: 10. und 90. Quantil  
 
Im Rahmen einer nachhaltigen Ressourcenbewirtschaftung hat insbesondere Phosphor we-
gen seiner nur noch begrenzten Verfügbarkeit und der Tatsache, dass Phosphat (P2O5) nicht 
substituierbar ist, besondere Bedeutung. Dabei ist die Einschätzung der Experten, wie lange 
die Phosphorvorräte noch reichen werden, sehr unterschiedlich. Die Prognosen über die 
verbleibende Nutzungsdauer liegen, je nach Abbauwürdigkeit zwischen 40 und 100 Jahren 
(Vogt et al., 2002; NN, 2008; Delschen, Oberdörfer, 2008). 
 
Deutschland besitzt keine eigenen Lagerstätten für Phosphaterze und ist daher auf Phos-
phor-Importe angewiesen. 85 % des Phosphors werden in der Düngemittelindustrie verwen-
det, wobei der Absatz von Phosphat in der Düngemittelindustrie nach Angaben des Statisti-
schen Bundesamtes und des BMELV im Wirtschaftsjahr 2005/2006 zurückgegangen ist auf 
274.000 Mg Phosphat. Im Vorjahr lag der Phosphatabsatz in der Düngemittelindustrie bei ca. 
303.000 Mg Phosphat (Schmitt et al., 2007). Nach Delschen und Oberdörfer (2008) werden 
in Nordrhein-Westfalen derzeit nur rund 13.500 Mg/a Phosphat aus Mineraldüngern einge-
setzt. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass sich die Angaben auf den Düngemittelabsatz in 
Nordrhein-Westfalen beziehen, d. h. Düngemittelmengen, die in Nordrhein-Westfalen ver-
marktet, aber außerhalb der Landesgrenzen aufgebracht werden, werden mit erfasst. Die 
außerhalb der Landesgrenzen vermarktete Düngemittel, die in Nordrhein-Westfalen aufge-
bracht werden, dagegen nicht. Zusätzlich besteht aktuell ein Defizit in der Phosphatbilanz 
der landwirtschaftlich genutzten Flächen von ca. 15.000 Mg/a (Delschen, Oberdörfer 2008), 
so dass langfristig ein jährlicher Bedarf von ca. 28.500 Mg/a resultieren würde.  
 
Im Rahmen der vorliegenden Studie wurde die Einsparung an Rohphosphat somit als Leitpa-
rameter für den Ersatz der mineralischen Ressourcen durch die Bio- und Grünabfallbehand-
lung genutzt.  
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2.5.1.2 Ressourcenschutz durch Verwertung von Papier, Pappe und Kartonagen 

Für die Beurteilung der Ressourcenschonung durch die Verwertung von Papier, Pappe und 
Kartonagen (PPK) wurde als zu betrachtender Leitparameter der Zellstoffersatz durch die 
Altpapierverwertung ausgewählt. Muss der Zellstoff nicht aus Neufasern hergestellt werden, 
so werden hierdurch letztendlich Waldflächen geschont.  
Da bei der Aufbereitung von Altpapier verschiedene Sortierrückstände anfallen (z. B. Grob-, 
Schwer- und Leichtschmutz, sog. Pulperzopf und Trommelauswurf (Peche et al., 2007b)) 
und da bei der Papierherstellung immer auch ein Anteil an Frischfasern benötigt wird, kann 
Zellstoff nicht zu 100 % durch Altpapier ersetzt werden. Nach ifeu (2006) kann 1 Mg Altpa-
pier circa 0,75 Mg Zellstoff ersetzen.  
Zusätzlich wird durch den Einsatz von Altpapier bei der Papierherstellung ca. 85 % des bei 
der Herstellung aus Zellstoff benötigten Frischwassers eingespart. Dieser Aspekt wird in der 
vorliegenden Studie jedoch nicht weiter berücksichtigt. 

2.5.1.3 Ressourcenschutz durch Wertstoffausschleusung bei der Sperrmüllaufberei-
tung 

Bei der Sperrmüllaufbereitung werden verschiedene Wertstoffe ausgeschleust, deren Ver-
wertung wiederum zur Ressourcenschonung beitragen. Als Leitparameter wurde für dieses 
Szenario die Einsparung an Eisenerz und Bauxit durch die Metallverwertung genutzt (vgl. 
Kap. 2.5.1.4). 

2.5.1.4 Ressourcenschutz durch Optimierungen in Müllverbrennungsanlagen 

Zur Ermittlung der Auswirkungen der Optimierungsmaßnahmen in Müllverbrennungsanlagen 
auf den Ressourcenschutz wurden folgende Ansätze gewählt:  
 
 Energieeffizienz 
Durch die Produktion von Strom und Wärme in den Müllverbrennungsanlagen werden Pri-
märbrennstoffe ersetzt. Für die vorliegende Studie wurden der Ersatz von Stein- und Braun-
kohle berücksichtigt.  
Die weltweiten Reserven an Steinkohle liegen bei 785 Mrd. Mg und reichen damit bei stati-
stischer Betrachtung noch 169 Jahre. In Deutschland betrug die Steinkohleförderung in 2007 
21,3 Mio. Mg, wovon 15,9 Mio. Mg auf das Fördergebiet „Ruhr“ entfallen. Die Förderleistung 
an Braunkohle lag in 2007 bei 180,4 Mio. Mg (Rheinland 99,8 Mio. Mg). Hier betragen die 
weltweiten Reserven 204 Mrd. Mg und haben eine Reichweite von 227 Jahren (Frondel et 
al., 2007).  
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 Rostaschenverwertung  
Bei der Rostaschenverwertung werden i. d. R. Fe- und NE-Metalle abgetrennt und die aufbe-
reiteten MV-Aschen als Baustoffe, z. B. im Straßenbau eingesetzt. Die Optimierung der 
Rostaschenverwertung durch Erhöhung der Fe-und NE-Metallabscheidung führt somit zum 
Ersatz von Eisenerz bzw. Bauxit, wobei 1 Mg Sekundäreisen ca. 1,5 Mg Erz ersetzt und 
1 Mg Sekundäraluminium ca. 4 Mg Bauxit (Umberto, 2008). Durch die baustoffliche Verwer-
tung der MV-Aschen werden Naturbaustoffe im Verhältnis von 1:1 ersetzt, d. h. 1 Mg 
Rostasche ersetzt 1 Mg Naturbaustoff (Kersting, 2008b). 
Stahl wird aus Eisenerzen gewonnen und ist aufgrund seiner Vielseitigkeit der am meisten 
verbaute Werkstoff der Welt. 2007 wurden in Deutschland 48,6 Mio. Mg Rohstahl erzeugt. 
Damit ist Deutschland der größte Rohstahlproduzent in Europa (EU-27: 206,8 Mio. Mg) und 
der sechstgrößte der Welt (Stahl-Zentrum, 2007). Bei der Erzeugung von Rohstahl werden 
heute bereits 450 kg Schrott pro Mg Rohstahl eingesetzt. Die Nachfrage nach Stahl erhöhte 
sich in den letzten Jahren drastisch, da sich seit 2003 die Nachfrage der Länder China, Indi-
en und Russland deutlich bemerkbar macht. So verdoppelten sich die Preise für Feinerz und 
Kokskohlen seit 2003 und der Schrottpreis stieg um 30 %, ist mittlerweile aber wieder rück-
läufig. Durch die hohe Nachfrage hat die Bedeutung von Stahlschrott deutlich zugenommen 
(Ameling, 2007, Ameling 2007b). 
Basierend auf den Zahlen von 2004 betragen die weltweiten Reserven an Eisenerz 160 Mrd. 
Mg und haben eine Reichweite von 119 Jahren (Frondel et al., 2007). Bei diesen Zahlen 
handelt es sich um die Reserven, d. h. um die Vorkommen in der Erdkruste, die sicher nach-
gewiesen und mit bekannter Technologie wirtschaftlich zu gewinnen sind. 
Aluminium ist nach Stahl das am häufigsten verwendete Metall der Welt und kommt in der 
Natur in Form von oxidischen Verbindungen vor. Bauxit ist hierbei das häufigste Erzgemisch 
und besteht zu 30 bis 60 % aus Aluminiumhydroxid (Igora, 2002). Der Energieaufwand für 
die Produktion von Primäraluminium ist mit 13,5 kWh pro Mg Aluminium sehr hoch. Seit 
1960 konnte der Energieaufwand jedoch durch Prozessoptimierungen um rund 36 % ge-
senkt werden (Aluminium, 1999).  
In Deutschland wurden in 2006 ca. 515.500 Mg Primäraluminium produziert. Hinzukommen 
rund 795.700 Mg Recyclingaluminium (VAR, 2006). Weltweit betrug die Produktion von Pri-
märaluminium 2006 34 Mio. Mg (GDA, 2007). 
In 2004 lag die weltweite Förderung an Bauxit bei 159 Mio. Mg. Die Reserven an Bauxit lie-
gen bei 25 Mrd. Mg mit einer Reichweite von 157 Jahren (Frondel et al., 2007). 

3 Beschreibung der IST-Situation der Abfallwirtschaft  

Im folgenden Kapitel werden zunächst die im Jahr 2006 angefallenen Abfallmengen sowie 
die jeweiligen Entsorgungswege dargestellt. Für 2007 sind die Abfallmengen ausweislich der 
zwischenzeitlich vorliegenden Abfallbilanz nahezu konstant geblieben. Auf Grundlage dieser 
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Daten wird der aktuelle Beitrag der Siedlungsabfallwirtschaft in Nordrhein-Westfalen zum 
Klima- und Ressourcenschutz ermittelt und dargestellt.  

3.1 Strukturdaten in NRW 

Das Land Nordrhein-Westfalen gliedert sich verwaltungsmäßig in fünf Regierungsbezirke. 
Öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger sind nach § 5 Landesabfallgesetz (ANONYMUS, 
1988) die Kreise und kreisfreien Städte. Die abfallwirtschaftliche Situation der Kreise und 
kreisfreien Städte wird maßgeblich durch die unterschiedlichen Siedlungs- und Bevölke-
rungsstrukturen beeinflusst. Nordrhein- Westfalen weist dabei sowohl ausgeprägt ländliche 
Regionen als auch äußerst dicht besiedelte Ballungsräume auf. Die Bevölkerungsdichte 
stieg in Nordrhein-Westfalen in der Vergangenheit kontinuierlich leicht an.. Für 2006 ist erst-
malig ein leichter Rückgang zu verzeichnen. Aktuell liegt die durchschnittliche Einwohner-
dichte bei 529 Einwohnern pro km². Die Bevölkerungsdichte in Nordrhein-Westfalen ist damit 
mehr als doppelt so hoch wie im Bundesdurchschnitt (2006: 230 Einwohner pro km²) und hat 
sich auch im Jahr 2007 nicht geändert (MUNLV, 2008).  
 
Für die Abfallwirtschaft einer Gebietskörperschaft stellt die Bevölkerungsdichte einen wichti-
gen Einflussfaktor dar. Im Rahmen der vorliegenden Studie wird bei den nachfolgend darge-
stellten Mengenbetrachtungen eine Differenzierung in zwei Strukturcluster vorgenommen:  
 
• städtisch geprägte Region (> 1.000 E/km²) 
• ländlich geprägte Region (< 1.000 E/km²) 
 
Bei Berücksichtigung dieser Aufteilung wohnen ca. 59 % der Gesamteinwohner Nordrhein-
Westfalens in ländlich geprägten Regionen und  ca. 41 % der Gesamteinwohner in städtisch 
geprägten Regionen.  
 
Die Auswirkungen der betrachteten Szenarien auf den Ressourcen- und Klimaschutz werden 
anschließend für Gesamt-Nordrhein-Westfalen dargestellt. 

3.2 Abfallmengen und Entsorgungswege 2006 

3.2.1 Bio- und Grünabfälle 

Die getrennte Bioabfallerfassung ist in Nordrhein-Westfalen weitgehend flächendeckend ein-
geführt, wobei die Nutzung der Biotonnen mit unterschiedlicher Intensität erfolgt. Um eine 
möglichst hohe Kompostqualität zu erreichen, werden in städtischen Regionen die Bioabfälle 
zum Teil nur in bestimmten Stadtteilen bzw. mit geringer Teilnehmerquote erfasst. In den 
überwiegend ländlichen Bereichen ist eine Bioabfallerfassung weitgehend auf hohem Niveau 
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eingeführt (MUNLV, 2007b). Im Jahr 2006 wurden in Nordrhein-Westfalen insgesamt ca. 
1,86 Mio. Mg Bio- und Grünabfälle zur Entsorgung getrennt erfasst (Tab. 5).  
 
Unter “Bioabfällen“ aus Haushalten werden nachfolgend die über die Biotonne erfassten Kü-
chen- und Gartenabfälle verstanden. Als “Grünabfälle“ werden nachfolgend die in der Abfall-
bilanz unter die Rubrik Garten-, Park- und Friedhofsabfälle fallenden Abfälle verstanden, die 
neben dem Grünschnitt aus Haushalten (erfasst über Wertstoffhöfe, Grünabfallsammelplätze 
oder Straßensammlung) auch die Garten- und Parkabfälle aus dem öffentlichen Bereich um-
fassen. Eine getrennte Erfassung nach den Herkunftsbereichen ist dabei nicht möglich.  
 
Die aus den Haushalten stammenden Mengen sowie die Verteilung der Gartenabfälle auf die 
beiden Fraktionen werden im Wesentlichen durch die Siedlungsstruktur (z. B. Gartengröße, 
Möglichkeit der Eigenkompostierung) sowie die angebotenen Erfassungssysteme (Größe der 
Biotonne, Art und Umfang der Grünabfallsammlung) beeinflusst.  
 
Von den Bioabfällen wird der überwiegende Teil in ländlich strukturierten Regionen erfasst 
(ca. 82 %). Bei den Grünabfällen ist dieser Unterschied nicht so deutlich ausgeprägt. Hier 
stammen ca. 58 % aus den ländlich strukturierten Regionen und ca. 42 % aus den städtisch 
strukturierten Regionen.  
 

Tab. 5 Bio- und Grünabfallmengen in Nordrhein-Westfalen 2006 (MUNLV, 2007b) 

Bioabfall Grünabfall Gesamt Regionale Struktur 
[Mg/a] [%] [Mg/a] [%] [Mg/a] [%] 

Ländlich  947.012 82,3 416.050 58,4 1.363.062 73,1 
Städtisch 204.208 17,7 296.962 41,6 501.170 26,9 
Gesamt 1.151.220 100 713.012 100 1.864.232 100 

 
Die oben dargestellten Unterschiede werden bei den einwohnerspezifischen Bio- und Grün-
abfallmengen besonders deutlich. In ländlichen Regionen liegen die Werte für die getrennt 
erfassten Bio- und Grünabfallmengen zwischen 55 kg/(E*a) und 222 kg/(E*a), mit einem 
durchschnittlichen spezifischen Aufkommen von 39 kg/(E*a) an Grünabfällen und ca. 90 
kg/(E*a) an Bioabfällen (Tab. 6). In den städtischen Regionen variieren die getrennt verwer-
teten Bio- und Grünabfallmengen zwischen ca. 26 kg/(E*a) und ca. 140 kg/(E*a) mit durch-
schnittlichen Grünabfallaufkommen von 40 kg/(E*a) und einem durchschnittlichen Bioab-
fallaufkommen von 27 kg/(E*a). Im Mittel fallen in Nordrhein-Westfalen somit insgesamt ca. 
64 kg/(E*a) Bioabfälle sowie ca. 40 kg/(E*a) Grünabfälle an. 
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Tab. 6 Spezifische Bio- und Grünabfallmengen in Nordrhein-Westfalen 2006 (MUNLV, 
2007b) 

Bioabfall Grünabfall Gesamt Regionale Struktur 
[kg/E*a] [kg/E*a] [kg/E*a] 

Ländlich  90 39 129 
Städtisch 27 40 67 
NRW gesamt 64 40 104 

 
Zur Entsorgung der Bio- und Grünabfälle wurden in Nordrhein-Westfalen von den öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträgern im Jahr 2006 neben 66 Kompostierungsanlagen auch 
5 Vergärungsanlagen genutzt. Einen Überblick über die Entsorgungswege für die getrennt 
erfassten Bio- und Grünabfälle geben Abb. 3 und Abb. 4. Es wird deutlich, dass die Behand-
lung der Bio- und Grünabfälle zur Zeit überwiegend in Kompostwerken erfolgt (89 % bzw. 
87 %). Der Anteil der Bioabfälle, die einer Vergärung zugeführt werden, liegt derzeit bei 
11 %. Grünabfälle werden in Vergärungsanlagen vor allem als Strukturmaterial für die Nach-
rotte eingesetzt. 6 % der Grünabfälle gehen in Aufbereitungsanlagen, wo im Wesentlichen 
eine Vorbehandlung zur anschließenden energetischen Verwertung (in Biomasseheizkraft-
werken) erfolgen dürfte.  

 

Abb. 3 Entsorgungswege der getrennt erfassten Bioabfälle (MUNLV, 2007b) 
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*: für Rekultivierungszwecke 

Abb. 4: Entsorgungswege der getrennt erfassten Grünabfälle (MUNLV, 2007b) 

 

3.2.2 Papier / Pappe / Kartonagen 

In Nordrhein-Westfalen wurden im Jahr 2006 ca. 1,3 Mio. Mg an Papier, Pappe und Karto-
nagen (PPK) getrennt erfasst (vgl. Tab. 7). Die durchschnittliche einwohnerspezifische Ab-
fallmenge liegt zwischen 69 kg/(E*a) (städtisch) und ca. 74 kg/E*a (ländlich) und ist somit 
eher unabhängig von der Bevölkerungsdichte (MUNLV, 2007b). In acht Kreisen und kreis-
freien Städten wurden im Jahr 2006 PPK-Mengen > 80 kg/(E*a) erfasst, in 5 Kreisen und 
kreisfreien Städten PPK-Mengen < 60 kg/(E*a). 
 

Tab. 7 Gesamt- und spezifische Menge an Papier, Pappe, Kartonagen in Nordrhein-
Westfalen 2006 (MUNLV, 2007b) 

PPK Regionale Struktur  
[Mg/a] [%] [kg/E*a] 

Ländlich  780.862 60,3 74 
Städtisch 514.485 39,7 69 
NRW gesamt 1.295.348 100 72 

 
Die erfassten Altpapiermengen werden in Aufbereitungs- und Produktionsanlagen entsorgt 
und über diesen Weg weitgehend stofflich verwertet (vgl. Abb. 5). 
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Abb. 5 Entsorgungswege für Papier, Pappe, Kartonagen (MUNLV, 2007b) 

3.2.3 Altglas 

Die im Jahr 2006 in Nordrhein-Westfalen getrennt erfasste Altglasmenge betrug ca. 
0,4 Mio. Mg. Die einwohnerspezifischen Altglasmengen liegen bei 23 kg/(E*a) (ländlich) bzw. 
20 kg/(E*a) (städtisch) und zeigen somit keinen Einfluss der Bevölkerungsdichte auf die 
Menge (vgl. Tab. 8). Im Durchschnitt lag die einwohnerspezifische Altglasmenge im Jahr 
2006 bei ca. 22 kg/(E*a).  
 

Tab. 8: Gesamt- und spezifische Altglasmenge in Nordrhein-Westfalen 2006 (MUNLV, 
2007b) 

Altglas Regionale Struktur 
[Mg/a] [%] [kg/E*a] 

Ländlich  243.988 62,0 23 
Städtisch 149.365 38,0  20 
NRW gesamt 393.353 100 22 

 
Insgesamt ist die der Altglasverwertung zugeführte Menge in Nordrhein-Westfalen seit 1998 
kontinuierlich gesunken und hat im Jahr 2006 in Nordrhein-Westfalen die niedrigste erfasste 
Glasmenge seit 1995 erreicht. Dies ist sowohl auf die Einführung der Pfandpflicht als auch 
auf den seit Jahren in Deutschland zu beobachtenden Trend zurückzuführen, dass Geträn-
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keverpackungen aus Kunststoff (v. a. PET) der Vorzug vor Glas gegeben wird (MUNLV, 
2007b).  
 

 

Abb. 6 Entsorgungswege für Altglas (MUNLV, 2007b) 

 
Von der getrennt erfassten Altglasmengen wurden 99 % in Aufbereitungs- bzw. Produktions-
anlagen verwertet (vgl. Abb. 6).  
 

3.2.4 Leichtverpackungen 

Die in der Regel über den gelben Sack bzw. Behälter erfasste Fraktion der Leichtverpackun-
gen umfasst Verpackungen aus Aluminium, Weißblech, Kunststoff und Verbundstoffen, ent-
hält zusätzlich in der Regel aber auch unterschiedliche Anteile an Nichtverpackungen und 
Restabfall. Insgesamt wurden ca. 0,6 Mio. Mg erfasst. Die einwohnerspezifische Menge liegt 
im Durchschnitt in Nordrhein-Westfalen bei 34 kg/(E*a) (36 kg/(E*a) in ländlichen Regionen, 
31 kg/(E*a) in städtischen Regionen) (Tab. 9). 
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Tab. 9 Gesamt- und spezifische Menge an Leichtverpackungen in Nordrhein-
Westfalen 2006 (MUNLV, 2007b) 

Leichtverpackungen Regionale Struktur  
[Mg/a] [%] [kg/E*a] 

Ländlich  380.176 62,0 36 
Städtisch 233.456 38,0 31 
NRW gesamt 613.632 100 34 

 
 

 

Abb. 7: Entsorgungswege für Leichtverpackungen (MUNLV, 2007b)  

 
Auch für die Leichtverpackungen sind die Aufbereitungsanlagen mit 95 % der wesentliche 
Entsorgungsweg. Ca. 5 % der Leichtverpackungen wurden in MVA entsorgt (Abb. 7). 

3.2.5 Metalle 

Unter dem Begriff “Metalle“ werden hier die in der öffentlichen Entsorgung angefallenen Alt-
metalle zusammengefasst, im Jahr 2006 34.222 Mg. Die einwohnerspezifischen Mengen an 
diesen Metallen betrugen zwischen ca. 1 kg/(E*a) (ländlich) und ca. 3 kg/(E*a) (städtisch). 
Für Nordrhein-Westfalen ergab sich damit eine durchschnittliche einwohnerspezifische Men-
ge an Metallen von ca. 2 kg/(E*a) (Tab. 10). 
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Tab. 10 Gesamt- und spezifische Menge an Metallen in Nordrhein-Westfalen 2006 
(MUNLV, 2007b) 

Regionale Struktur Metalle 
 [Mg/a] [%] [kg/E*a] 
Ländlich  9.533 27,9 1 
Städtisch 24.689 72,1 3 
NRW gesamt 34.222 100 2 

 
Die Metalle werden in Aufbereitungsanlagen und über Umschlagplätze einer Verwertung 
zugeführt (Abb. 8). Alle anderen Entsorgungsmöglichkeiten spielen bei den sonstigen Metal-
len keine Rolle. 

 

Abb. 8 Entsorgungswege für Metalle (MUNLV, 2007b)  

 

3.2.6 Altholz 

Die im Rahmen der öffentlichen Entsorgung erfasste Altholzmenge war mit 123.232 Mg im 
Jahr 2006 in Nordrhein-Westfalen im Vergleich zum Altholzpotenzial in Nordrhein-Westfalen 
(vgl. Kap. 4.4) vergleichsweise gering. Dabei stammten 57 % aus ländlich strukturierten Re-
gionen und 43 % aus eher städtisch strukturierten Gebieten (Tab. 11). Die einwohnerspezifi-
sche Altholzmenge betrug in beiden Regionen 7 kg/(E*a). 
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Tab. 11 Gesamt- und spezifische Altholzmenge in Nordrhein-Westfalen 2006 (MUNLV, 
2007b) 

Altholz Regionale Struktur 
[Mg/a] [%] [kg/E*a] 

Ländlich  70.380 57,1 7 
Städtisch 52.852 42,9 7 
NRW gesamt 123.232 100 7 

 
Wesentliche Entsorgungswege für Altholz waren Aufbereitungs- und Produktionsanlagen 
(Abb. 9). Ca. 4 % des Altholzes sind in MVA bzw. Kraftwerken entsorgt worden (Abb. 9). 
Nach den Aufbereitungsanlagen werden die Althölzer sowohl stofflich als auch energetisch 
verwertet. So wurden die von den örE in Nordrhein-Westfalen erfassten Althölzer zu ca. 48 
% (bzw. 59.578 Mg) stofflich verwertet und zu 52 % (bzw. 63.655 Mg) thermisch behandelt / 
verwertet.  
 

 

Abb. 9 Entsorgungswege für Altholz (MUNLV, 2007b) 

3.2.7 Sperrmüll 

Die 2006 in Nordrhein-Westfalen angefallene Sperrmüllmenge betrug ca. 0,7 Mio. Mg (Tab. 
12). Dabei zeigen die einwohnerspezifischen Sperrmüllmengen deutliche regionale Einflüs-
se. So schwankt das Aufkommen zwischen 2 kg/(E*a) und 78 kg/(E*a), wobei in den ländli-
chen Regionen 31 kg/(E*a) und in den städtischen Regionen ca. 46 kg/(E*a) an Sperrmüll 
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getrennt erfasst wurden. Für Nordrhein-Westfalen ergibt sich eine durchschnittliche einwoh-
nerspezifische Sperrmüllmenge von 37 kg/(E*a). 
 

Tab. 12 Gesamt- und spezifische Sperrmüllmenge in Nordrhein-Westfalen 2006 
(MUNLV, 2007b) 

Sperrmüll Regionale Struktur 
[Mg/a] [%] [kg/E*a] 

Ländlich  328.780 49,0 31 
Städtisch 341.859 51,0 46 
NRW gesamt 670.639 100 37 

 
Im Jahr 2006 wurde in Nordhein-Westfalen jeweils etwa die Hälfte des Sperrmülls in MVA 
und Kraftwerken entsorgt bzw. verwertet (51 %) sowie Aufbereitungs- und Sortieranlagen 
(49 %) zugeführt (Abb. 10).  

 

Abb. 10 Entsorgungswege für Sperrmüll (MUNLV, 2007b)  

 
Dabei ist anzumerken, das verschiedene Kommunen z. B. eine separate Holz- und Metall-
sammlung mit separaten Fahrzeugen im Rahmen der Sperrmüllsammlung durchführen. Es 
ist davon auszugehen, das diese getrennt erfassten Mengen dann nicht mehr als „Sperrmüll“ 
sondern als „Altholz“ bzw. „Metalle“ erfasst werden. 
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3.2.8 Restabfall aus Haushalten 

Die in Nordrhein-Westfalen im Jahr 2006 angefallene Menge an Restabfall aus Haushalten 
betrug ca. 3,4 Mio. Mg bzw. im Mittel ca. 190 kg/(E*a) und ist somit die mengenrelevanteste 
Abfallfraktion (Tab. 13). Die einwohnerspezifischen Restabfallmengen unterscheiden sich in 
Abhängigkeit der Siedlungsstruktur sehr deutlich (ländlich: 153 kg/(E*a); städtisch: 
241 kg/(E*a)). 
 

Tab. 13 Gesamt- und spezifische Menge des Restabfalls aus Haushalten in Nordrhein-
Westfalen 2006 (MUNLV, 2007b) 

Restabfall aus Haushalten Regionale Struktur 
[Mg/a] [%] [kg/E*a] 

Ländlich  1.620.671 47,4 153 
Städtisch 1.800.120 52,6 241 
NRW gesamt 3.420.791 100 190 
 

 

Abb. 11 Entsorgungswege für Restabfall in Nordrhein-Westfalen (MUNLV, 2007b)  

 
Die Entsorgung des Restabfalls aus Haushalten (Abb. 11) findet in Nordrhein-Westfalen vor 
allem über MVA statt (ca. 81 %, Kap. 3.4). Dabei steigt der Anteil in städtischen Regionen 
auf ca. 98 %.  
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Ca. 13 % der Restabfälle in Nordrhein-Westfalen wurden in Aufbereitungsanlagen mecha-
nisch vorbehandelt, ca. 6 % der Restabfälle aus Haushalten werden in mechanisch-
biologischen Aufbereitungsanlagen behandelt.  
 
In den ländlichen Gebieten haben die mechanisch-biologischen Aufbereitungsanlagen einen 
Anteil von 13 % und mechanische Aufbereitungsanlagen einen Anteil von 22 %. In diesen 
Abfallentsorgungsanlagen werden u. a. Teilfraktionen zur energetischen Verwertung produ-
ziert. Dabei macht der Restabfall aus Haushalten ca. 46 % der verfügbaren Kapazität der 
MBA (445.000 Mg/a) aus. Von den vier in Nordrhein-Westfalen vorhandenen mechanisch-
biologischen Aufbereitungsanlagen sind zwei Anlagen als reine Rotteverfahren und zwei als 
Rotteverfahren mit Teilstromvergärungen ausgelegt. Von den insgesamt in Nordrhein-
Westfalen in diesen Anlagen entsorgten Abfällen werden 39 % in den Teilstromvergärungs-
anlagen und 61 % in den Anlagen mit ausschließlich aeroben Verfahren behandelt (MUNLV, 
2007b). 

3.3 Zusammenfassung der im Rahmen der Studie relevanten Abfallmengen 

Die Menge der im Rahmen dieser Studie berücksichtigten Siedlungsabfälle betrug im Jahr 
2006 ca. 8,4 Mio. Mg und liegt auch im Jahr 2007 in dieser Größenordnung. Die Aufteilung 
auf die verschiedenen Abfallarten ist zusammenfassend in Abb. 12 dargestellt.  
 

 

Abb. 12 Anteile der einzelnen Abfallarten am gebietsstrukturabhängigen spezifischen 
Aufkommen in NRW (MUNLV, 2007b)  
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Es wird deutlich, dass sich die Gesamtabfallmengen in den ländlichen und den städtischen 
Regionen geringfügig unterscheiden. Weiterhin ist anzumerken, dass die mit 241 kg/(E*a) in 
den städtischen Regionen höheren spezifischen Restabfallmengen vor allem auf geringere 
getrennt erfasste Bioabfallmengen zurückzuführen sind, die wiederum aus der geringeren 
Teilnehmerquote bei der getrennten Bioabfallerfassung und geringeren Potenziale resultie-
ren.  

3.4 Ist-Stand MVA 

Da die Optimierungsmöglichkeiten der thermischen Restabfallbehandlung einen wesentli-
chen Schwerpunkt der Studie darstellen, wird im Folgenden der Ist-Stand bei den Müll-
verbrennungsanlagen detaillierter dargestellt.  
 

Tab. 14 Müllverbrennungsanlagen in Nordrhein-Westfalen (MUNLV, 2007b; ITAD; 
MVA-Betreiber) 

Standort Durchsatz (2006) 
[Mg/a] 

Energieexport 

Bielefeld 347.484 Strom/Fernwärme 

Bonn 261.591 Dampf2 

Düsseldorf 433.645 Dampf2 

Essen 663.604 Strom/Fernwärme 

Hagen 129.617 Fernwärme 

Hamm 292.052 Strom 

Herten 291.162 Strom/Fernwärme 

Iserlohn 248.404 Strom/Fernwärme 

Kamp-Lintfort 270.002 Strom/Fernwärme 

Köln 670.282 Strom/Fernwärme/Dampf2 

Krefeld 362.779 Strom/Fernwärme 

Leverkusen 214.081 Strom/Fernwärme 

Oberhausen 683.209 Strom/Fernwärme/Dampf2 

Solingen 96.039 Strom/Fernwärme 

Weisweiler 412.270 Dampf2 

Wuppertal 424.795 Strom/Fernwärme 

 

                                                 
2
 Der erzeugte Dampf wird an ein benachbartes Kraftwerk abgegeben und ersetzt dort anteilig den mit 

fossilen Brennstoffen erzeugten Dampf. 
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In Nordrhein-Westfalen werden die in Tabelle 14 genannten 16 Müllverbrennungsanlagen 
betrieben. Im Jahr 2006 wurden insgesamt 5,8 Mio. Mg Abfälle in diesen Anlagen behandelt. 
Der Anteil der Siedlungsabfälle lag mit 3,78 Mio. Mg bei rund 65 % der verbrannten Menge 
(MUNLV, 2007b). Die Standorte der nordrhein-westfälischen Müllverbrennungsanlagen, der 
jährliche Durchsatz und die Form der Energiebereitstellung sind in Tab. 14 aufgeführt. Die 
Daten zur Energiebereitstellung stammen von den Internetseiten der ITAD bzw. der einzel-
nen MVA-Betreiber. 
In allen Anlagen wird die im Abfall enthaltene Energie in nutzbare Energieformen umgewan-
delt und neben der Nutzung für den Eigenbedarf in Form von Strom, Fernwärme oder Pro-
zessdampf exportiert.  
Im KWK-Betrieb wird sowohl Strom als auch Fernwärme bereitgestellt. Von den 3 Anlagen, 
die nur Prozessdampf bereitstellen, ist eine Anlage Ende 2007 auf KWK-Betrieb umgestellt 
worden (Treder, 2008).  
Laut Umfrage der ITAD wurden in 2006 4,25 Mio. MWh Wärme und 1,56 MWh Strom bezo-
gen auf die gesamte, verbrannte Abfallmenge exportiert. Die Entwicklung der abgegebenen 
Strom- und Wärmemengen in den letzten Jahren zeigt Abb. 13. 
 

 

Abb. 13  Aufteilung der bereitgestellten Energie auf die MVA in NRW (Treder, 2008) 

Diese Entwicklung zeigt eine Erhöhung der bereitgestellten Wärmeenergie um 8,8 % und der 
exportierten elektrischen Energie um 14,5 %. Nach (MUNLV, 2007c) werden, bezogen auf 
den im Abfall enthaltenen Energieinhalt (unterer Heizwert 9,4 MJ/kg), rund 
 
• 8,6 % als Strom 
• 14,6 % als Fernwärme 
• 15,3 % als Dampf 
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genutzt. Diese Zahlen sind vergleichbar mit dem deutschlandweiten Anlagenpark. Hier liegen 
die Werte bei 10 % für die Netto-Stromerzeugung und 30 % für die thermische Nutzung 
(UBA, 2007c). 
 
Die Rauchgasreinigung der nordrhein-westfälischen Anlagen ist überwiegend als nasse 
Rauchgasreinigung mit Wäschern ausgeführt (75 % der Anlagen). Die restlichen 25 % der 
Anlagen sind mit quasitrockenen Rauchgasreinigungstechniken ausgerüstet.  
 
Bei der Verbrennung von Abfällen in Müllverbrennungsanlagen fallen bis zu 30 % an 
Rostaschen und bis zu 9 % an Rauchgasreinigungsrückständen an, wobei Art und Menge 
jeweils abhängig von der technischen Ausstattung der Müllverbrennungsanlage und der 
Rauchgasreinigung ist (u. a. eigene Datenbanken; Reil et al. 2003; Spohn, 2008a ). Die 
mengenmäßig bedeutendste Gruppe in der Asche ist mit 80 bis 85 Gew.-% die mineralische 
Fraktion. Der Metallschrott besteht aus Eisen- und Nichteisen-Metallen und beträgt etwa 7 
bis 15 Gew.-% der Asche. Nicht bzw. nur zum Teil verbranntes Material wird in der Stoff-
gruppe »Unverbranntes« zusammengefasst, die etwa 1 bis 3 Gew.-% ausmacht (MUNLV, 
2007c; Spohn, 2008a; Kersting, 2008). Neben der Rostasche fallen in Müllverbrennungsan-
lagen weitere Rückstände aus der Rauchgasreinigung wie Flugaschen und Filterstäuben an. 
Diese werden in der Regel im Untertageversatz verwertet. 
 
Nach der Abfallbilanz NRW 2006 wurden in den Müllverbrennungsanlagen in NRW insge-
samt 5,8 Mio. Mg Abfälle verbrannt. Dabei sind die Verwertungswege der gesamten Rück-
stände (HMV-Aschen, Flugaschen und Filterstäube) aus den nordrhein-westfälischen Müll-
verbrennungsanlagen wie folgt aufgeschlüsselt (MUNLV, 2007 c): 
 
• 1,3 Mio. Mg Asche (Verwertung) 
• 0,2 Mio. Mg Metalle (Verwertung) 
• 0,25 Mio. Mg Rest (Deponie3) 
 
Dies entspricht einer gesamten Rückstandsmenge aus MVA von ca. 1,8 Mio. Mg in Nord-
rhein-Westfalen bzw. rund 29 % der Eingangsmenge.  
 
Die Rostasche wird in allen nordrhein-westfälischen Anlagen über Nassentascher abgezo-
gen. Die anschließende Behandlung erfolgt in eigenen Aufbereitungsanlagen oder bei exter-
nen Aufbereitern. Die gesamten Rostaschen werden in Nordrhein-Westfalen aufbereitet und 
nicht in andere Bundesländer exportiert (Kersting, 2008). 

                                                 
3
 Keine Zuteilung zu Verwertungs- oder Beseitigungsmaßnahmen auf der Deponie aufgeführt. 
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Die Art der Aschenaufbereitung beinhaltet neben einer dreimonatigen Alterung i. d. R. vo-
rausgehende Zerkleinerungs-, Sichtungs-, Klassierungs- und Sortierungsschritte. In den 
Aschen enthaltene Wertstoffe, vor allem Fe-und NE-Metalle, werden durch Sortiertechnik 
zurück gewonnen und in den Wertstoffkreislauf zurückgeführt.  
 
Die aufbereiteten HMV-Aschen werden nach Angaben der nordrhein-westfälischen MVA-
Betreiber zum überwiegenden Anteil im Straßen- und Wegebau eingesetzt. Dabei ist die 
Einbauweise als Tragschicht ohne Bindemittel unter gebundener Deckschicht mit regional 
bis zu 70 bis 80 % einer der Hauptverwertungswege für HMV-Aschen (Spohn et al., 2008). 
Weitere Verwertungswege für Aschen sind der Deponiebau, der Bau von Lärmschutzwällen, 
oder der Einsatz im Landschaftsbau. Nicht verwertbare Aschen werden auf geeigneten De-
ponien abgelagert. Die Verwertungswege der HMV-Aschen im Straßenbau sind abhängig 
von der Konjunktur im Baugewerbe.  

4 Diskussion von Handlungsoptionen zur Stärkung des Klima- und 
Ressourcenschutzes in der Siedlungsabfallwirtschaft in Nord-
rhein-Westfalen 

Um mögliche Handlungsoptionen zur Stärkung des Klima- und Ressourcenschutzes in der 
Siedlungsabfallwirtschaft in Nordrhein-Westfalen zu identifizieren, wurde die gesamte Ent-
sorgungskette von der Abfallvermeidung über die Erfassung bis hin zur Behandlung bzw. 
endgültigen Entsorgung betrachtet. Dabei wurden folgende Grundlagen in die Bewertung 
einbezogen: 
 
• Ist-Stand der derzeitigen Abschöpfmengen und Verwertungswege (vgl. Kap. 3.2) 
• abfallwirtschaftliche Bewertung der Möglichkeiten zur Steigerung der Vermeidungs- bzw. 

Abschöpfpotenziale sowie alternativer Verwertungswege 
• Erkenntnisse aus den zur Abfallwirtschaft vorliegenden Ökobilanz-Studien sowohl im 

Hinblick auf die dort beschriebenen abfallwirtschaftlichen Maßnahmen als auch die ermit-
telten spezifischen Beiträge zum Klima- und Ressourcenschutz 

• Auswahl der Stoffströme vor dem Hintergrund der Einflussmöglichkeiten der örE bzw. 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

 
Auf dieser Basis wurden die im Weiteren vertieft zu betrachtenden Szenarien abgeleitet und 
deren Auswirkungen auf den Klima- und Ressourcenschutz in Nordrhein-Westfalen auf der 
Basis der Literaturwerte bzw. teilweise modifizierter Ansätze berechnet. Nachfolgend werden 
die wichtigsten Ergebnisse der Literaturrecherche dargestellt. Die detaillierter betrachteten 
Szenarien sowie die Ergebnisse der Berechnungen sind im Kapitel 5 beschrieben. 
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4.1 Handlungsoptionen im Bereich der Abfallvermeidung 

Die Abfallvermeidung stellt einen wesentlichen Baustein abfallwirtschaftlicher Strategien dar 
und steht sowohl im nationalen als auch im europäischen Abfallrecht an erster Stelle. So 
sind die europäischen Mitgliedsstaaten bis 12.12.2013 dazu verpflichtet, Abfallvermeidungs-
programme zu erstellen, in denen entsprechende Vermeidungsmaßnahmen festzulegen 
sind. Beispiele für Abfallvermeidungsmaßnahmen, die sich auf die Verbrauchs- und Nut-
zungsphase auswirken können, sind nach Anhang IV der Richtlinie 2008/98/EG (Europäi-
sche Kommission, 2008): 
• Wirtschaftliche Instrumente wie z. B. Anreize für umweltfreundlichen Einkauf oder die 

Einführung eines vom Verbraucher zu zahlenden Aufpreises für einen Verpackungsarti-
kel oder Verpackungsteil, der sonst unentgeltlich bereit gestellt würde 

• Sensibilisierungsmaßnahmen und Informationen für die breite Öffentlichkeit oder eine 
bestimmte Verbrauchergruppe 

• Förderung glaubwürdiger Ökozeichen 
• Vereinbarungen mit der Industrie, wie der Rückgriff auf Produktgremien etwa nach dem 

Vorbild der integrierten Produktpolitik oder mit dem Einzelhandel über die Bereitstellung 
von Informationen über Abfallvermeidung und umweltfreundliche Produkte 

• Einbeziehung von Kriterien des Umweltschutzes und der Abfallvermeidung in Ausschrei-
bungen des öffentlichen und privaten Beschaffungswesens im Sinne des Handbuchs für 
eine umweltgerechte öffentliche Beschaffung, das von der Kommission am 29. Oktober 
2004 veröffentlicht wurde 

• Förderung der Wiederverwendung und/oder Reparatur geeigneter entsorgter Produkte 
oder ihrer Bestandteile, vor allem durch den Einsatz pädagogischer, wirtschaftlicher, logi-
stischer oder anderer Maßnahmen wie Unterstützung oder Einrichtung von akkreditierten 
Zentren und Netzen für Reparatur und Wiederverwendung, insbesondere in dicht besie-
delten Regionen. 

Viele dieser Maßnahmen sind in Deutschland und Nordrhein-Westfalen bereits in weiten Be-
reichen umgesetzt. So werden z. B. neben den von den Kommunen angebotenen Informati-
onsangeboten zur Abfallvermeidung für die Bürger vielfach auch konkrete Maßnahmen um-
gesetzt, wie z. B. Einwegverbot auf städtischen Flächen, Kooperationen mit dem Handel, 
Ratgeber für Secondhand-Angebote und Reparaturen sowie der Gebrauchtwarenhandel 
(VKS, 2008).  
 
Für Europa gehen aktuelle Schätzungen davon aus, dass die Menge der Siedlungsabfälle 
zwischen 2005 und 2025 voraussichtlich um 25 % steigen wird. Diese Aussage basiert auf 
der Annahme, dass der private Endverbrauch nachhaltig bis 2020 um durchschnittlich 2–4 % 
steigen wird und sich die aktuellen Tendenzen bei den Verbrauchsmustern fortsetzen wer-
den. Aus diesem Grunde fordert die Europäische Umweltagentur die Bemühungen zur Ver-
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meidung der Abfallerzeugung bedeutend zu verstärken, wenn das Ziel des sechsten Um-
weltaktionsprogramms, die Abfallmengen erheblich zu verringern, erreicht werden soll (Eu-
ropäische Umweltagentur, 2008).  
Für Nordrhein-Westfalen ist eine Steigerung der Abfallmengen dagegen eher nicht zu erwar-
ten. So beträgt die überlassene Abfallmenge aus Haushalten seit 1995 konstant ca. 8 Mio. 
Mg/a und auch die einwohnerspezifische Menge ist nahezu konstant geblieben. Im Zuge der 
demografischen Entwicklungen ist auf Grund abnehmender Bevölkerungszahlen langfristig 
mit einer Abnahme der Gesamtabfallmenge zu rechnen. 
Im Rahmen der Literaturrecherche fanden sich konkrete Berechnungen zu den Auswirkun-
gen der Abfallvermeidung auf den Klima- und Ressourcenschutz z. B. bei Peche et al. 
(2007). Hier wurde ein erhebliches Potenzial zur Minderung der Klimagasemissionen (ande-
re Wirkkategorien wurden nicht betrachtet) durch die Vermeidung von PPK und Bioabfällen 
prognostiziert, wobei bei beiden Abfallarten eine Vermeidungsquote von 10 % innerhalb von 
5 Jahren angenommen wurde. Nach Aussage der Autoren wurde das Minderungspotenzial 
in den Betrachtungen zudem noch unterbewertet, da die Herstellung der zu Abfall geworde-
nen Produkte und damit auch die dabei freigesetzten bzw. bei Vermeidung eingesparten 
Treibhausgasmengen nur unvollständig berücksichtigt werden konnten. 
 
Zum Papierverbrauch in Deutschland wurden bei einem Forum von Umweltschutzorganisa-
tionen und Verbraucherzentralen (ARA et al., 2007) große Einsparpotenziale im Bereich der 
PPK-Verpackungen und bei den graphischen Papieren gesehen. Der Papierverbrauch in 
Deutschland ist in den vergangenen 55 Jahren auf das Achtfache gestiegen und lag im Jahr 
2006 bei ca. 253 kg/(E*a) (Heise, 2007). Der Altpapieranteil am Gesamtverbrauch lag im 
Jahr 2006 bei ca. 70 % (vdp, 2008). Hier wären lt. ARA et al. (2007) noch Steigerungen auf 
bis zu 80 % möglich. 
 
Die Quote des Altpapiereinsatzes ist über politische Anstöße nur indirekt über Verbraucher-
informationen zur Verwendung von Konsumgütern (Druckerpapier, Hygienepapier, etc.), die 
mit maximalem Anteil an Altpapier hergestellt wurden, beeinflussbar. Bei den Papierverpac-
kungen ist eher von einem Anstieg an Verpackungen auszugehen, da beispielsweise der 
Verbrauch an Fertigprodukten auf Grund der veränderten Haushaltsstrukturen (erhöhter An-
teil an Single-Haushalten sowie an Berufstätigen) zunimmt. Bei den grafischen Papieren 
könnte sich der Verbrauch sehr langfristig ggf. durch die Nutzung elektronischer Medien 
(Computer, elektronische Bücher, etc.) reduzieren. Bislang ist der Effekt des sog. „papierar-
men Büros“ zwar trotz der elektronischen Möglichkeiten nicht eingetreten, hier könnten sich 
aber veränderte Verhaltensmuster nachfolgender Generationen im Umgang mit den neuen 
Medien langfristig auswirken. Neben Zeitungen und Zeitschriften machen die graphischen 
Papiere aus dem Bereich der Werbung einen relevanten Anteil in den Haushalten aus. 



41  

 

Eine Möglichkeit der Abfallvermeidung bei den Bioabfällen ist die Eigenkompostierung, die 
im eigentlichen Sinne eine Eigenverwertung darstellt. Der Anteil der Eigenkompostierung ist 
abhängig von der Gartengröße, den ansonsten angebotenen Erfassungssystemen für Bio- 
und Grünabfälle, dem Gebührensystem sowie v. a. von der Bereitschaft der Bürger zur Um-
setzung. Auf Grund der kleiner werdenden Grundstücke sowie den Veränderungen in den 
Lebensgewohnheiten ist vermutlich davon auszugehen, dass künftig eher mit einer Abnahme 
der Eigenkompostierung als mit einer Zunahme zu rechnen ist. 
Aus ökologischer Sicht wird die Praxis der Eigenkompostierung überwiegend positiv bewer-
tet (Knappe et al., 2007; Vogt et al., 2002), wobei eine gute fachliche Praxis und eine Anpas-
sung der Kompostmengen an den Nährstoffbedarf der Privatgärten unterstellt wurde. 
Schmidt (2007) sieht auf Grund der möglichen Nährstoffausträge in die Böden bzw. der 
Emissionen in die Luft die Eigenkompostierung nur dann als vorteilhaft an, wenn kein Sy-
stem zur getrennten Erfassung eingeführt ist. 
 
Insgesamt sind Aktivitäten im Bereich der Abfallvermeidung in jedem Fall sinnvoll und wei-
terhin zu fördern. Ausgehend vom Ist-Stand in Nordrhein-Westfalen wird ein erhebliches Po-
tenzial an tatsächlichen Einsparungen im Bereich des Klima- und Ressourcenschutzes durch 
Abfallvermeidung aber nicht gesehen, so dass im Rahmen der Studie dieser Aspekt nicht 
eingehender betrachtet wird.  

4.2 Handlungsoptionen bei der Abfallerfassung 

Bei der Abfallerfassung sind mögliche Handlungsoptionen für den Ressourcen- und Klima-
schutz sowohl im Bereich der Transporte (4.2.1) als auch im Hinblick auf eine verbesserte 
Wertstoffabschöpfung, z. B. über die angebotenen Erfassungssysteme (4.2.2), zu diskutie-
ren. 

4.2.1 Optimierung der Sammel- und Transportkilometer 

Transporte können grundsätzlich ein potenzieller Optimierungsansatz für den Ressourcen- 
und Klimaschutz sein. So sehen Pitsche et al. (2004) auch bei der Abfallerfassung Optimie-
rungspotenzial bei der Erfassungslogistik, z. B. durch Minimierung der Sammel- und Trans-
portstrecken.  
Verschiedene Studien zeigen aber auch, dass die Beiträge für Sammlung und Transport der 
Abfälle im Vergleich zum Gesamtsystem der Abfallerfassung und –behandlung kaum ins 
Gewicht fallen (Dehoust et al., 2005, Schmidt, 2007). Rinschede et al. (2003) haben für die 
haushaltsabfallnahe Logistik in Deutschland z. B. einen jährlichen CO2-Ausstoß von 
459.645 Mg CO2-Äq./a bzw. von 5,58 kg CO2-Äq./(E*a) errechnet. Für NRW ergäben sich 
auf Grundlage dieser Daten für die haushaltsabfallnahe Logistik CO2-Emissionen in Höhe 
von 100.600 Mg CO2-Äq./a, was verglichen mit den gesamten CO2-Nettoemissionen der 
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Siedlungsabfallwirtschaft in Nordrhein-Westfalen einem Anteil von ca. 5 % entspricht. Auch 
Schätzungen der Europäischen Umweltagentur (2008) gehen davon aus, dass weniger als 
5 % der direkten Treibhausgasemissionen des Abfallsektors auf die Sammlung und den 
Transport von Abfall entfallen. Dies liegt vor allem an den kurzen Entfernungen, über die 
Siedlungsabfälle in der Regel transportiert werden.  
 
In Bezug auf den Klima- und Ressourcenschutz ist das Einsparpotenzial durch Optimierun-
gen der Sammel- und Transportkilometer im Vergleich zu anderen abfallwirtschaftlichen 
Maßnahmen somit eher gering und eine Einflussnahme ist hier weniger durch politische An-
stöße als vielmehr durch die steigenden Energie- und damit auch Transportkosten gegeben. 
Maßnahmen im Bereich der Abfallsammlungstransporte werden daher im Rahmen der Stu-
die nicht weiter betrachtet, wobei grundsätzlich eine Reduzierung von Transportkilometern in 
allen Bereichen anzustreben ist. 

4.2.2 Verstärkte Wertstoffabschöpfung 

Obwohl die getrennte Wertstoffsammlung in Nordrhein-Westfalen sehr weit umgesetzt ist, 
sind auch hier mögliche weitere Handlungsoptionen zu prüfen. 
Ausgehend von den Kap. 3.2 dargestellten abgeschöpften Wertstoffmengen sowie der Tat-
sache, dass sich immer noch größere Anteile an Wertstoffen (z. B. an Bio- und Grünabfällen) 
im Restabfall befinden und sich durch das angebotene Erfassungssystem die getrennt er-
fassten Mengen beeinflussen lassen, sollen im Bereich der Erfassung v. a. die verstärkte 
Abschöpfung von Bioabfall sowie von Papier näher betrachtet werden.  
Da in Zusammenhang mit erhöhter Wertstoffausschleusung aktuell auch alternative Erfas-
sungssysteme, wie „Gelbe Tonne plus“ bzw. Wertstofftonne sowie die Aufgabe der getrennten 
Sammlung der Leichtverpackungen und Sortierung des Restabfalls diskutierten werden, wird 
auch hierzu der derzeitige Erkenntnisstand kurz dargestellt. 

4.2.2.1 Erhöhung der Abschöpfquote von Bio- und Grünabfällen 

In Nordrhein-Westfalen werden über die Biotonne durchschnittlich 64 kg/(E*a) bzw. 1,15 Mio 
Mg/a an Bioabfall getrennt erfasst (vgl. Kap. 3.2.1). Die in den einzelnen Kommunen ge-
sammelte Menge ist dabei von zahlreichen Einflussgrößen abhängig, wie der Gebietsstruk-
tur, die über andere Systeme erfasste Grünabfallmenge sowie die Anschlussquote (u. a. ab-
hängig von der Frage des Anschluss- und Benutzungszwangs sowie auch der Gebühren). 
Unter Berücksichtigung dieser Faktoren wurde 1999 in einer eigenen im Auftrag des MUNLV 
erstellten Studie für jede einzelne Kommune eine realistisch abschöpfbare Menge abge-
schätzt. Danach wären in Nordrhein-Westfalen mindestens 1,16 und bis 1,83 Mio. Mg/a 
(bzw. i. M. 64 bis 102 kg/(E*a)) an Bioabfällen getrennt zu erfassen. Die in 2006 abgeschöpf-
te Bioabfallmenge liegt am unteren Ende dieser Spanne, so dass noch ein Potenzial an zu-
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sätzlich getrennt zu erfassenden Bioabfallmengen besteht, dessen Abschöpfung in dieser 
Studie als ein Szenario im Hinblick auf die Auswirkungen auf den Klima- und Ressourcen-
schutz betrachtet wird (vgl. Kap. 5.2.2). 
 
Auch für die Grünabfälle, die (im Gegensatz zur Biotonne) in allen Kommunen in Nordrhein-
Westfalens getrennt erfasst werden, werden vielfach noch weitere zusätzlich abschöpfbare 
Potenziale ausgewiesen. Diese Zusatzmengen werden dabei v. a. vor dem Hintergrund einer 
möglichen energetischen Nutzung diskutiert und auch für Bereiche abgeschätzt, in denen 
bislang noch gar keine Grünabfälle abgeschöpft worden sind (z. B. in der Pflege von Natur-
schutzflächen). Die Angaben für Deutschland liegen zwischen 30 – 180 kg/(E*a) Fricke 
(2002 , zit. In Widmann, 2003) bzw. 90 – 100 kg/(E*a) (Kranert et al., 2007). Davon werden 
bundesweit ca. 46 – 51 kg/(E*a) erfasst. Kranert et al. (2007) gehen für Deutschland von 
einem zusätzlichen Potenzial von 49 kg/(E*a) bzw. ca. 4 Mio. Mg/a an Grünabfällen aus, 
welches zu 50 % auf Grünabfälle aus Haushaltungen und auf 50 % Landschaftspflegeabfälle 
entfällt. Da sich das Grünabfallpotenzial aus der Landschaftspflege nicht im Zugriff der öf-
fentlich-rechtlichen Entsorgungsträger befindet, wird dieses für die Berechnungen im Rah-
men der Studie nicht berücksichtigt. Für die Grünabfälle aus Haushalten wird ein Szenario 
für eine zusätzliche Abschöpfung betrachtet (vgl. 5.2.4). 

4.2.2.2 Erhöhung der Abschöpfquote von PPK 

Im Jahr 2006 wurden in Nordrhein-Westfalen ca. 72 kg/(E*a) an PPK getrennt erfasst und 
entsorgt, wobei in einigen Kreisen und kreisfreien Städten bereits mehr als 80 kg/(E*a) PPK 
erfasst und verwertet wurden. Die erfasste einwohnerspezifische PPK-Menge ist dabei un-
abhängig von der Bevölkerungsdichte, zeigt aber eine deutliche Abhängigkeit vom Erfas-
sungssystem. So können im Holsystem (PPK-Behälter) i. d. R. deutlich höhere Mengen er-
fasst werden, als im Bringsystem (Depotcontainer, Wertstoffhof). 
 
Im Jahr 2007 lag der Altpapierverbrauch bei 15,75 Mio. Mg, d. h. dass ca. 500.000 Mg/a 
mehr Altpapier als im Vorjahr eingesetzt wurde. Dagegen ist die eingesammelte Menge 
kaum gestiegen, so dass Deutschland im vergangenen Jahr erstmals mehr Altpapier impor-
tiert als exportiert hat (Sillgitt, 2008). Da der weltweite Papierbedarf Experten zufolge von 
heute 320 Millionen Mg auf 440 Millionen Mg im Jahr 2015 ansteigen wird (Sillgitt, 2008), 
bleibt die Abschöpfung von PPK auch zukünftig eine ökologisch und ökonomisch sinnvolle 
abfallwirtschaftliche Maßnahme.  
Peche et al. (2007) kamen im Hinblick auf den Klimaschutz zwar zu dem Schluss, dass eine 
verstärkte PPK-Abschöpfung aus dem Restabfall eine schlechtere CO2-Bilanz aufweist. Die-
se Beurteilung resultiert aber aus den angenommenen spezifischen CO2-Einsparungen, die 
für die MVA deutlich höher angesetzt wurden, als für die PPK-Verwertung. So werden durch 
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die Restabfallverbrennung laut Peche et al. ca. 0,302 Mg CO2-Äquivalente/Mg Abfall und bei 
der PPK-Verwertung ca. 0,112 Mg CO2-Äquivalente /Mg PPK eingespart. Es ist zu vermuten, 
dass für die MVA ein hoher technischer Standard angenommen wurde, was aufgrund feh-
lender Angaben zu der technischen Ausgestaltung der berücksichtigten MVA (z. B. thermi-
scher, elektrischen Wirkungsgrad) nicht nachvollzogen werden kann. Für Nordrhein-
Westfalen wurde für die Entsorgung von Abfällen in Müllverbrennungsanlagen dagegen ge-
ringere spezifische Einsparungen z. B. in Höhe von 0,146 Mg CO2-Äquivalente/Mg Abfälle 
ermittelt (MUNLV, 2007). Der von Peche et al. (2007) für die CO2-Einsparungen der PPK-
Verwertung angesetzte Wert liegt darüber hinaus im unteren Bereich der in der Literatur ins-
gesamt zu findenden Angaben (0,095 bis 0,84 Mg CO2-Äquivalente/Mg PPK). 
 
Die stoffliche PPK-Verwertung wird in anderen Studien eindeutig als ökologisch sinnvollste 
Alternative bewertet, was auch von Kranert et al. (2006) bei Betrachtung der verschiedenen 
Umweltauswirkungen nochmals bestätigt wurde. 
 
Im Rahmen der vorliegenden Studie wird daher die Erhöhung der Abschöpfungsquote für 
PPK detaillierter betrachtet (vgl. Kap. 5.3). Ein Hinwirken darauf ist auf Grund der Marktent-
wicklungen bei der Papiernachfrage und der daraus resultierenden verstärkten Einführung 
der PPK-Tonne in der jüngsten Vergangenheit nicht mehr erforderlich. Es ist somit davon 
auszugehen, dass, auch wenn die Erlöse aktuell rückläufig sind, zukünftig weiterhin höhere 
Mengen erfasst und verwertet werden. 

4.2.2.3 Wertstoffabschöpfung durch alternative Erfassungssysteme 

Vor dem Hintergrund einer weitergehenden Abschöpfung von Wertstoffen aus dem Restab-
fall werden derzeit verschiedene alternative Erfassungssysteme diskutiert. Beim System 
„Gelbe Tonneplus“ (auch als Wertstofftonne bezeichnet) werden zusätzlich zu den Leichtver-
packungen auch die stoffgleichen Nichtverpackungen erfasst. Modellversuche zu diesem 
System haben eine Mehrmenge in der Wertstofftonne von etwa 5 – 7 kg/(E*a) ermittelt. Dar-
über hinaus wird vor dem Hintergrund der Weiterentwicklung der Sortiertechnologie auch der 
Verzicht auf die getrennte LVP-Erfassung und die Aussortierung der Wertstoffe aus dem 
Restabfall („GiG“ bzw. „Zebratonne“) diskutiert. Zu beiden Systemen liegen bereits NRW-
spezifische ökologische Betrachtungen aus der MUNLV-Studie „Ökologische und ökonomi-
sche Bewertung von Sammelsystemen für Haushaltsabfälle in Nordrhein-Westfalen“ (2005) 
vor, wobei hier bei der Wertstofftonne die zusätzliche Miterfassung von Altpapier betrachtet 
wurde. Insgesamt ergaben sich nur relativ geringe Unterschiede zwischen den Entsorgungs-
varianten und es konnten keine eindeutigen ökologischen Vorteile für ein System ermittelt 
werden. So waren bei der gemeinsamen Erfassung der Leichtverpackungen mit dem Rest-
abfall, bei dem das gesamte werkstoffliche und energetische Potenzial des Restabfalls durch 
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dessen Sortierung genutzt wird, relative Vorteile nur gegeben, wenn ein hohes werkstoffli-
ches Potenzial im Abfall vorhanden ist, eine umfassende Ausschleusung bei der Sortierung 
erfolgt und bis dato keine Abtrennung einer heizwertreichen Fraktion und von Metallen aus 
dem Restabfall stattfindet. Ist eine der drei Bedingungen nicht gegeben, geht der relative 
Vorteil gegenüber der getrennten LVP-Sammlung verloren. Die Ergebnisse wurden im 
Grundsatz auch in einer Studie von Kranert et al. (2006) bestätigt, bei der ebenfalls der deut-
liche Einfluss der örtlichen Randbedingungen auf das Ergebnis des ökologischen Vergleichs 
herausgestellt wurde. 
 
Eine weitergehende Betrachtung dieser Ansätze wird im Rahmen der vorliegenden Studie 
daher nicht vorgenommen. 

4.2.2.4 Erhöhung der Wertstoffausschleusung aus dem Sperrmüll 

In Nordrhein-Westfalen fallen derzeit ca. 37 kg/(E*a) an Sperrmüll an, in dem Wertstoffe, wie 
Holz und Metalle in relevanten Anteilen enthalten sind. Etwa die Hälfte des Sperrmülls wird 
derzeit einer mechanischen Aufbereitung zugeführt (vgl. 3.2.7), in der neben den o. g. Wert-
stoffen auch weitere Fraktionen zur energetischen Verwertung abgetrennt werden. Auf 
Grund steigender Rohstoffpreise und daraus resultierender Erlöse für Sekundärstoffe sowie 
teilweise höherer Entsorgungskosten in MVA ist die Wertstoffausschleusung je nach örtlicher 
Ausgangssituation auch ökonomisch interessant. Vor diesem Hintergrund praktizieren auch 
bereits verschiedene Kommunen z. B. eine separate Holz-/Metallsammlung mit separaten 
Fahrzeugen im Rahmen der Sperrmüllsammlung. Separierte Hölzer werden dann i. d. R. 
Biomasseverbrennungen (vgl. Tab. 15) zugeführt. 
 
Im Rahmen der Studie werden die Auswirkungen der Erhöhung der Wertstoffausschleusung 
aus dem Sperrmüll auf den Klimaschutz überprüft (vgl. auch Kap. 5.4), wobei keine Unter-
scheidung nach der Form der Ausschleusung (separate Sammlung oder Aufbereitungsanla-
ge) vorgenommen wird. 

4.3 Handlungsoptionen bei der Abfallbehandlung 

Grundsätzlich sind im Bereich aller Abfallbehandlungsanlagen verschiedene Ansätze für ei-
nen optimierten Betrieb z. B. im Hinblick auf eine optimierte Ausschleusung bei den Stoff-
strömen zur Verwertung oder hinsichtlich eines geringeren Energieverbrauchs oder der Ver-
minderung der Emissionen denkbar. Der erstgenannte Ansatz wird bei den mechanischen 
Aufbereitungs- bzw. Sortieranlagen auch vor dem Hintergrund der steigenden wirtschaftli-
chen Vorteile zunehmend umgesetzt. Zur Verringerung des Energieverbrauchs im Bereich 
der Recyclingbranche wird derzeit eine Studie „Branchenenergiekonzept für die Recyclingin-
dustrie“ durchgeführt, in der erste Energieanalysen Einsparpotenziale im zweistelligen Pro-
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zentbereich zeigten, die sich z. B. durch Änderung der Verfahrensweise und effizientere Ag-
gregate erreichen lassen (Pretz, 2007). Abschließende Ergebnisse der Studie liegen noch 
nicht vor. 
 
Im Rahmen der vorliegenden Studie sollen als Handlungsoptionen v. a. die Behandlungsver-
fahren für Bio- und Grünabfälle sowie die Restabfallbehandlung im Vordergrund stehen. 

4.3.1 Handlungsoptionen bei der Behandlung von Bio- und Grünabfällen 

Sowohl bei der Bioabfall- als auch der Grünabfallbehandlung werden derzeit verstärkt Alter-
nativen zur überwiegend praktizierten Kompostierung diskutiert.  
 
Bei der Bioabfallbehandlung ist die Vergärung, die derzeit in Nordrhein-Westfalen nur für 
etwa 10 % der Bioabfälle eingesetzt wird, in den Fokus der Behandlungsoptionen gerückt, 
was auf die Energiegewinnung über das Biogas – finanziell unterstützt durch das Erneuerba-
re Energien Gesetz (EEG) (ANONYMUS, 2008a) – zurück zu führen ist. In vielen Kommunen 
sind die vorhandenen Kompostierungsanlagen inzwischen abgeschrieben und es werden 
vielfach Überlegungen hinsichtlich einer Erweiterung um eine Vergärungsstufe angestellt. 
Städte, die in der Diskussion über die Einführung der Biotonne stehen, tun dies auch vor 
dem Hintergrund der zu erwartenden ökologischen Vorteile bei einer Vergärung.  
In vielen vorliegenden Studien zur Beurteilung Auswirkungen von Bioabfallbehandlungsver-
fahren auf den Klimaschutz wird die Vergärung mit anschließender Verwendung der Gärre-
ste als Kompost als vorteilhafter eingestuft als die Kompostierung (EPEA, 2008; Dehoust et 
al., 2005; Knappe et al., 2003; UBA 2007a; Pitsche et al. 2004, Schmidt, 2007; Turk et al., 
2006, Vogt et al., 2002; Widmann et al., 2003). Dabei können die Auswirkungen der Kompo-
stierung und der Vergärung auf den Klimaschutz unterschiedlich hoch ausfallen. Im Rahmen 
der detaillierteren Betrachtungen wird vor allem auch die jüngst erschienene VHE-Studie 
(EPEA, 2008) genutzt, die sich im Vergleich zu weiteren Studien zur Vergärung in folgenden 
Aspekten unterscheidet (vgl. Kap. 5.2.1): 
 
• Methananteil an den Kohlenstoffemissionen in die Luft, 
• Äquivalenzprozess für die bereit gestellte Energie, 
• Kohlenstoffbindung durch Humusbindung. 
 
Andere Autoren sehen bei ausschließlicher Betrachtung der Klimarelevanz die Bioabfallver-
gärung auch bei anschließender Verbrennung der Gärreste als vorteilhaft an (Peche et al. 
2007). Bei dieser Entsorgungsvariante werden aber die Ressourcen schonenden Möglichkei-
ten der stofflichen Verwertung (Torfersatz, Düngewirkung, Humusbildung) nicht genutzt.  
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Vor dem Hintergrund dieser Bewertungen und der vielfach anstehenden Entscheidungen soll 
daher als ein Szenario die Handlungsoption eines verstärkten Einsatzes der Vergärung als 
Behandlungsverfahren für Bioabfälle betrachtet werden (5.2.1). 
 
Ein weiterer Ansatz zum Klimaschutz bei der Bioabfallbehandlung ist die Reduzierung klima-
schädigender Emissionen durch die Behandlung in geschlossenen Anlagen mit entspre-
chender Abluftbehandlung an Stelle von offenen Anlagen (Pitsche et al., 2004; Vogt et al., 
2002). Da in Nordrhein-Westfalen bereits 95 % der Bioabfälle in geschlossenen Anlagen 
behandelt werden (MUNLV, 2007b), wird hier kein relevantes Potenzial mehr gesehen und 
daher als Szenario nicht weiter betrachtet. 
 
Im Bereich der Grünabfälle wird derzeit die energetische Nutzung der trockenen, holzigen 
Bestandteile in kleinen und mittleren Feuerungsanlagen unter Erzielung hoher Wirkungsgra-
de diskutiert und teilweise auch bereits praktiziert. Verschiedene Studien stufen diese Be-
handlungsform als förderlich für den Klimaschutz ein (Kern, Raussen, 2007; Turk et al., 
2006; UBA, 2007a, Vogt et al., 2002), wobei voraus gesetzt wird, dass hochwertige Stoff-
ströme gewonnen werden, die eine emissionsarme Verbrennung erlauben (Turk et al., 
2006). Neuere Untersuchungen beurteilen die energetische Verwertung als gleichwertig mit 
der stofflichen Verwertung von Grünabfällen, wenn die Heizwerte der energetisch genutzten 
Teilströme > 10 bis 12 MJ/kg (Hu) betragen und die positiven Auswirkungen des Torfersat-
zes entsprechend berücksichtigt werden (Kranert et al., 2007). Die Abtrennung geeigneter 
Teilströme aus dem strukturreichen, holzigen Bestandteilen (Baum- und Stauchschnitt) muss 
dabei sowohl im Hinblick auf die Eignung für die Feuerungstechnik als auch die Auswirkun-
gen auf den Rotteprozess der verbleibenden Grünabfälle sowie v. a. der Bioabfallkompostie-
rung bewertet werden, die strukturreiche Grünabfälle als Strukturmaterial zur Gewährleistung 
einer ausreichenden Belüftung des Rottegutes benötigt. Neben der Ausschleusung von Teil-
strömen aus dem Input wird in einigen Kompostierungsanlagen die energetische Verwertung 
der Siebreste praktiziert. Der Siebrest enthält zu großen Anteilen das nicht vollständig umge-
setzte Strukturmaterial. Da es aber häufig zu einer Anreicherung von Störstoffen in diesem 
Teilstrom kommt, ist i. d. R auch hier eine Aufbereitung des Materials erfordert. Dabei kön-
nen einfache Aufbereitungstechniken genutzt werden, so dass Siebreste grundsätzlich für 
den Einsatz als Biomassebrennstoffe geeignet sind (Pretz et al., 2005). 
 
Als Szenarien für die Grünabfallbehandlung werden daher sowohl eine verstärkte energeti-
sche Nutzung von Teilströmen als auch ein verstärkter Torfersatz im Hinblick auf die Res-
sourcen- und Klimaschutzeffekte in Nordrhein-Westfalen bewertet. 
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4.3.2 Handlungsoptionen beim Einsatz von Restabfall in Müllverbrennungsanlagen 

Als Möglichkeiten in bezug auf die Verbesserung des Klima- und Ressourcenschutzes wer-
den für den Einsatz von Restabfall in Müllverbrennungsanlagen vor allem energetische Op-
timierungen und Optimierungen der HMV-Ascheaufbereitung gesehen.  

4.3.2.1 Energetische Optimierungen 

Im Folgenden werden Maßnahmen zur energetischen Optimierung von Müllverbrennungsan-
lagen beschrieben. Da es sich bei den meisten deutschen MVA um Unikate mit individuellen 
Randbedingungen handelt, kann kein Patentrezept für eine energetische Optimierung emp-
fohlen werden. Neben den energetischen Gesichtspunkten dürfen die Wirtschaftlichkeit, die 
Betriebssicherheit und Anlagenverfügbarkeit nicht außer acht gelassen werden. Alle nachfol-
gend genannten Maßnahmen sind für eine Steigerung der Energieeffizienz geeignet. Aller-
dings sind nicht alle Maßnahmen in jeder Anlage umsetzbar. Hier ist im Einzelfall zu prüfen, 
welche Maßnahmen umgesetzt werden können und welche Erhöhung der bereitgestellten 
thermischen und elektrischen Energie erreicht werden kann. Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass Effizienzsteigerungsmaßnahmen unter Umständen negative Auswirkungen auf die Ver-
fügbarkeit der Anlage haben können. Des Weiteren ist eine energetische Optimierung hin-
sichtlich einer erhöhten Energiebereitstellung nur dann sinnvoll, wenn für die zusätzlich be-
reitgestellte Energie auch ein Absatzweg vorhanden ist. 
 
• Interne Wärmerückgewinnung 
Maßnahmen zur prozessinternen Wärmerückgewinnung sollten, soweit sie nicht bereits 
durchgeführt wurden, immer bei einer energetischen Optimierung in Betracht gezogen wer-
den. Das Prinzip besteht darin, dass die Wärmenergie eines “heißen Stromes“ (d. h. Strom, 
der Wärme abgibt) dazu genutzt wird, die Wärme an einen “kalten Strom“ (d. h. Strom, der 
Wärme aufnimmt) abzugeben. Diese Ströme können in der Müllverbrennungsanlage bei-
spielsweise das Rauchgas am Ende des Kessels (“heißer Strom“) und das Kondensat oder 
die Verbrennungsluft (“kalte Ströme“) sein. Das Rauchgas am Kesselausgang kann in einem 
Economizer dazu verwendet werden, um das Speisewasser vorzuwärmen. Ist der Economi-
zer an das Ende des Rauchgasweges geschaltet, müsste die Abgastemperatur am Ausgang 
möglichst gering sein, um eine hohe Wärmenutzung zu erzielen. Diese Betriebsweise birgt 
jedoch die Gefahr, dass es zu Kondensation und damit zu verstärkter Korrosion an den 
Wärmetauscherflächen kommt. Um die Korrosionsprobleme zu begrenzen, kann das Spei-
sewasser im Vorlauf des Economizers zunächst vorgewärmt werden. Verfügt die Müll-
verbrennungsanlage über eine wassergekühlte Rostfeuerung, kann über das Kühlwasser 
zusätzlich Wärme ausgekoppelt werden. Die Wärme kann ebenfalls zur Speisewasservor-
wärmung genutzt werden (Pacher, 2007). Weitere Wirkungsgradsteigungen und interne 
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Wärmerückgewinnungsmaßnahmen sind u. a. durch (Kaufmann et al., 2008) und (Wand-
schneider, 2008) untersucht worden. 
 
• Feuerung 
Eine Möglichkeit, im Bereich der Feuerung eine Effizienzsteigerung zu erreichen, ist eine 
Verringerung des Luftüberschusses. Hierdurch verringert sich die Rauchgasmenge und da-
mit auch die Leistung der Aggregate, die von dieser abhängig sind, wie beispielsweise die 
Gebläse. Außerdem werden die Abgasverluste reduziert und damit die auskoppelbare Wär-
memenge erhöht. Die Luftmenge darf jedoch nur soweit reduziert werden, dass ein sicherer 
Schadstoffabbau gewährleistet ist. Eine Senkung der Luftzahl λ beispielsweise unter 1,6 ist 

durch die Novellierung der 17. BImSchV vom 14.08.2003 (ANONYMUS, 2003) möglich 
(Schu, 2007). Diese muss allerdings im Rahmen einer Änderungsgenehmigung beantragt 
werden. Die Einhaltung eines Mindestsauerstoffgehaltes ist nicht mehr zwingend gefordert. 
Die Betriebssicherheit und damit ein sicherer Abbau von Schadstoffen muss jedoch gewähr-
leistet sein. Bei stark schwankender Brennstoffzusammensetzung ist tendenziell ein hoher 
Luftüberschuss notwendig, welcher zu hohen Abgasverlusten führt. Durch die Kombination 
einer gestuften Verbrennung (unterstöchiometrische Verbrennung auf dem Rost und Aus-
brand in der Nachbrennkammer) mit einer optimierten Feuerleistungsregelung kann der Luft-
überschuss beispielsweise auf ein λ von 1,4 gesenkt werden. Problematisch ist in diesem 

Fall jedoch die abnehmende Kühlung des Rostes durch die Primärluft und hierdurch bedingt 
eine Schädigung des Rostes. Ein zumindest teilweise wassergekühlter Rost ist diesbezüglich 
unempfindlicher. Eine Reduzierung des Luftüberschusses sollte also insbesondere in Kom-
bination mit einem wassergekühlten Rost geprüft werden. Um einen sicheren Ausbrand der 
unverbrannten Bestandteile in der Nachbrennkammer zu gewährleisten, muss das Rauchgas 
in der Nachbrennkammer gut homogenisiert werden. Dies kann insbesondere durch eine 
optimierte Sekundärluftzugabe geschehen.  
Ein verminderter Luftüberschuss kann zu verstärkter thermischer Belastung auf dem Rost 
und im Feuerraum führen. Durch Abgasrezirkulation ist eine Temperaturkontrolle im Kessel 
ohne steigende Abgasverluste möglich. Mit dem Rezirkulationsverhältnis ist die Abgastem-
peratur und damit auch der Wärmeübergang bzw. die auskoppelbare Wärmemenge beein-
flussbar (Fritz et al., 1998). 
 
• Wärmeproduktion 
Durch eine Absenkung der Abgastemperatur kann die erzeugte Dampfmenge gesteigert 
werden. Eine Absenkung der Abgastemperatur um 10 K nach Kessel bewirkt durchschnittlich 
eine Erhöhung des Kesselwirkungsgrades um 1 % (Pacher, 2007). Es muss jedoch vermie-
den werden, dass es zu Kondensation und damit zu einer Schädigung nachfolgender Anla-
genteile kommt. Zusätzlich kann es bei geringen Abgastemperaturen verstärkt zu Ablage-
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rungen an den Wärmetauscherflächen kommen. In manchen Anlagen ist es aufgrund von 
fehlendem Platz schwierig oder unmöglich, zusätzliche Wärmetauscher für eine Absenkung 
der Rauchgastemperaturen zu installieren. Außerdem sollte geprüft werden, ob der zusätzli-
che Aufwand sinnvoll ist, wenn die durch Effizienzsteigerung zusätzlich erzeugte Wärme-
menge nicht abgesetzt werden kann und es darüber hinaus zu verstärkter Korrosion kommt. 
Durch eine Absenkung der Speisewassertemperatur kann ebenfalls mehr Wärme ausgekop-
pelt werden. Der Wärmeverlust über das Abgas ist abhängig von der Speisewassertempera-
tur. Beispielsweise konnte in dem Müllkraftwerk Schwandorf eine Absenkung der Speise-
wassertemperatur auf 115 °C durchgeführt werden. Eine Absenkung der Speisewassertem-
peratur von 130 °C auf 110 °C führt hier zu einer Wirkungsgradsteigerung des Kessels um 
ca. 1 %. Eine zu geringe Speisewassertemperatur im Vorlauf des Economizers kann aber zu 
Kondensation an den Wärmetauscherflächen führen. In diesem Fall ist zu prüfen, ob die Ab-
gaszusammensetzung solch geringe Speisewassertemperaturen zulässt. 
 
• Verfahrenstechnik 
In vielen Anlagen erfolgt die Rauchgasentstickung durch eine SCR-Anlage. Der in dieser 
katalytischen Entstickungsstufe eingesetzte Katalysator hat eine Arbeitstemperatur von ca. 
280 bis 350 °C in der Hochtemperaturvariante und ca. 220 bis 260 °C in der Niedertempera-
turvariante (Thomé-Kozmiensky, 1994). Der Katalysator befindet sich in der Regel am Ende 
der Rauchgasfeinreinigung. Hier liegen die Rauchgastemperaturen deutlich unter der Ar-
beitstemperatur des Katalysators. Aus diesem Grund muss das abgekühlte Rauchgas erneut 
erwärmt werden. Eine Einsparung von Energie ist möglich, indem die Arbeitstemperatur des 
Katalysators abgesenkt wird. Untersuchungen von Pacher (2007), Metschke (2005) und GfA 
(2008) haben gezeigt, dass eine Absenkung der Katalysatortemperatur auf bis zu unter 
200 °C möglich ist. Ziel der Arbeiten von GfA (2008) ist es, den Katalysator ohne eine Wie-
deraufheizung zu betreiben und so die hierfür erforderliche Energie einzusparen. 
In einigen Altanlagen wird das Rauchgas durch den Einsatz von Primärenergie aufgeheizt. 
Der Austausch dieses Systems durch eine Aufheizung mit Prozessdampf führt zu einer Re-
duktion der CO2-Emissionen und zu einer Erhöhung der Energieeffizienz. Im Rahmen einer 
durchgeführten Anlagenoptimierung konnte bei einem Mülldurchsatz von 42 Mg/h durch die-
se Maßnahme etwa 8.200 Mg/a CO2 eingespart werden. Die hierfür benötigte Dampfmenge 
entspricht ca. 3 % der produzierten Frischdampfmenge oder 10 kg Frischdampf pro Tonne 
Abfall. Eine weitere Möglichkeit der Rauchgasentstickung ist die selektive nicht-katalytische 
Reduktion (SNCR) (Pacher, 2007). Bei allen anlageninternen Maßnahmen ist zu berücksich-
tigen, dass die intern genutzte Energie nicht mehr für die externe Energiebereitstellung zur 
Verfügung steht. 
Eine deutliche Steigerung der Energieeffizienz ist vor allem durch eine möglichst vollständige 
Wärmenutzung möglich. Dies setzt jedoch die räumliche Nähe zu Siedlungsgebieten oder 
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Industrie- bzw. Gewerbebetrieben voraus. Ist dieser Wärmeabsatz nicht gegeben, ist nur 
eine Optimierung der Stromproduktion möglich. Sind die Standortbedingungen so gegeben, 
dass ein hoher Wärmeabsatz möglich ist, muss auch die entsprechende Infrastruktur für die 
Wärmeversorgung vorhanden sein. Hierzu sind erhebliche Investitionen in das Wärmever-
sorgungsnetz erforderlich. Darüber hinaus funktioniert ein erhöhter Wärmeabsatz wahr-
scheinlich nur in Kooperation mit der lokalen Administration bzw. den Energieversorgern. 
Das Potenzial zur Erhöhung der Wärmenutzung kann nur unter Berücksichtigung der indivi-
duellen Randbedingungen einer bestimmten Anlage abgeschätzt werden. Zu beachten ist 
hier auch das Gesetz zur Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmebereich 
(ANONYMUS, 2008), das die Verpflichtung vorsieht, den Wärmeenergiebedarf neu errichte-
ter Gebäude anteilig aus Erneuerbaren Energien zu decken. Dieser Wärmenergiebedarf 
kann u. a. auch durch hocheffiziente KWK-Anlagen gedeckt werden (§ 7 Ersatzmaßnah-
men). Die Grundlagen zur Berechnung der Hocheffizienz (z. B. Berichtszeitraum) sind der-
zeit aber noch in der Diskussion.  
 
• Dampfprozess 
Eine Effizienzsteigerung des Dampfkraftprozesses ist durch Erhöhung des Drucks und der 
Temperatur möglich. Hierdurch steigt der energetische Wirkungsgrad der Turbinen. Dies ist 
in einer bestehenden Anlage nur eingeschränkt möglich, da die Kapazitäten der installierten 
Turbinen begrenzt sind und der Dampfkreislauf für spezifische (niedrigere) Dampfparameter 
ausgelegt ist. Die Anfälligkeit für Korrosion an den Wärmeübertragern nimmt mit steigender 
Dampftemperatur stark zu. Eine Überhitzung des Dampfes ist prinzipiell auch außerhalb der 
Müllverbrennungsanlage möglich. Der in der MVA erzeugte Dampf kann in ein konventionel-
les Kraftwerk exportiert werden und dort mit einem höheren Wirkungsgrad verstromt werden. 
Diese Variante bietet den Vorteil, dass die Überhitzerflächen nicht den korrosiven Rauchga-
sen der MVA ausgesetzt sind. Voraussetzung ist die räumliche Nähe eines entsprechenden 
Kraftwerkes. Bei der Neuplanung einer MVA kann die Nutzung solcher Synergien geprüft 
werden. Die Dampfüberhitzung kann auch in der MVA in einem zusätzlichen mit Primärener-
gie befeuerten Kessel erfolgen. Ob jedoch der bessere Wirkungsgrad der Energieumwand-
lung den zusätzlichen Bedarf an Primärenergie überkompensiert, ist im Einzelfall auch unter 
ökologischen Gesichtspunkten zu prüfen. 
 
• Zukünftige Änderungen der Rahmenbedingungen 
Neben den möglichen Kosteneinsparungen und den CO2-Emissionsreduktionspotenzialen 
einer energetischen Optimierung ist auch die Einhaltung des Kriteriums der energetischen 
Verwertung eine Motivation der Anlagenbetreiber die Energieeffizienz ihrer Anlagen zu erhö-
hen. In der Novellierung der Abfallrahmenrichtlinie (ANONYMUS, 2008) ist die energetische 
Verwertung im Anhang II Punkt R 1 als „Hauptverwendung als Brennstoff oder als anderes 
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Mittel der Energieerzeugung“ geregelt. Zur weiteren Konkretisierung ist in der Richtlinie eine 
Formel zur Bestimmung der Energieeffizienz basierend auf dem Referenzdokument zu den 
besten verfügbaren Techniken für die Abfallverbrennung aufgeführt (R 1-Formel). Nach der 
Abfallrahmenrichtlinie entspricht ein R 1-Wert größer 0,6 für Altanlagen und größer 0,65 für 
Neuanlagen einer energetischen Verwertung. Nach Berechnungen von Schellenberger 
(2008) sind für Altanlagen im Kondensationsbetrieb (keine KWK-Anlage) Dampfparameter 
größer 320 °C und ein Kesselwirkungsgrad größer 0,8 ausreichend, um bei einer einstufigen 
Kodensatvorwärmung einen R 1-Wert größer 0,6 zu erreichen. Für Neuanlagen sind in Kom-
bination mit einer 2-fachen Entnahme/Anzapfung im reinen Kondensationsbetrieb deutlich 
höhere Dampfparameter zu wählen. Des Weiteren erhöht sich laut Schellenberger der R 1-
Wert um 0,01 pro 1 % Fernwärmelieferung, so dass eine Bereitstellung von Fernwärme nach 
Möglichkeit erfolgen sollte. Die Ausgestaltung der R1-Formel wird in Deutschland zur Zeit 
noch diskutiert. 
 
Auf Grund der dargestellten vielfältigen Möglichkeiten der Erhöhung der Energieeffizienz in 
MVA wird dieser Aspekt im Rahmen der Studie detaillierter betrachtet (vgl. Kap. 5.5.1). 

4.3.2.2 Optimierungsmöglichkeiten HMV-Aschen 

Derzeit erfolgt die Aufbereitung der Rostaschen (HMV-Aschen4) in Nordrhein-Westfalen im 
Wesentlichen in Form von Zerkleinerung, Sichtung, Klassierung und Sortierung sowie einer 
anschließenden Alterung (vgl. Kap. 3.4). Im Folgenden werden Möglichkeiten zur weiterge-
henden Aufbereitung bzw. zur Optimierung der Aufbereitung mit dem Ziel, die HMV-
Aschenqualität zu verbessern, dargestellt. Neben der Gewinnung von Wertstoffen ist bei der 
Aufbereitung von HMV-Aschen auf die dauerhafte Einbindung von Schadstoffen in die 
Aschematrix zu achten. Des Weiteren müssen grundsätzlich die Auswirkungen auf die bau-
physikalischen Eigenschaften der Aschen berücksichtigt werden. 
 
• Wertstoffabtrennung 
Ein in ökologischer als auch ökonomischer Hinsicht entscheidendes Optimierungspotenzial 
ist die Erhöhung der Metallabtrennung. Die Angaben zu Rückgewinnungsquoten der Fe- und 
NE-Metalle aus der HMV-Asche schwanken in der Literatur (MUNLV, 2007c; Gleis, 2008) 
zwischen 50 und 65 % für Fe-Metalle und 10 bis 50 % für NE-Metalle. Eine Schwierigkeit bei 
der Bestimmung der Rückgewinnungsquote ist dabei die Unkenntnis über den ursprünglich 
im verbrannten Abfall enthaltenen Metallanteil. Nach Kersting (2008) werden bei einer auf-
wändigen Aufbereitungstechnik der HMV-Aschen bis zu 10 % Fe-Metalle bezogen auf 1 Mg 
Rohaschegewicht aussortiert. Bei NE-Metallen liegt die Aussortierung zwischen 0,5 und 

                                                 
4
 Für die Rostaschen ist auch der  Begriff Schlacken üblich. 
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1,2 % pro Mg Rohasche. Voraussetzung für eine Sortierung von 1,2 % NE-Metalle aus einer 
Tonne HMV-Asche ist eine zweiwöchige Liegezeit der Asche vor der Aufbereitung. Bezogen 
auf den Metallgehalt im Abfall (Hausmüll 2,5 % Fe-Metalle, 0,4 % NE-Metalle) und unter Be-
rücksichtigung, dass sich die verbrannte Abfallmenge in nordrhein-westfälischen Anlagen zu 
ca. 65 % aus Hausmüll zusammensetzt und andere Abfallarten tendenziell mehr Metalle 
enthalten können, errechnet sich eine Sortierquote von rund 88 % für Fe-Metalle und 47 % 
für NE-Metalle. D. h. 88 % der in der Asche enthaltenen Fe-Metalle bzw. 47 % der in der 
Asche enthaltenden NE-Metalle werden während der HMV-Ascheaufbereitung aussortiert. 
Für die Betrachtung der Szenarien werden diese Sortierquoten als Basis genommen. Diese 
Zahlen zeigen, dass gegenüber den Literaturwerten die Abtrennung von Fe- und NE-
Metallen aus den HMV-Aschen in den letzten Jahren weiter gestiegen ist. 
 
Weitere aussortierbare Wertstoffe sind Glas und Keramik. Nach Zwahr (2005) haben die 
Glas- und Keramikfraktionen einen Anteil zwischen 10 und 25 % an der Asche. Nach Aussa-
ge von Kersting (2008) kann eine sortierte Glasfraktion stofflich verwertet werden, allerdings 
sind die Anteile an Glas in den Aschen rückläufig. Hier ist im Einzelfall zu prüfen, ob sich der 
erhöhte apparative Aufwand (z. B. Erweiterung der Aufbereitungsanlage mit NIR-Technik) 
bei rückläufigen Glasmengen wirtschaftlich sinnvoll umsetzen lässt. Da keine genauen An-
gaben zu Mengen und Sortierquoten für die Glasfraktion in HMV-Aschen vorliegen, wird die-
se Maßnahme bei der Festlegung der Szenarien nicht berücksichtigt. 
 
Auch Dehoust et al. (2005) sehen als Optimierungsmöglichkeit vor allem eine effektivere Fe- 
und NE-Metallabscheidung in den Müllverbrennungsanlagen und den Mechanisch-
biologischen Restabfallbehandlungsanlagen. Vor dem Hintergrund der Marktentwicklungen 
der jüngsten Vergangenheit ist davon auszugehen, dass entsprechende Optimierungen zu-
künftig durch die Anlagenbetreiber durchgeführt werden, um eine größere Menge an Fe-/NE-
Metallen getrennt zu verwerten. Wie die Berechnungen zu den Sortierquoten von Fe- und 
NE-Metallen aus HMV-Asche zeigen, sind diese Optimierungsmaßnahmen in den letzten 
Jahren bereits überwiegend durchgeführt worden. Bezüglich der Marktentwicklungen hatten 
sich die Stahlschrottpreise im ersten Halbjahr 2008 nahezu verdoppelt (Biedermann, Berger, 
2008). Auch wenn die aktuellsten Marktpreise deutlich rückläufig sind, so ist langfristig den-
noch von höheren Mengen an getrennt verwerteten Fe-/NE-Metallen auszugehen. Bei den 
jüngsten Preisschwankungen ist zu beachten, dass die Schrottpreise für Fe- und NE-Metalle 
stark abhängig von der jeweiligen Marktlage sind und über das Jahr deutlichen Schwankun-
gen unterliegen können.  
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• Integrierte Aschewäsche 
Eine weitere in der Literatur beschriebene Möglichkeit, insbesondere zur Reduzierung des 
Gehalts an leichtlöslichen Salzen (Chloride, Sulfate), bietet die Waschung im Nassentascher. 
Die Nassentaschung wird vielfach auch integrierte Aschenwäsche genannt. Hierzu kann 
entweder die Verweilzeit der Asche im Entascherbad erhöht oder die Umlaufzeit des einge-
setzten Wassers verringert werden. In einer Veröffentlichung von Zwahr (2005) wird ein er-
forderlicher Wasserdurchsatz von 500 l/h je Tonne Asche für eine Auslaugung angegeben. 
Durch die hohen Temperaturen der Asche, die in das Wasser eintaucht und dieses auf etwa 
70 °C aufheizt, sind die Aschenwäsche und der Stoffaustausch sehr intensiv. Da moderne 
Abfallverbrennungsanlagen insgesamt abwasserfrei betrieben werden müssen, ist eine Wa-
schung im Nassentascher nur sinnvoll, wenn das anfallende Abwasser in der Rauchgasrei-
nigung eingesetzt werden kann. Durch den Einsatz des Waschwassers in der Rauchgasrei-
nigung werden die aus der Asche gelösten Salze ausgetragen. In NRW verfügen 75 % der 
MVA über eine nasse Rauchgasreinigung mit Wäschern. Hier kann anlagenspezifisch ge-
prüft werden, ob eine integrierte Aschewäsche umgesetzt werden kann. Bei dieser Prüfung 
ist zu berücksichtigen, dass das bei der integrierten Aschewäsche anfallende Abwasser nicht 
grundsätzlich für den Einsatz in der Rauchgasreinigung geeignet ist. Hier sind die Qualität 
des Abwassers und eine eventuell nachzurüstende Wasseraufbereitung zu berücksichtigen.  
 
• Nachgeschaltete Aschewäsche 
Eine andere Möglichkeit der „Nassbehandlung“ ist eine nachgeschaltete Aschewäsche, etwa 
als Teilschritt einer externen Aschenaufbereitung. In den Niederlanden wurde an der TU 
Delft das Verfahren der „wet physical separation“ (Muchová, 2006) entwickelt. Diese Separa-
tionstechnik bezeichnet eine nachgeschaltete nass-physikalische Abtrennung von Fe- und 
NE-Metallen vom mineralischen Rückstand. In Amsterdam wurde eine Pilotanlage zur nass-
physikalischen Separation errichtet. Die Kombination von Siebung, Metallrückgewinnung und 
Wäsche soll die Qualität des verbleibenden Rückstands beträchtlich verbessern, wodurch 90 
bis 95 % der Rostasche recycelt werden können. Diese Quoten werden in nordrhein-
westfälischen HMV-Ascheaufbereitungsanlagen bereits heute erreicht. Nach Aussage von 
Susset (2008) ist auch mit einer intensiven Wäsche der HMV-Aschen eine Absenkung der 
Schwermetallgehalte unterhalb bestimmte Konzentrationen nicht möglich. D. h. in erster Li-
nie wird auch mit diesem Verfahren der Anteil der aussortierbaren Metallfraktionen erhöht. 
Dabei gibt es aber auch Hinweise, in Abhängigkeit der Randbedingungen der Aschewäsche 
auch Anstiege einzelner Salz- und Schwermetallkonzentrationen im Eluat gewaschener A-
schen stattfinden können (Regener, 1997; Koralewska, 1999) . 
Im Rahmen der Szenarien wurden die Erhöhung der Aussortierquote für Metalle und eine 
Verbesserung der Qualität der HMV-Asche berücksichtigt. 
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• Trockenentaschung 
Derzeit wird auch über die Möglichkeiten der Trockenentaschung diskutiert. In einem For-
schungsbericht beschreibt das schweizerische Forschungs-Institut für Umwelt- und Verfah-
renstechnik UMTEC den „Trockenaustrag von KVA-Schlacke“. Über sechs Monate wurde 
der Entascher einer KVA (Kehrichtverbrennungsanlage) in einem Pilotversuch trocken be-
trieben. Nach UMTEC hat die Trockenentaschung weder bei der Entaschung, noch bei der 
Feuerführung, noch rauchgasseitig zu Problemen geführt.  
Da in der Schweiz die HMV-Aschen überwiegend deponiert werden und an das Deponiegut 
andere Anforderungen gestellt werden als an einen Ersatzbaustoff, ist es allerdings fraglich, 
ob mit diesem Verfahren die deutschen Anforderungen an Ersatzbaustoffe (Materialwerte im 
Eluat) eingehalten werden können. Daher wird dieses Verfahren bei der Szenarienerstellung 
nicht berücksichtigt. 
 
• Syncom-Plus 
Ein weiteres in der Literatur diskutiertes Verfahren zur Verbesserung der Aschequalität ist 
das Syncom-Plus-Verfahren (UBA, 2007c). Dieses Verfahren beschreibt die Aufbereitung 
der Rostaschen im direkten Anschluss an die Verbrennung mit dem Syncom-Verfahren (Er-
höhung der Brennbetttemperatur durch Sauerstoffanreicherung). In NRW wird derzeit keine 
Anlage mit dem Syncom-Verfahren betrieben, so dass die Aschebehandlung nach Syncom-
Plus für NRW derzeit nicht relevant ist. Nach Koralewska (2008) werden mit dem Syncom-
Plus-Verfahren insgesamt 8 % Fe-Metalle pro Mg Asche separiert. Die Abtrennung von NE-
Metallen soll ebenfalls möglich sein, wurde aber in der betriebenen Pilot-Anlage nicht durch-
geführt. Nach diesen Zahlen ist die Metallabschöpfungsquote mit dem Syncom-Plus-
Verfahren geringer als bei in NRW betriebenen HMV-Ascheaufbereitungsanlagen (10 % / Mg 
Asche). Da dieses Verfahren für NRW derzeit nicht relevant ist und eine Optimierung im Be-
reich der Metallabschöpfung nicht besteht, wird es nicht in einem getrennten Szenario be-
trachtet. 
 
• Alterung von HMV-Aschen 
Eine Möglichkeit der Aschebehandlung, die auch den Anteil an Schwermetallen beeinflusst, 
ist die künstliche oder beschleunigte Alterung. Bei diesem Verfahren wird die Asche durch 
Reaktion mit kohlendioxidhaltigen Gasen gealtert. In einem Großversuch (Behandlung der 
Aschen mit CO2 in einem Komposttunnel) konnten Reduktionen bei Blei-, Molybdän- und 
Kupferverbindungen im Eluat nachgewiesen werden (Marzi et al., 2006). Untersuchungen 
der Universität Rom im Labormaßstab zeigen bis auf Chrom und Molybdän ebenfalls einen 
Rückgang der Schwermetallkonzentrationen im Eluat (Baciocchi et al, 2008). Bei diesen Ver-
fahren besteht noch weiterer Entwicklungsbedarf vor einer großtechnischen Umsetzung (Be-
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triebsbedingungen, ökonomische Optimierung), allerdings zeigen sie Möglichkeiten auf, die 
Schwermetallkonzentrationen im Eluat zukünftig zu verringern. 
Eine einfachere Methode die Alterung der HMV-Asche zu optimieren, ist grundsätzlich die 
Einführung eines Mieten- bzw. Haldenmanagements während der dreimonatigen Alterung. 
 
Auf Grund der verschiedenen Möglichkeiten zur HMV-Aschenaufbereitung wird auch dieser 
Aspekt im Rahmen der Studie detaillierter betrachtet (vgl. Kap. 5.5.2). In Bezug auf die Ver-
wertbarkeit der aufbereiteten HMV-Aschen sind auch die sich ändernden Rahmenbedingun-
gen relevant.  
 
• Zukünftige Änderungen der Rahmenbedingungen 
Derzeit wird die Einführung einer bundeseinheitlichen Verordnung für den Einsatz von Er-
satzbaustoffen, Ersatzbaustoffverordnung (Verordnung zur Regelung des Einbaus von mine-
ralischen Ersatzbaustoffen in technischen Bauwerken und zur Änderung der Bundes-
Bodenschutz- und Altlastenverordnung) diskutiert. Der erste Arbeitsentwurf wurde am 
13.11.2007 veröffentlicht. Mit dieser Verordnung will der Gesetzgeber den Einbau von mine-
ralischen Abfällen, Nebenprodukten und Recyclingbaustoffen in technischen Bauwerken 
bundesweit vereinheitlichen. Die Verordnung gilt für Erzeuger und Besitzer von minerali-
schen Baustoffen, Betreiber von Anlagen zur Aufbereitung von mineralischen Ersatzbaustof-
fen und Träger von Baumaßnahmen mit mineralischen Ersatzbaustoffen. Der derzeitige Ar-
beitsentwurf enthält 2 Verwertungsklassen für Hausmüllverbrennungsaschen mit unter-
schiedlichen einzuhaltenden Materialwerten (HMVA 1, HMVA 2). Für jeden Ersatzbaustoff 
enthält die Verordnung eine Übersicht über mögliche Einbauweisen in Abhängigkeit des 
Standorts (Wasserschutzgebiet, Bodenart (Sand, Lehm/Schluff)). Die Einbauweisen sind 
angelehnt an das Straßenbauregelwerk. Die Tabelle der Einbauweisen wird für den zweiten 
Arbeitsentwurf u. a. bezüglich der sogenannten Zwickelproblematik5 überarbeitet. Des Weite-
ren werden neue Modellierungen zur Einstufung der Eignung von Ersatzbaustoffen zu den 
Einbauweisen durchgeführt (Wagner, 2008). Weitere Punkte, die für den zweiten Arbeitsent-
wurf anhand der neuen Modellierungsergebnisse überarbeitet werden sollen, sind die im 
ersten Entwurf aufgeführten Ersatzbaustoffklassen (z. B. HMVA-1, HMVA-2) und die ent-
sprechenden Materialwerte. Darüber hinaus werden auch die Untersuchungsmethoden 
(Säulenverfahren, 1 : 10-, 1 : 2-Schüttelverfahren), die deutlichen Einfluss auf die Höhe der 
ausgelaugten Stoffe haben, noch diskutiert. Der 2. Arbeitsentwurf der Ersatzbaustoffverord-
nung wird voraussichtlich Anfang 2009 veröffentlicht. Bis zum Inkrafttreten der Ersatzbau-
stoffverordnung gelten in NRW die bisherigen NRW-Verwertererlasse. Ein typischer 

                                                 
5
 Die Zwickelproblematik betrifft die Einbauweise unter Asphalt, bei der an den Seiten Wasser unter 

den Asphalt in den Ersatzbaustoff einsickern kann. 
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Einsatzweg für HMV-Aschen ist derzeit die Verwendung in der Tragschicht ohne Bindemittel 
unter gebundener Deckschicht. Diese Einbauweise ist derzeit nach dem Verwertungserlass 
NRW (ANONYMUS, 2001) für HMV-Aschen möglich. Der Arbeitsentwurf der Ersatzbaustoff-
verordnung schließt diese Einbauweise für HMVA-2 Baustoffe aus (Bechmann, 2008). Da-
von wären regional 70 bis 80 % der Verwertungswege für HMV-Aschen betroffen (Spohn et 
al., 2008). Weitere Einsatzwege für HMV-Aschen sind Damm- und Wallbauweisen (z. B. 
Straßendamm oder Lärmschutzwälle). Diese Auswirkungen zeigen den Handlungsbedarf bei 
der weiteren Optimierung der Behandlungsverfahren von HMV-Aschen. Der Einsatz einer 
integrierten oder nachgeschalteten Aschewäsche kann den Gehalt an leichtlöslichen Salzen 
reduzieren. Die weitere Entwicklung der künstlichen bzw. beschleunigten Alterung der HMV-
Aschen ermöglicht eine weitere Stabilisierung der Schwermetalle und reduziert somit die 
Schwermetallkonzentrationen im Eluat. Hier bieten sich Möglichkeiten für die Betreiber von 
Aufbereitungsanlagen, die Qualität der HMV-Aschen als Ersatzbaustoff zu erhöhen und den 
beschriebenen möglichen Auswirkungen entgegenzuwirken. 
 
Ein weiterer Aspekt, der zukünftig für die Betreiber von HMV-Asche-Aufbereitungsanlagen 
relevant werden könnte, ist der Umgang mit Spiegeleinträgen in der Abfallverzeichnisverord-
nung (ANONYMUS, 2006b). HMV-Aschen können derzeit den Abfallschlüsselnummern 19 
01 11* (Rost- und Kesselaschen sowie Aschen, die gefährliche Stoffe enthalten) und 19 01 
12 (Rost- und Kesselaschen sowie Aschen mit Ausnahme derjenigen, die unter 19 01 11 
fallen) zugeordnet werden. In diesem Zusammenhang wird derzeit das Kriterium H14 „ökoto-
xisch“ der Richtlinie 2000/532/EC (ANONYMUS, 2000) mit Biotestverfahren geprüft. Grenz-
konzentrationen für die jeweiligen Tests sind noch nicht festgelegt worden. Wann diese fest-
gelegt werden, ob die Handlungsempfehlungen in Europäisches Recht übernommen werden 
und ob diese dann für HMV-Aschen zu einer anderen Einstufung führen, steht noch nicht 
fest.  

4.3.3 Handlungsoptionen bei der Mechanisch-biologischen Restabfallbehandlung 

Neben der Müllverbrennung werden in Nordrhein-Westfalen vier mechanisch-biologische 
Restabfallbehandlungsanlagen zur Entsorgung genutzt. Die verfügbare Gesamtkapazität 
dieser Anlagen beträgt 445.000 Mg/a (MUNLV, 2008), wobei im Jahr 2006 ca. 367.620 Mg 
Siedlungsabfall von örE angeliefert wurden (MUNLV, 2007b). Davon werden gegenwärtig 
61 % in Rotteanlagen und 39 % in Teilstromvergärungsanlagen behandelt.  
 
Als eine mögliche Handlungsoption wird auch hier eine verstärkte energetische Verwertung 
von heizwertreichen Abfallkomponenten gesehen. Damit könnten dann insgesamt bis zu 1,2 
Mg CO2-Äq./Mg Ersatzbrennstoff eingespart werden (Gaillard, 2008). Darüber hinaus ist als 
weitere Option – analog zu den Bioabfällen – die weitere Nutzung der Vergärungstechnolo-
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gie bei MBA denkbar. Dabei zeigen die beiden in Nordrhein-Westfalen eingesetzten Teil-
stromtrockenvergärungsverfahren nach bisherigen Erfahrungen insgesamt stabile Prozess-
verhältnisse. Bei einer verstärkten Nutzung der Vergärungstechnologie sind insbesondere 
auch wirtschaftliche Randbedingungen zu beachten. 
 
Aufgrund der mengenmäßig geringen Relevanz der in MBA behandelten Restabfälle   in 
Nordrhein-Westfalen (ca. 2,7 % der Gesamtmenge der hier berücksichtigten Abfälle werden 
in MBA behandelt; etwa ein Drittel davon mit Vergärungstechnologie) werden für NRW keine 
Szenarien aus dem Bereich der MBA betrachtet.  

4.4 Nicht weiter betrachtete Abfallarten 

Im Rahmen der vorliegenden Studie werden einige Abfallarten aus den nachfolgenden 
Gründen nicht detaillierter betrachtet. 
 
Beim Altglas wird aufgrund der seit 1998 in Nordrhein-Westfalen kontinuierlich gesunkenen 
Menge, der guten Abschöpfquote und der Tatsache, dass die getrennt erfassten Mengen 
nahezu vollständig einer Verwertung zugeführt werden (vgl. 3.2.3), kein Optimierungspoten-
zial in Bezug auf den Klima- und Ressourcenschutz gesehen.  
 
Auch bei den Metallen ist ebenfalls von einer weitgehenden Abschöpfung und Verwertung 
auszugehen (vgl. 3.2.5). 
Ein deutliches Einsparpotenzial an klimarelevanten Gasen wird bei der energetischen Nut-
zung von unbelastetem Altholz in Holzfeuerungsanlagen gesehen (Dehoust et al., 2005; Pe-
che et al., 2007; Vogt et al., 2002). Gerade beim Altholz hat sich die Situation der verfügba-
ren Potenziale in den letzten Jahren deutlich verändert. Das Gesamtpotenzial liegt in NRW 
deutlich oberhalb der über die örE erfassten Mengen (3.2.6). So wurde für Deutschland für 
das Jahr 2006 von 6,5 Mio. Mg separat erfasstem Altholz ausgegangen, was einem durch-
schnittlichen Aufkommen von ca. 80 kg/(E*a) entspricht (Raussen, Kern, 2006). In Nord-
rhein-Westfalen fallen zwischen 1,0 und 1,8 Mio. Mg/a an Altholz an (Bahadir et al., 2001; IE, 
2003; Mantau, Weimar, 2004; Seeger, 2004). Bei Einbeziehung der Mengen an Althölzern 
aus dem holzbe- und –verarbeitenden Gewerbe kann die anfallende Menge sogar bis zu 3,6 
Mio. Mg/a betragen (Bahadir et al., 2001). Letzteres wird aber zum Großteil in den Betrieben 
eigen verwertet und steht weiteren Verwertungswegen nicht zur Verfügung.  
Des weiteren ist infolge des im Jahr 2004 in Kraft getretenen und. 2008 novellierten EEG 
und der zugehörigen Verordnung über die Erzeugung von Strom aus Biomasse (BiomasseV) 
(ANONYMUS, 2005) die Anzahl an Holzfeuerungsanlagen bereits deutlich gestiegen. Neben 
den Kraft-Wärme-Kopplung-Anlagen (KWK-Anlagen) mittelständischer, z. B. holzverarbei-
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tender Betriebe, werden derzeit in NRW die in Tab. 15 dargestellten durchsatzstarken Bio-
massekraftwerke betrieben, vornehmlich mit dem Einsatzstoff (Alt)Holz. 
 
Tab. 15 Biomassekraftwerke in Nordrhein-Westfalen (nach Gallenkemper et al., 2006) 
Standort El. / th. Lei-

stung 
[MW] 

Kapazität 
 

[Mg/a] 

Eingesetztes Material 

Horn-Bad Meinberg 20 / 120 220.000 Altholz, Kategorie A 1 – A 4 
Werl 0,48 / 6,0 10.000 Forst-, Sägewerksreste, 

Altholz, Kategorie A 1 – A 4 
Gütersloh 20 / - Ca. 150.000 Altholz, Kategorie A 1 – A 4 
Recklinghausen 15 / - 110.000 Altholz, Kategorie A 1 – A 4 
Hagen-Kabel 20 / 86 190.000 Altholz, Kategorie A 1 – A 4 
Lünen 20 / 64 Ca. 140.000 Altholz, Kategorie A 1 – A 4 
Bergkamen 20 / - Ca. 150.000 Altholz, Kategorie A 1 – A 4 
Flughafen Siegerland - / - 110.000 Altholz, Kategorie A 1 – A 4 
Summe  1.080.000  

 
Die hier dargestellten Biomassekraftwerke verwenden mit einer Gesamtkapazität von ca. 
1,1 Mio. Mg/a bereits einen Großteil des Altholzpotenzials in Nordrhein-Westfalen. Die Alt-
holzverbrennung stellt somit mittlerweile den Hauptverwertungspfad dar, so dass keine rele-
vanten ungenutzten theoretischen und technischen Altholzpotenziale zu identifizieren sind 
(Knappe et al., 2007).  
 
Für die LVP-Entsorgung wurden von Pitsche et al. (2004) als Optimierungspotenzial eine 
Verbesserung der Sortiertechniken und der Qualität der erhaltenen Fraktionen angegeben. 
Beide Aspekte dürften sich vor dem Hintergrund der veränderten Marktsituation für die Wert-
stoffe sowie die Anforderungen hinsichtlich Ausbringung und Qualität entwickeln. Da dieser 
Abfallstrom bundesweit geregelt und einer Einflussnahme auf landes- oder kommunaler 
Ebene nicht zugänglich ist, soll LVP im Rahmen der vorliegenden Studie nicht weiter be-
trachtet werden. Auch auf die verschiedenen Verwertungsoptionen, zu denen zahlreiche 
ökobilanzielle Betrachtungen aus den vergangenen Jahren vorliegen, soll an dieser Stelle 
nicht nochmals eingegangen werden. 

5 Szenarien und Ergebnisse der Berechnungen 

Auf Grundlage der in Kap. 3 dargestellten Mengen und Entsorgungswege sowie der in den 
nachfolgenden Unterkapiteln detaillierter erläuterten Annahmen wurde zunächst der aktuelle 
Beitrag der Siedlungsabfallwirtschaft in Nordrhein-Westfalen auf den Klima- und Ressour-
censchutz ermittelt (Kap. 5.1). Anschließend wurden für die detailliertere Prüfung der Aus-
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wirkungen verschiedener Handlungsoptionen der Siedlungsabfallwirtschaft auf den Ressour-
cen- und Klimaschutz die nachfolgenden Szenarien gemeinsam mit dem Expertenkreis aus-
gewählt: 
 
• Bio- und Grünabfälle 

o Abschöpfung von Bio- und Grünabfällen 
o Bioabfallbehandlung 
o Grünabfallbehandlung 

• PPK-Abschöpfung 
• Wertstoffausschleusung aus dem Sperrmüll 
• Optimierung der Müllverbrennungsanlagen 

o Energieeffizienz 
o Ascheverwertung 

 
In den Unterkapiteln 5.2 bis 5.5 werden jeweils zunächst die betrachteten Szenarien sowie 
die zugehörigen Annahmen beschrieben. Anschließend werden die Auswirkungen der ein-
zelnen Szenarien auf den Klima- und Ressourcenschutz dargestellt, wobei für die Abschöp-
fungsszenarien gegenseitige Wechselwirkungen in den verschiedenen Behandlungsanlagen 
(z. B. verringerte Mengen und veränderte Zusammensetzung der verbleibenden Restabfälle 
nach erhöhter Bio- oder PPK-Abschöpfung) ebenfalls berücksichtigt wurden. In den Grafiken 
wird jeweils die Differenz zum Ist-Stand des Beitrages der Abfallwirtschaft Nordrhein-
Westfalens ausgewiesen. 

5.1 Auswirkungen der Abfallwirtschaft in Nordrhein-Westfalen auf den Kli-
ma- und Ressourcenschutz 

Auf Grundlage der in Kapitel 3 dargestellten Abfallmengen und Entsorgungswege wurde für 
die Entsorgung der im Rahmen der Studie zu berücksichtigenden Siedlungsabfälle die Aus-
wirkungen auf den Klima- und Ressourcenschutz, wie in Kap. 2.3 beschrieben, ermittelt. Da-
bei wurde auf in der Literatur vorhandene spezifische Werte zum Klima- und Ressourcen-
schutz (vgl. Kap. 5.2 bis 5.5) sowie auf sinnvolle abfallwirtschaftliche Abschätzungen und 
Kennzahlen zurückgegriffen. 
 
Der auf dieser Grundlage ermittelte aktuelle Nettobeitrag der Siedlungsabfallwirtschaft zum 
Klimaschutz liegt für die ausgewählten Abfallarten insgesamt bei ca. 1,95 Millionen Mg an 
eingesparten CO2-Äquivalenten pro Jahr (vgl. Abb. 14). Demnach trägt die Siedlungsabfall-
wirtschaft in Nordrhein-Westfalen durch die umfassende Verwertung bereits derzeit deutlich 
zum Klimaschutz bei. Beim Restabfall hat sich dabei das Verbot zur Ablagerung unvorbe-
handelter Abfälle positiv ausgewirkt, hier hat sich die Nettobilanz von einer Klimabelastung 
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hin zu einer Einsparung von CO2-Äquivalenten entwickelt. Hierbei wurden auch die CO2-
Einsparungen durch die energetische Verwertung in Zement- und Kraftwerken berücksich-
tigt.  
 

 

Abb. 14  Beitrag der Siedlungsabfallwirtschaft in Nordrhein-Westfalen zum Klimaschutz  

 
Auch in Bezug auf den Ressourcenverbrauch leistet die Abfallwirtschaft durch die umfassen-
den Verwertungsmaßnahmen bereits einen Beitrag zu dessen Reduzierung. So können 
durch die gegenwärtige Bio- und Grünabfallverwertung z. B. ca. 9.300 Mg/a an Rohphosphat 
oder ca. 100.000 m³/a an Torf eingespart werden. Die aktuell verwerteten Mengen an Altpa-
pier führen zu einer Zellstoffeinsparung in Höhe von ca. 940.000 Mg/a. Bereits an diesen 
Beispielen wird deutlich, dass die betrachteten Ressourcen so vielfältig sind, dass eine zu-
sammenfassende Darstellung an dieser Stelle kaum möglich ist. Für die detaillierter betrach-
teten Szenarien ist der jeweilige Effekt der Ressourcenschonung im Einzelnen dargestellt. 
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5.2 Szenarien zur Bio- und Grünabfallbehandlung 

Für die Bio- und Grünabfälle wurden sowohl Szenarien zur Behandlung als auch zur Ab-
schöpfung betrachtet. Die Ergebnisse sind im Folgenden dargestellt. 

5.2.1 Szenario „Bioabfallbehandlung“ – Erhöhung des Anteils der Bioabfallvergä-
rung 

In Nordrhein-Westfalen werden derzeit ca. 10 % der Bioabfälle anaerob behandelt (vgl. 
3.2.1). Je nach genutzter Vergärungstechnologie und Zusammensetzung der Bioabfälle 
könnten rein theoretisch bis zu 100 % der Bioabfälle anaerob behandelt werden, wobei hol-
zige Bestandteile bei der anaeroben Behandlung nicht abgebaut werden. Da in der Praxis 
von einer solchen Umsetzung nicht auszugehen ist und vor dem Hintergrund derzeit ver-
wendeter Technologien werden im Rahmen des Szenarios „Bioabfallbehandlung“ 50 % der 
Bioabfälle einer Vergärung zugeführt (Abb. 15). Dieses entspricht auch dem Anteil an Bioab-
fällen, die in anderen Studien als realistisch für den Einsatz in einer Vergärung angesehen 
werden (ifeu et al., 2008). 
 

 

Abb. 15 Szenario Bioabfallbehandlung 

 
Bei den in der Literatur verfügbaren spezifischen Beiträgen der Bioabfallbehandlung zeigen 
sich deutliche Unterschiede in der Höhe der Netto-CO2-Emissionen. So werden für die Kom-
postierung insgesamt Netto-CO2-Emissionen zwischen +0,13 bis -0,07 Mg CO2-Äq/Mg Bio-
abfall und für die Vergärung von +0,03 bis -0,16 Mg CO2-Äq/Mg Bioabfall angegeben. Der 
spezifische Beitrag hängt dabei u. a. vom Behandlungsverfahren (Kompostierung / Vergä-
rung) als auch vom erzeugten Produkt (Frisch- / Fertigkompost / Torfersatz) ab. Für die Be-
wertung der Auswirkungen in Nordrhein-Westfalen ist zu berücksichtigen, dass hier ca. 56 % 
als Frischkomposte und 44 % als Fertigkomposte verwertet wurden (VHE, 2008). 
 
Die Auswertung der Literaturdaten ergab weiterhin, dass die Vergärung in Bezug auf den 
Klimaschutz im Vergleich zur Kompostierung Vorteile aufweist, wobei die Auswirkungen der 
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Vergärung und der Kompostierung auf den Klimaschutz unterschiedlich hoch ausfallen kön-
nen. Für die hier durchgeführten Betrachtungen wurde u. a. auf eine jüngst erschienene 
VHE-Studie (EPEA, 2008) zurückgegriffen, die sich im Vergleich zu weiteren Studien zur 
Vergärung vor allem in drei Aspekten unterscheidet. 
 
In Bezug auf die klimarelevanten Luftemissionen wurde bislang davon ausgegangen, dass 
der Unterschied v. a. bei den klimarelevanteren Methanemissionen zwischen den Behand-
lungsverfahren nicht sehr groß ist. So wurde in den bisherigen Studien sowohl für die Kom-
postierung als auch für die Vergärung davon ausgegangen, dass die Methanemissionen ca. 
3 % der Kohlenstoffemissionen in die Luft ausmachen. Neuere Untersuchungen zeigen aber, 
dass die Luftemissionen bei der bisherigen Beurteilung ggf. unzureichend eingeschätzt wur-
den. So liegen mittlere Methanemissionen bei der Kompostierung nach Cuhls und Mähl 
(2008) zwischen 250 und 1.000 g/Mg und die Lachgasemissionen zwischen 20 und 200 
g/Mg. Vergärungsanlagen mit Nachrotte zeigen Methanemissionen von 2.000 bis 3.000 g/Mg 
und Lachgasemissionen von 1.000 bis 2.000 g/Mg. Auf dieser Grundlage wurde in der VHE-
Studie für die Kompostierung ca. 1 % der C-Emissionen als CH4-C und für die Vergärung 
von ca. 9 % angesetzt. Durch diese höheren Methanemissionen werden für die Vergärung 
die ansonsten v. a. aus der Energieerzeugung resultierenden klimarelevanten Vorteile redu-
ziert.  
 
Das in der VHE-Studie als Äquivalenzprozess für die bereitgestellte Energie bei der Vergä-
rung angenommene Gaskraftwerk wurde für die Betrachtung der vorliegenden auf Nord-
rhein-Westfalen bezogenen Studie durch den NRW-Stromerzeugungsmix ersetzt, der sich im 
Einzelnen wie folgt zusammensetzt (MWME NRW, 2008):  
 
• Steinkohle   43 % 
• Braunkohle  32 % 
• Kernenergie    0 % 
• Erdgas/Mineralöl  14 % 
• Erneuerbare Energien   5 % 
• Sonstige, inkl. Grubengas  6 % 
 
Als weitere Modifikationen wurde in der VHE-Studie die C-Bindung durch Humus mit in An-
satz gebracht, was sowohl für die Kompostierung als auch die Vergärung gilt, so dass sich 
dieser neue Aspekte weniger auf den Vergleich der Behandlungsformen als vielmehr auf die 
ökologische Beurteilung der biologischen Bioabfallbehandlung an sich bezieht. Diese Aus-
wirkung der Kompostanwendung wurde in den meisten anderen Studien bislang nicht be-
rücksichtigt. In Bezug auf die dafür anzusetzende CO2-Einsparung liegen jedoch sehr unter-
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schiedliche Expertenmeinungen und bislang keine gesicherten Erkenntnisse vor. In der VHE-
Studie wurde die Humusbindung mit -0,13 Mg CO2-Äq./Mg Biomasse als CO2-Einsparung in 
Ansatz gebracht. Andere gehen von deutlich geringen Ansätzen aus. So sieht z. B. Vogt 
(2008) eine Humus-C-Bindung in Höhe von ca. -0,02 Mg CO2/Mg Bioabfall als realistischer 
an und weist zudem darauf hin, dass der Betrachtungszeitraum bei Ökobilanzen i. d. R. auf 
100 Jahre angelegt ist, bei der Kompostanwendung aber davon ausgegangen wird, dass 
dieser nach 50 Jahren vollständig abgebaut ist. Da die Frage der Kohlenstoffbindung durch 
Humus noch nicht abschließend geklärt ist und um diesen Effekt zu berücksichtigen, aber 
gleichzeitig nicht zu überschätzen, wurde in den eigenen Betrachtungen für die Humusbin-
dung eine spezifischer Wert von -0,05 Mg CO2/Mg Biomasse angenommen.  
 
Im Rahmen der Betrachtungen wurde zusätzlich die Variante einer „Modellvergärung“ unter-
sucht, welche zukünftig mögliche Optimierungen im Bereich der Vergärung berücksichtigt. In 
diesem Szenario findet die Vergärung in Anlehnung an ifeu et al. (2008) unter folgenden 
Randbedingungen statt: 
 
• Monovergärung von Bioabfällen mit vollständig geschlossener Nachrotte inkl. Abluftbe-

handlung (saurer Wäscher und Biofilter) 
• Diffuse Methanemissionen aus der Biogasanlage von 0,5 % 
• BHKW mit Oxidationskatalysator 
• Nutzung der Überschusswärme zu 80 % 
• 100 % Fertigkompost. 
 
Eine vollständige Umsetzung dieser Randbedingungen in allen Vergärungsanlagen ist aber 
unwahrscheinlich, so dass dieses Szenario im Folgenden eher als „Modellszenario“ betrach-
tet und in den Abbildungen durch eine Schraffur gekennzeichnet wird. 
 
Die Kohlenstoffbindung durch die Humusbildung ist in diesem Szenario nicht berücksichtigt.  
 
Die Ergebnisse beider Szenarien sind in Abb. 16 dargestellt. Bei der Vergärung von ca. 50 % 
der derzeit anfallenden Bioabfälle wäre damit eine zusätzliche Kohlendioxideinsparung in 
Höhe von 10.103 Mg CO2-Äq./a zu erreichen, d. h. bezogen auf den derzeitigen Beitrag der 
Siedlungsabfallwirtschaft Nordrhein-Westfalens wären zusätzlich ca. 0,5 % an CO2-Äq. ein-
zusparen. Bezogen auf die Bioabfallbehandlung, die einen vergleichsweise kleinen Anteil an 
den derzeitigen Gesamt-CO2-Entlastungen besitzt (vgl. Abb. 14), würde sich hiermit nahezu 
eine Verdoppelung der Kohlendioxideinsparung ergeben.  
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Abb. 16 Auswirkungen der Änderung der Bioabfallbehandlung auf den Klimaschutz 

 
Setzt man für die Behandlung die oben beschriebene optimierte Modell-Vergärungsanlage 
an, so wären bei Erhöhung des Anteils der Vergärung auf 50 % ungefähr 74.500 Mg/a CO2-
Äquivalente zusätzlich einzusparen, d. h. zusätzliche Einsparungen von ca. 4 % der derzeiti-
gen CO2-Gesamteinsparungen der Siedlungsabfallwirtschaft in NRW.  

5.2.2 Szenario „Bioabfallabschöpfung“ 

Neben den Auswirkungen der Änderung der Bioabfallbehandlung wurde geprüft, wie sich 
eine Erhöhung der abgeschöpften Bioabfallmengen auswirkt. Aktuell werden in Nordrhein-
Westfalen ca. 64 kg/(E*a) entsprechend 1,15 Mio. Mg/a an Bioabfällen getrennt erfasst (Kap. 
3.2.1). Nach einer eigenen Untersuchung für das MUNLV (1999) sind bis zu 1,83 Millionen 
Mg/a an Bioabfällen abschöpfbar (bis 102 kg/(E*a)). Auf dieser Grundlage wurden zwei Sze-
narien mit abzuschöpfenden Bioabfallmengen untersucht. In dem Szenario A) wird der Mit-
telwert der o. g. Potenzialspanne herangezogen, d. h. es werden insgesamt ca. 83 kg/(E*a) 
bzw. 1,49 Mio. Mg/a angenommen. In diesem Fall würden ca. 0,34 Mio. Mg/a an Bioabfällen 
zusätzlich aus dem Restabfall abgeschöpft und einer Verwertung zugeführt. Im Szenario B) 
wird die eher optimistische obere Menge der Potenzialspanne herangezogen (102 kg/(E*a)), 
d. h. es würden noch 0,68 Mio. Mg/a zusätzlich aus dem Restabfall abgetrennt (vgl. Abb. 
17). Hierbei ist eine ggf. aus der Intensivierung der Bioabfallabschöpfung resultierende Er-
höhung der Gesamtabfallmenge nicht berücksichtigt. 
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Abb. 17 Szenarien „Bioabfallabschöpfung“ 

 
Für die Verwertung der abgeschöpften Bioabfallmengen wurden jeweils sowohl der IST-
Stand als auch die in 5.2.1 beschriebenen Vergärungsszenarien angenommen. Die Auswir-
kungen auf den Klimaschutz sind in Abb. 18 dargestellt.  
 
Bei der Bioabfallabschöpfung in Höhe von 83 bzw. 102 kg/(E*a) und anschließender Verwer-
tung nach dem derzeitigen IST-Stand könnten zusätzlich 20.340 bzw. 29.210 Mg CO2-Äq./a 
eingespart werden, was bezogen auf den Gesamtbeitrag der Siedlungsabfallwirtschaft in 
Nordrhein-Westfalen eine zusätzliche Einsparung von 1 – 1,5 % bedeutet. Bezogen auf den 
aktuellen Beitrag der Bioabfälle zum Klimaschutz (vgl. Abb. 14) könnten um den Faktor 2,5 –
 3,5 höhere CO2-Einsparungen erreicht werden, d. h. mit der hier angenommenen höheren 
Abschöpfung werden im Vergleich zum zuvor betrachteten Szenario der verstärkten Vergä-
rung größere klimarelevante Effekte erzielt. 
 
Kombiniert man die Szenarien der höheren Abschöpfung mit einer verstärkten anaeroben 
Behandlung, so könnten zusätzlich 33.500 bzw. 45.360 Mg CO2-Äq./a eingespart werden, 
was bezogen auf die CO2-Einsparungen der Siedlungsabfallwirtschaft in Nordrhein-
Westfalen eine zusätzliche Einsparung von 1,7 –  2,3 % bedeutet. Bezogen auf den aktuel-
len Beitrag der Bioabfälle könnten um den Faktor 4 – 5,5 höhere CO2-Einsparungen erreicht 
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werden. Im Szenario “Modellvergärung“ läge die Verbesserung im Bereich von 119.500 bzw. 
152.600 Mg CO2-Äq./a.  
 

 

Abb. 18  Auswirkungen der Erhöhung der Bioabfallabschöpfung auf den Klimaschutz  

 
Auch in Bezug auf den Ressourcenschutz sind durch eine erhöhte Bioabfallabschöpfung 
positive Effekte zu verzeichnen. Würde man den gleichen anteiligen Komposteinsatz im 
Torfbereich voraussetzen, so ließen sich theoretisch mit der erhöhten Kompostmenge in die-
sem Bereich zusätzlich ca. 13.300 bzw. 26.600 m³/a Torf einsparen (vgl. Abb. 19), was einer 
Reduktion des jährlichen Torfbedarfs in Nordrhein-Westfalen um 0,7 bis 1,3 % entsprechen 
würde. Prinzipiell ist ein verstärkter Einsatz im Substratbereich allerdings unabhängig von 
einer erhöhten Bioabfallabschöpfquote zu sehen und könnte auch bereits bei den derzeitigen 
Mengen erreicht werden. 
 
Durch die zunehmende Kompostmenge und entsprechendem Absatz würde sich aber in je-
dem Fall eine Einsparung an Rohphosphat von 1.800 bis 3.640 Mg/a ergeben. Im Vergleich 
zu den aktuellen Einsparungen durch die Bioabfallverwertung könnte eine Steigerung der 
Bioabfallabschöpfung um 30 % bis 60 % erreicht werden und es könnten ca. 6 % bzw. 13 % 
des jährlichen Rohphosphatbedarfs von Nordrhein-Westfalen (vgl. Kap. 2.5) zusätzlich ab-
gedeckt werden. 
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Abb. 19 Auswirkung der Erhöhung der Bioabfallabschöpfung auf den Ressourcenschutz 

5.2.3 Szenarien „Grünabfallbehandlung“ – Verstärkte energetische Nutzung der 
holzigen Anteile der Grünabfälle 

Als Szenario für die Grünabfallbehandlung sollen sowohl eine verstärkte energetische Nut-
zung von Teilströmen als auch ein verstärkter Torfersatz im Hinblick auf die Ressourcen- 
und Klimaschutzeffekte in Nordrhein-Westfalen bewertet werden.  
Der energetisch verwertbare Anteil der Grünabfälle ist grundsätzlich abhängig von: 
 
• der Struktur der Grünabfälle (Heizwert, Wasser-, Aschegehalt)  
• der Art der Aufbereitung 
• der eingesetzten Brenntechnik 
• dem notwendigen Anteil an Strukturmaterial für die Kompostierung. 
 
Dabei beträgt der bzgl. der Struktur gut einsetzbare Anteil nach den Erkenntnissen verschie-
dener Studien und je nach Grünabfallzusammensetzung (ohne Rasenschnitt) ca. 30 %, bei 
weitergehender Aufbereitung sind prinzipiell auch höhere Anteile einsetzbar (Kranert et al., 
2007). Der auszuschleusende Anteil der strukturreichen Grünabfälle muss aber auch sowohl 
im Hinblick auf die Auswirkungen auf den Rotteprozess der verbleibenden Grünabfälle sowie 
v. a. der Bioabfallkompostierung bewertet werden, die diese Grünabfälle als Strukturmaterial 
zur Gewährleistung einer ausreichenden Belüftung des Rottegutes benötigt. Dieser Aspekt 
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könnte vor dem Hintergrund der neuesten Erkenntnisse zu den Emissionen bei der biologi-
schen Behandlung (vgl. Kap.5.2.1) nochmals an Relevanz gewinnen. 
Zudem kann der energetisch verwertbare Anteil auch in Abhängigkeit von den örtlichen 
Randbedingungen deutlich variieren.  
Aus diesen Gründen wurden für die vorliegende Studie zwei Szenarien mit unterschiedlichen 
Anteilen an energetischer Verwertung (30 % bzw. 15 %) untersucht. In einem weiteren Sze-
nario wurden ausgehend vom IST-Stand die Auswirkungen einer Erhöhung des Anteils der 
Verwertung als Torfersatz auf 30 % geprüft (vgl. Abb. 20). 
 

 

Abb. 20 Szenarien „Grünabfallbehandlung“ 

 
Bei der Beurteilung der Auswirkungen von Grünabfallverwertungsmaßnahmen auf den Kli-
maschutz variieren die Angaben der verschiedenen Studien. So liegt die Spanne der spezifi-
schen CO2-Nettoemissionen für die Kompostierung zwischen +0,06 bis -0,07 Mg CO2-
Äq./Mg Grünabfall. Hier ist neben dem Anteil der Herstellung von Frisch- und Fertigkompost 
auch der Anteil des Torfersatzes relevant. Dieser liegt bei den gegenwärtigen Entsorgungs-
wegen bei 12 % der Fertigkomposte (VHE, 2008). Bei der Nutzung von Grünabfallkomposten 
als Torfersatz liegen die spezifischen Netto-CO2-Emissionen zwischen -0,17 und -1,19 Mg 
CO2-Äq./Mg Grünabfall; für die Betrachtungen im Rahmen dieser Studie wurde eine spezifi-
sche Netto-CO2-Emission von -0,54 Mg CO2-Äq./Mg Grünabfall (abgeleitet aus Kranert et al., 
2007) angesetzt. Für die energetische Verwertung liegen die Netto-CO2-Emissionen zwi-
schen -0,7 bis -1,0 Mg CO2-Äq/Mg Grünabfall. Da der obere Wert der dargestellten Spanne 
eher im Bereich von sehr gut aufbereiteten, getrockneten Hölzern liegt, wurde im Rahmen 
der Studie, im Sinne einer eher konservativen Abschätzung, eine spezifische Netto-CO2-
Emission von -0,79 Mg CO2-Äq/Mg Grünabfall angenommen. 
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Abb. 21 Auswirkungen der Änderung der Grünabfallbehandlung auf den Klimaschutz 
 
In Bezug auf den Klimaschutz wurden damit die in Abb. 21 dargestellten Auswirkungen er-
mittelt. Durch eine Erhöhung der energetischen Verwertung ließen sich zusätzlich zwischen 
47.600 Mg/a (Szenario 15 % energetisch) und 132.000 Mg/a (Szenario 30 % energetisch) an 
CO2-Äquivalenten einsparen, was 2,4 % bzw. 6,8 % des bisherigen Beitrags der Siedlungs-
abfallwirtschaft zum Klimaschutz entspricht. Bezogen auf den aktuellen Beitrag der Grünab-
fälle zum Klimaschutz bedeutet diese zusätzliche CO2-Einsparung eine Verdopplung bis na-
hezu Vervierfachung.  
 
Würde ein erhöhter Anteil der schon jetzt produzierten Grünabfallkomposte für den Torfer-
satz genutzt, so könnte eine CO2-Einsparung in Höhe von nahezu 77.000 Mg CO2-Äq./a er-
reicht werden, d. h. durch diese Maßnahme könnte der aktuelle Beitrag der Grünabfälle zum 
Klimaschutz ungefähr verdreifacht werden. Bezogen auf den dargestellten Gesamtbeitrag 
der Siedlungsabfallwirtschaft zum Klimaschutz würde dieses eine Steigerung von ca. 4 % 
bedeuten. Für den Klimaschutz wären somit sowohl eine Steigerung der energetischen Ver-
wertung der Grünabfälle als auch eine Erhöhung der Torfersatzquote sinnvolle Maßnahmen.  
 
In Bezug auf den Ressourcenschutz werden analog zum Bioabfall auch hier der Torfersatz 
sowie die Phosphateinsparung herangezogen.  
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Abb. 22 Auswirkungen der Änderung der Grünabfallbehandlung auf Ressourcenschutz 

 
Unter der Annahme, dass bei Erhöhung des Anteils der energetischen Verwertung nicht nur 
die Kompostmenge sondern auch die im Substratbereich eingesetzte Menge sinkt, würde ein 
leicht erhöhter Torfbedarf in Höhe von 6.250 bis 15.450 m³/a resultieren (Abb. 22). Bezogen 
auf den Torfgesamtbedarf Nordrhein-Westfalens entspräche dieses einer geringfügigen Zu-
nahme um 0,3 % bzw. 0,7 %. Es ist aber zu betonen, dass aus einer erhöhten energetischen 
Verwertung von Grünabfällen nicht zwangsläufig eine Reduktion des Einsatzes von Grünab-
fällen als Torfersatz resultiert. Vielmehr könnte neben der energetischen Nutzung die gleiche 
Menge wie im IST-Stand in den Torfersatz gehen, so dass trotz energetischer Verwertung 
von Teilmengen der Torfgesamtbedarf in Nordrhein-Westfalen gleich bleiben würde. 
 
Würde von den derzeit produzierten Grünabfallfertigkomposten der im Substratbereich ge-
nutzte Anteil auf 30 % erhöht, so könnten ca. 245.000 m³/a an Torf zusätzlich eingespart 
werden. Dieses entspricht einer Reduktion des nordrhein-westfälischen Torfbedarfs um ca. 
12 %.  
 
Zusätzlich führt die energetische Verwertung von Grünabfällen unter der Voraussetzung, 
dass die Holzaschen nicht zur Düngung verwendet werden, zu einer Erhöhung des Roh-
phosphatbedarfs in Nordrhein-Westfalen in Höhe von 320 (15 % energetisch) bis 885 Mg/a 
(30 % energetisch), bzw. um 1,1 % bis ca. 3,1 %. 
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Die energetische Verwertung von Grünabfällen wirkt sich somit positiv auf den Klimaschutz 
und die Energie liefernden Ressourcen aus. Im Hinblick auf die stofflichen Ressourcen wie 
Phosphat sowie die übrigen Ressourcen schonenden Effekte, wie Humusbildung, Bodenbe-
lebung etc. ergeben sich hier im Vergleich zur Kompostierung Nachteile.  

5.2.4 Szenario „Grünabfallabschöpfung“ 

Für Nordrhein-Westfalen würde sich unter Berücksichtigung der in Kap. 4.2.2.1 genannten 
einwohnerspezifischen Potenziale (Fricke (2002 , zit. In Widmann, 2003); Kranert et al., 
2007) eine zusätzliche Grünabfallmenge von 882.000 Mg/a ergeben, wovon dann ca. 
441.000 Mg/a aus dem Bereich der häuslichen Abfälle stammen würden. Da umfassende 
Maßnahmen zur Abschöpfung dieser Grünabfälle vermutlich zu einer nicht gewollten Redu-
zierung der Eigenkompostierung führen würden, wurde im Rahmen der Studie nur eine mo-
derat erhöhte Grünabfallabschöpfung angesetzt. Werden derzeit in Nordrhein-Westfalen ca. 
40 kg/(E*a) bzw. 0,71 Mio. Mg/a abgeschöpft (3.2.1), so wurde für das Szenario eine zusätz-
lich abzuschöpfende Grünabfallmenge von 5 kg/(E*a) bzw. ca. 90.000 Mg/a angesetzt (vgl. 
Abb. 23), was ca. 20 % des o. g. zusätzlichen Potenzials aus dem häuslichen Bereich ent-
spricht. 
 

 

Abb. 23 Szenario „Grünabfallabschöpfung“ 

 
Dabei ist anzumerken, dass sich das zusätzliche Potenzial an Grünabfällen bisher außerhalb 
des eigentlichen Bilanzrahmens befand (im Gegensatz zur Verlagerung aus dem Restabfall, 
die bei den weiteren Abschöpfungsszenarien stattfindet, ergibt sich hier eine zusätzliche 
Menge). In der Abschätzung der Auswirkungen auf den Klimaschutz wurde diesem zusätzli-
chen Potenzial im IST-Zustand keine CO2-Be- oder Entlastung zugewiesen. Für die Betrach-
tungen zum Klimaschutz wird dieses zusätzliche Potenzial einmal analog dem IST-Stand 
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verwertet. In den weiteren Unterszenarien werden die Grünabfälle wieder zu 30 % bzw. zu 
15 % der energetischen Verwertung zugeführt.  
 
In Bezug auf den Klimaschutz wirken sich alle drei Szenarien positiv aus (vgl. Abb. 24). So 
können bei einer Verwertung im IST-Stand zusätzlich ca. 5.000 Mg/a an CO2-Äquivalenten 
eingespart werden, d. h. der Beitrag der Grünabfallverwertung zum Klimaschutz würde damit 
um ca. 14 % gesteigert. Würden von den abgeschöpften 45 kg/(E*a) Anteile der energeti-
schen Verwertung zugeführt, so könnten damit zwischen ca. 59.300 (15%) und 
155.300 Mg/a (30 %) an CO2-Äquivalenten zusätzlich eingespart werden, was eine Steige-
rung des Beitrages der Grünabfallverwertung zum Klimaschutz um den Faktor 1,6 bis 4 be-
deuten würde. Bezogen auf die Gesamtbeitrag der hier betrachteten Siedlungsabfälle zum 
Klimaschutz würden bei der energetischen Verwertung 3 % bis 8 % zusätzlich eingespart, 
bei der Verwertung im IST-Stand ca. 0,25 %. 
 

 

Abb. 24 Auswirkungen der erhöhten Grünabfallabschöpfung und Änderung der Grünab-
fallbehandlung auf den Klimaschutz 

 
In Bezug auf den Torfersatz (vgl. Abb. 25) führt die Verwertung im IST-Stand unter der für 
die Bioabfallabschöpfung bereits erläuterten Annahme des proportional ansteigenden Ein-
satzes im Substratbereich zu einer zusätzlichen Torfeinsparung von ca. 6.300 m³/a (ca. 
0,3 %). Bei der Erhöhung der energetischen Verwertung und der Annahme, dass die verblei-
benden Grünabfälle wie im Ist-Stand verwertet werden, bleibt der Torfbedarf bei einer 15 %-
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igen energetischen Verwertung nahezu konstant; hier ist nur eine geringfügige Reduktion um 
375 m³/a zu verzeichnen. Bei einer 30 %-igen energetischen Verwertung der Grünabfälle 
könnte der jährliche Torfbedarf in Nordrhein-Westfalen um ca. 10.100 m³/a bzw. ca. 0,5 % 
ansteigen. Werden dagegen neben der Erhöhung der energetischen Verwertung gleiche 
Mengen des Grünabfallfertigkompostes in den Torfersatz gegeben wie bisher, so hätte dies 
keine Auswirkungen auf diesen Ressourcen-Parameter. 
 

 

Abb. 25 Auswirkungen der erhöhten Grünabfallabschöpfung und Änderung der Grünab-
fallbehandlung auf den Ressourcenschutz 

 
Auch der Rohphospat-Verbrauch in Nordhein-Westfalen kann durch eine erhöhte Abschöp-
fung und Verwertung wie im IST-Stand verringert werden (452 Mg/a). Eine energetische 
Verwertung von 15 % der Grünabfallmenge führt mit einer geringfügigen Einsparung von 
87 Mg/a zu einem nahezu gleich bleibenden Rohphosphatbedarf. Werden 30 % der Grünab-
fälle der energetischen Verwertung zugeführt und die verbleibende Grünabfallmenge in der-
selben Aufteilung wie im IST-Stand verwertet, so würde der Rohphosphatbedarf um ca. 
560 Mg/a steigen. Auch bei den hier dargestellten Szenarien der energetischen Verwertung 
entfallen die positiven Kompostauswirkungen auf Böden . 
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5.3 Szenario „PPK-Abschöpfung“ 

In diesem Szenario wird eine verstärkte Abschöpfung von PPK untersucht. In 2006 wurden 
in Nordrhein-Westfalen 72 kg/(E*a) an PPK erfasst (3.2.2), wobei vielfach neben Holsyste-
men auch Bringsysteme eingesetzt wurden. Bisherige Erfahrungen im Bereich der PPK-
Sammlung zeigen, dass im Holsystem i. d. R. höhere Menge zu erfassen sind (ca. 80 – 
90 kg/(E*a)). Auf Grund der Marktsituation der jüngsten Vergangenheit sowie der zuneh-
menden Einführung der PPK-Behälter ist eine zukünftige höhere Abschöpfung von PPK-
Mengen bereits absehbar (vgl. auch Kap. 4.2.2.2). In wie weit diese Mengen sich dann auch 
in den Abfallbilanzen der örE wieder finden oder im Rahmen von gewerblichen Sammlungen 
durch private Entsorger erfasst werden, ist jedoch nicht abzuschätzen.  
In dem hier betrachteten Szenario wurde für die Erhöhung der PPK-Abschöpfung eine eher 
konservative Abschätzung auf 80 kg/(E*a) vorgenommen (Abb. 26).  
 

 

Abb. 26 Szenario „PPK-Abschöpfung“ 

 
Die in der Literatur angegebenen CO2-Nettoemissionen für die PPK-Verwertung liegen zwi-
schen -0,10 bis -0,84 Mg CO2-Äq/Mg PPK, für die vorliegende Studie wurde eine spezifische 
CO2-Nettoemission von -0,23 Mg CO2-Äq/Mg PPK (Median der o. g. Spanne) angenommen. 
Die Ergebnisse der erhöhten PPK-Abschöpfung und –verwertung sind in Abb. 27 dargestellt. 
 
In Bezug auf den Klimaschutz kann durch die hier angesetzte Erhöhung der PPK-
Abschöpfung eine zusätzliche Kohlendioxideinsparung in Höhe von 7.300 Mg CO2-Äq./a 
erreicht werden. Der Beitrag der PPK-Verwertung am Klimaschutz würde hierdurch um ca. 
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1,7 % gesteigert. Bezogen auf die CO2-Gesamteinsparungen durch die im Rahmen der Stu-
die betrachteten Abfälle ergäbe sich eine Erhöhung um 0,4 %. 
 
Im Bereich des Ressourceschutzes könnten mit der Erhöhung der PPK-Verwertung zusätz-
lich ca. 107.000 Mg/a an Zellstoff eingespart werden, was einer Erhöhung der Einsparung 
um 8 % bedeutet.  
 

 

Abb. 27 Auswirkungen der erhöhten PPK-Abschöpfung auf den Klima- und Ressour-
censchutz 

5.4 Szenario „Wertstoffausschleusung Sperrmüll“ 

Zur Optimierung der Sperrmüllverwertung sollte geprüft werden, welche Auswirkungen eine 
weitergehende Abtrennung von Wertstoffen aus dem Sperrmüll (z. B. durch eine Vorschalt-
anlage) auf den Klima- und Ressourcenschutz hat. Das aktuelle Sperrmüllaufkommen lag in 
Nordrhein-Westfalen bei ca. 0,67 Mio. Mg/a, wovon bereits etwa die Hälfte einer Aufberei-
tung unterzogen wird. Dieser Anteil wurde im Szenario auf 100 % der anfallenden Menge 
erhöht (vgl. Abb. 28). Es wurde eine weitgehende Abtrennung von Metallen, Holz sowie einer 
heizwertreichen Fraktion angenommen. Der Sortierrest wird einer MVA  zur Entsorgung an-
gedient. 
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Abb. 28 Szenario „Wertstoffausschleusung aus dem Sperrmüll“ 

 
Mit dieser Maßnahme könnten ca. 18.430 Mg CO2-Äq./a zusätzlich eingespart werden (Abb. 
29). Diese Einsparung entspricht ungefähr 10 % des bislang durch die Sperrmüllentsorgung 
eingesparten Kohlendioxids bzw. 0,9 % der CO2-Einsparungen der gesamten Siedlungsab-
fallwirtschaft Nordrhein-Westfalens. 
 

 

Abb. 29 Auswirkung der erhöhten Wertstoffabschöpfung aus dem Sperrmüll auf den 
Klima- und Ressourcenschutz 
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Für die Beurteilung des Ressourcenschutzes wurden bei der Wertstoffausschleusung aus 
dem Sperrmüll als Leitparameter die Metalle und damit die Eisenerz- und Bauxiteinsparung 
genutzt. Hier können ca. 13.600 Mg/a an Bauxit und ca. 20.400 Mg/a an Eisenerz eingespart 
werden, was einer Verdopplung der Einsparung durch die Sperrmüllaufbereitung entspricht.  

5.5 Szenarien zu Optimierungen in Müllverbrennungsanlagen 

Für die Optimierungen in Müllverbrennungsanlagen wurden auf Grundlage der in Kapitel 
4.3.2 dargestellten Auswertung der Literaturrecherche für die detailliertere Prüfung der Aus-
wirkungen verschiedener Handlungsoptionen die nachfolgenden Szenarien ausgewählt. 

5.5.1 Szenarien „Energieeffizienz in MVA“ 

Die Szenarien der „Energieeffizienz in MVA“ wurden wie in Kap. 4.3.2 beschrieben nicht ba-
sierend auf Einzelmaßnahmen durchgeführt, sondern anhand zukünftig zusätzlich bereitge-
stellter Energiemengen. Hierzu hat die ITAD 2008 eine Befragung durchgeführt und die Da-
ten für Nordrhein-Westfalen zur Verfügung gestellt (Treder, 2008). An der Erhebung haben 
sich alle Müllverbrennungsanlagen in NRW beteiligt. Die Auswertung ergab je nach Szenario 
und Energieform sowohl eine Erhöhung als auch eine Reduzierung der heute bereit gestell-
ten Mengen. Die Szenarien, die sich auf Grundlage der Umfrage ergeben, lassen sich fol-
gendermaßen beschreiben: 
 
• Szenario 1: Stromproduktion plus 10 % 
 Wärmebereitstellung plus 6 % 
• Szenario 2: Stromproduktion plus 10 % 
 Wärmebereitstellung plus 13 % 
• Szenario 3: Stromproduktion minus 10 % 
 Wärmebereitstellung plus 90 % 
• Szenario 4: Bezogen auf den Energieinhalt des eingebrachten Abfalls 
 Strom   14 % 
 Wärme 45 % 
 
Szenario 1 stellt in diesem Fall das realistische Potenzial dar, d. h. hier handelt es sich um 
Projekte mit einer Realisierungschance bis 2012 von größer als 50 %. Der Erhöhungen im 
Szenario 2 lassen sich unter günstigen Rahmenbedingungen in den nächsten Jahren und 
Förderungen bei den Investitionen ebenfalls umsetzen.  
 
Szenario 3 zeigt das theoretisch maximale Potenzial unter optimalen Voraussetzungen (z. B. 
kontinuierliche Wärmeabgabe auch im Sommer).  
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In der Studie „Beispielhafte Darstellung einer vollständigen, hochwertigen Verwertung in ei-
ner MVA unter besonderer Berücksichtigung der Klimarelevanz“ (UBA, 2007c) wird für die 
optimierte Energienutzung eine Nutzungseffizienz von 14 % Strom (ausgehend von 10 % im 
IST-Stand) und 45 % Wärme (ausgehend von 30 % im IST-Stand) angenommen. Dieses 
Szenario wird als Szenario 4 mit in die Betrachtung aufgenommen. Hierbei beziehen sich die 
Angaben auf den Energieinhalt der eingebrachten Abfälle. Die Szenarien 3 und 4 werden als 
„Modellverbrennungen“ mitbetrachtet, enthalten in ihren Annahmen aber zukünftig theore-
tisch mögliche und langfristig umsetzbare Maßnahmen.  
 
Durch die bereitgestellte und eingespeiste elektrische Energie wird konventionelle elektri-
sche Energie ersetzt. Für die Berechnungen wird zu Grunde gelegt, dass mit der bereitge-
stellten elektrischen Energie, Energie des nordrhein-westfälischen Strommix ersetzt wird 
(vgl. Kap. 5.2.1). Im Bericht „Entwicklung der spezifischen Kohlendioxid-Emissionen des 
deutschen Strommix“ des Umweltbundesamts sind CO2-Emissionsfaktoren einzelner Ener-
gieträger aufgeführt (UBA, 2007d). Für den Energieerzeugungsmix in NRW ergeben sich 
somit CO2-Emissionen in Höhe von 0,94 Mg CO2/MWh.  
 
Für die Betrachtung der substituierten Wärmeenergie wird der Wärme-Warmwassermix für 
Deutschland aus GEMIS (Globales Emissions-Modell Integrierter Systeme) genutzt, ein In-
strument zur vergleichenden Analyse von Umwelteffekten der Energiebereitstellung und  
-nutzung. Das Programm wird kontinuierlich fortentwickelt und aktualisiert und berücksichtigt 
für die Datensätze den gesamten Lebenszyklus. Für den Wärme-Warmwassermix ergeben 
sich CO2-Emissionen in Höhe von 0,37 Mg CO2-Äq/MWh. 
 
Die Berechnungen der Szenarien beziehen sich nur auf den Bereich der Siedlungsabfälle, 
d. h. auf ca. 65 % der insgesamt in NRW verbrannten Abfallmenge.  
 
Der Vergleich der Szenarien in Abb. 30 zeigt, dass bei einer Umsetzung der geplanten Maß-
nahmen zur Energieoptimierung (Szenario 1) weitere 145.000 Mg CO2-Äquivalente pro Jahr 
im Vergleich zum Ist-Stand eingespart werden können. Bei der Umsetzung weiterer Maß-
nahmen, die unter optimalen Bedingungen möglich wären (Szenario 2), steigert sich dieses 
Einsparpotenzial um weitere 70.000 Mg CO2-Äquivalente/a. Dies entspricht 7,4 % bzw. 11 % 
des bisherigen Beitrags der Siedlungsabfallwirtschaft zum Klimaschutz. Bezogen auf den 
aktuellen Beitrag der MVA zum Klimaschutz bedeutet die zusätzliche Einsparung eine Stei-
gerung um 27 % bzw. 40 %. 
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Bei der Realisierung der in NRW nach ITAD maximal möglichen theoretischen Energieopti-
mierungsmaßnahmen (Szenario 3) ergibt sich ein zusätzliches Einsparpotenzial an CO2-
Äquivalenten in Höhe von rund 823.000 Mg/a.  
Szenario 4 spiegelt die Annahmen der optimierten Energienutzung aus UBA (2007c) wider. 
Da in dieser Studie eine realitätsnahe Abschätzung des Potenzials nicht möglich war, wur-
den folgende Annahmen für das Szenario getroffen: 
• Anhebung des Nutzungsgrads der Nettostromerzeugung um 2 Prozentpunkte durch Op-

timierungen im Wasser-Dampf-Kreislauf, bei Eigenverbräuchen u. ä., 
• Anhebung der Wärmenutzung auf 45 % durch Investitionen in Wärmenetze bei sied-

lungs- und industrienahen Anlagen (Intensivierung der Kooperation mit kommunaler Ad-
ministration und Industrie/Gewerbe), 

• Anhebung der Nettostromerzeugung um weitere 2 Prozentpunkte durch Ertüchtigungen 
an Kessel und Turbine bei siedlungs- bzw. industriefernen Anlagen. 

 
In diesem Szenario steigert sich das Einsparpotenzial bei den Berechnungsannahmen der 
vorliegenden Studie um weitere 36.000 Mg CO2-Äq./a. Die Einsparungen in den Szenarien 3 
und 4 entsprechen 42 % bzw. 44 % des bisherigen Beitrags der Siedlungsabfallwirtschaft 
zum Klimaschutz und bedeuten, bezogen auf den aktuellen Beitrag der MVA zum Klima-
schutz, eine weitere Steigung um rund die Hälfte. 
 

 

Abb. 30 Auswirkungen der Effizienzsteigerungsmaßnahmen in MVA auf den Klima-
schutz  
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Im Bereich der Ressourcen können durch die Umsetzung geplanter Energieoptimierungs-
maßnahmen rund 26.000 Mg/a Braun- und 5.000 Mg/a Steinkohle eingespart werden (siehe 
Abb. 31). Diese Menge steigert sich auf 38.000 Mg Braun- und 6.700 Mg Steinkohle im Sze-
nario 2. Im Vergleich zu den aktuellen Einsparungen durch die MVA bedeuten diese Mengen 
eine Steigerung von 7 % bzw. 11 % bei Braunkohle und 8 % bzw. 11 % bei Steinkohle. 
Im Rheinland wurden in 2007 99,8 Mio. Mg Braunkohle gefördert. D. h. die zusätzlich einge-
sparte Menge an Braunkohle im Szenario 2 entspricht ca. 0,04% der im Rheinland geförder-
ten Mengen. Werden für diesen Vergleich die maximal möglichen Energieoptimierungsmaß-
nahmen zu Grunde gelegt, ergibt sich eine zusätzliche Einsparung von 135.000 Mg Braun-
kohle und 19.000 Mg Steinkohle. Dies entspricht ca. 0,14 % der im Rheinland geförderten 
Menge und eine zusätzliche Einsparung von 40 % bei Braunkohle und 31 % bei Steinkohle 
gegenüber dem aktuellen Beitrag der MVA. 
 

 

Abb. 31 Auswirkungen der Effizienzsteigerungen in MVA auf den Ressourcenverbrauch  

5.5.2 Szenarien „HMV-Aschen“ 

Um den Einfluss der Verwertung der HMV-Aschen auf den Klima- und Ressourcenschutz zu 
untersuchen, wurde für die Optimierung der HMV-Aschenaufbereitung ein Szenario mit auf-
wändiger HMV-Ascheaufbereitung sowie vollständiger Metall- und HMV-Aschenverwertung 
betrachtet. 
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In diesem Szenario wird eine aufwändige Aufbereitung der HMV-Aschen zu Grunde gelegt, 
d. h. Metalle werden mit einer höheren Sortierquote aussortiert (Fe-Metalle 95 %, NE-Metalle 
80 %) und die HMV-Aschen können aufgrund ihrer Qualität und der Nachfrage vollständig 
als Ersatzbaustoff verwertet werden. Technische Möglichkeiten zur Verbesserung der 
Aschequalität sind, neben der erhöhten Metallaussortierung, die integrierte oder nachge-
schaltete Aschewäsche sowie die Optimierung der Alterung bzw. die künstliche oder be-
schleunigte Aschealterung. 
Auch hier beziehen sich die Berechnungen nur auf den Bereich der Siedlungsabfälle, d. h. 
auf ca. 65 % der insgesamt in NRW verbrannten Abfallmenge.  
 
Die in Abb. 32 dargestellte Verbesserung im Bereich der Einsparung von CO2-Emissionen, 
beruht nahezu vollständig auf der Optimierung der Metallaussortierung. Dieser Effekt kommt 
durch die hohen Emissionen in den Äquivalenzprozessen der Primärmetallproduktion, und 
hier insbesondere der Aluminiumproduktion, zustande. Durch die höhere Wertschöpfung der 
Metallfraktionen können zusätzlich rund 55.000 Mg CO2-Äquivalente/a eingespart werden. 
Dies entspricht mehr als einem Drittel der zusätzlichen Einsparungen durch die Umsetzung 
der geplanten Energieoptimierungspotenziale im Szenario aus Kapitel 5.5.1 und bezogen auf 
den bisherigen Beitrag der Siedlungsabfälle zum Klimaschutz 2,8 %. Bezogen auf den aktu-
ellen Beitrag der HMV-Aschen zum Klimaschutz beträgt diese zusätzliche CO2-Einsparung 
rund ein Drittel.  
Im Bereich der Ressourcen werden durch die optimierte Metallaussortierung 9.000 Mg/a Ei-
senerz bzw. 19.000/a Mg Bauxit jährlich im Vergleich zum Ist-Stand eingespart. Im Vergleich 
zu den aktuellen Einsparungen durch die HMV-Ascheverwertung könnte eine zusätzliche 
Erhöhung um 8 % (Erz), 71 % (Bauxit) bzw. 75 % (Naturbausstoffe) realisiert werden. Die 
Einsparungen bei Bauxit entsprechen 0,9 % der in 2004 importierten Bauxitmenge. 2004 
wurden in Deutschland 412.000 Mg Eisenerz gefördert und 142 Mio. Mg importiert (Frondel 
et al., 2007). Somit ersetzt die zusätzlich gewonnene Menge an Fe-Metall rund 2 % des 
2004 inländisch geförderten Eisenerzes. Naturbaustoffe, wie z. B. Kies und Sand, können im 
Straßenbau ersetzt und der damit verbundene Flächenverbrauch reduziert werden. Der Ver-
brauch an Kies und Sand in Deutschland lag 2005 bei 300 Mio. Mg/a (BKS, 2008), d. h., 
dass rund 0,13 % des Verbrauchs ersetzt werden können. 
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Abb. 32 Auswirkungen der Optimierungen der HMV-Aschenaufbereitung auf den Klima- 
und Ressourcenschutz  

 
In einer Sensitivitätsbetrachtung wurden die Auswirkungen untersucht, die sich einstellen, 
wenn nur 20 % der HMV-Aschen als Ersatzbaustoff verwertet werden können. Zum Einen 
spiegelt dies den Fall einer konjunkturell- oder akzeptanzbedingten gesunkenen Nachfrage 
nach Ersatzbaustoffen wider, zum Anderen berücksichtigt dieses Szenario den Fall, dass die 
HMV-Aschen wegen veränderter Qualitätsvorgaben nicht ausreichend für eine Verwertung 
im Straßenbau aufbereitet werden (Umsetzung des ersten Arbeitsentwurfs der Ersatzbau-
stoffverordnung). Bezüglich des Beitrags zum Klimaschutz ergeben sich hieraus kaum Ver-
änderungen, da dieser in erster Linie durch die zurück gewonnenen Metallfraktionen be-
stimmt wird. Für den Ressourcenschutz würden sich im Bereich der Substitution von Metall-
erzen keine Änderungen ergeben, da diese unabhängig von den Absatzwegen der HMV-
Asche aussortiert werden. Bezüglich der als Ersatzbaustoff verwerteten HMV-Aschen ergibt 
sich bei dieser Betrachtung eine Reduzierung von rund 320.000 Mg/a. 
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5.6 Gesamtübersicht aller Szenarien 

Im folgenden werden die Auswirkungen der hier untersuchten Szenarien auf den Klima- und 
Ressourcenschutz noch einmal zusammenfassend dargestellt. In Abb. 33 und Abb. 34 sind 
die Gesamtergebnisse der einzelnen Szenarien zum Klimaschutz dargestellt.  
 
Insgesamt wird deutlich, dass größere CO2-Einsparpotenziale (zwischen 8 und 45 % der 
derzeitigen Gesamtemissionen der Siedlungsabfallwirtschaft) vor allem durch Effizienzstei-
gerungen in den MVA zu erreichen sind (Abb. 34).  
 
Geringere CO2-Einsparpotenziale (0,5 bis max. 8 % der Gesamtemissionen) sind durch die 
erhöhte Abschöpfung von Bio-, Grünabfällen und PPK, die Änderung der Behandlungsver-
fahren bei Bio- und Grünabfälle sowie die Rostaschenverwertung zu erreichen.  
 
 

 

Abb. 33 Auswirkungen der Behandlungs- und Abschöpfungsszenarien auf den Klima-
schutz 
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Abb. 34 Auswirkungen der Optimierungen der Müllverbrennungsanlagen auf den Klima-
schutz 

 

 

Abb. 35 Auswirkungen der Bio- und Grünabfallszenarien auf den Ressourcenschutz  
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Abb. 36 Auswirkungen der PPK-Abschöpfung und Sperrmüllaufbereitung auf den Res-
sourcenschutz 

 

 

Abb. 37 Auswirkungen der Szenarien zu MVA-Optimierungen auf den Ressourcen-
schutz  

 



87  

 

Beim Ressourcenschutz sind verschiedene Aspekte zu unterscheiden. So sind in Bezug auf 
die Ressource “Torf“ die größten Einsparungen über die höhere Verwertung der Grünabfall-
komposte als Torfersatz zu erreichen, gefolgt von den höheren Abschöpfungen von Bio- und 
Grünabfällen (vgl. Abb. 35). Die hier dargestellten Nachteile der energetischen Grünabfall-
verwertung bei den Ressourcen Torf sind nicht zwingend, da in den hier betrachteten Szena-
rien die jeweils verbleibenden Grünabfallmengen anteilig nach dem IST-Stand auf die weite-
ren Verwertungwege verteilt wurde. Bei der Grünabfallbehandlung ist somit auch eine erhöh-
te energetische Verwertung bei gleich bleibenden Mengen für den Torfersatz möglich. 
 
Durch Optimierung der MVA in Bezug auf die Energieeffizienz lassen sich größere Einspa-
rungen vor allem bei der Braunkohle verzeichnen. Eine weitergehende Aufbereitung der 
HMV-Aschen mit anschließender vollständiger Verwertung zeigt Einsparungen bei den Na-
turbaustoffen. 
 
Bauxit und Eisenerz können sowohl bei einer Optimierung der HMV-Ascheaufbereitung als 
auch bei Erhöhung der Wertstoffausschleusung aus dem Sperrmüll eingespart werden. 

6 Umsetzung einzelner Maßnahmen 

Im Folgenden soll die Frage der Umsetzbarkeit der beschriebenen Handlungsoptionen näher 
betrachtet werden. In Bezug auf den Zeithorizont für die Umsetzung wird eine Zuordnung der 
Maßnahmen zu zwei Zeitfenstern vorgenommen. Als „kurzfristig“ umsetzbar werden dabei 
die Maßnahmen bezeichnet, die innerhalb der nächsten 5 Jahre umzusetzen wären. „Mittel-
fristig“ umsetzbar sind die Maßnahmen, die bis 2020 durchgeführt werden könnten. 
 
Die Maßnahmen zur erhöhten Abschöpfung von Bio- und Grünabfällen, Altpapier sowie den 
Wertstoffen aus dem Sperrmüll lassen sich kurzfristig umsetzen (vgl. Tab. 16). Generell ist 
dabei zu prüfen, wie diese z.B. durch politische Anstöße unterstützt werden können. Beim 
Altpapier hat sich das beschriebene Szenario auf Grund der Anreizwirkung durch die zeit-
weise hohen Papiererlöse sowie der Konkurrenz durch private Entsorger im laufenden Jahr 
bereits weitgehend erfüllt. In den meisten Kommunen wurde die Altpapiertonne eingeführt 
und selbst bei den inzwischen wieder sinkenden Erlösen wird dieses System und damit auch 
die verstärkte Abschöpfung erhalten bleiben.  
 
Auch für die verstärkte Abschöpfung von Wertstoffen aus dem Sperrmüll, die i. W. ebenfalls 
durch die örE beeinflusst wird, wird v. a. die Markt- und Erlössituation der getrennt erfassten 
oder aussortierten Wertstoffe als wirtschaftlicher Anreiz dienen. Hier ist davon auszugehen, 
dass hohe Rohstoffpreise diese Entwicklung unterstützen werden. 
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Tab. 16 Umsetzbarkeit der einzelnen Maßnahmen 

Umsetzbarkeit Art der Maßnahme 
Kurzfri-

stig 
Mittel-
fristig 

Steuernde Insti-
tutionen 

unterstützende 
Faktoren 

Bioabfälle   
• Erhöhte Abschöpfung  X  örE Öffentlichkeits-

arbeit 
• 50 % Vergärung   X örE bzw. Anla-

genbetreiber 
 

Grünabfälle   
• Erhöhte Abschöpfung X  örE Öffentlichkeits-

arbeit 
• Erhöhter Anteil thermischer 

Verwertung 
X X örE bzw. Anla-

genbetreiber 
 

• Erhöhter Anteil der Fertig-
komposte als Torfersatz 

X X Kompost- und 
Erdenwerke 

 

PPK   
• Erhöhte Abschöpfung 

(inzwischen bereits weitge-         
hend umgesetzt) 

X  örE Differenz zw. 
Verwertungs- 
und Beseiti-
gungskosten 

Sperrmüll   
• Erhöhte Wertstoffaus-

schleusung  
X  örE Differenz zw. 

Verwertungs- 
und Beseiti-
gungskosten 

MVA   
• Maßnahmen zur Energieef-

fizienz 
X X 

(z. T. 
langfri-
stig)

6 

Anlagenbetreiber 
(ggf. EVU, örE) 

hohe Energie-
preise, (z. T. 

Investitionsför-
dermaßnahmen) 

• Maßnahmen zur HMV-
Ascheverwertung (hier: er-
höhte Metallabschöpfung) 

X  Betreiber von 
Aufbereitungsan-

lagen 

Differenz zw. 
Verwertungs- 
und Beseiti-
gungskosten 

 
Im Falle der Bio- und Grünabfälle ist ein finanzieller Anreiz in dieser Form weniger gegeben 
(vgl. 7.1 und 7.2), so dass hier bei den Kommunen dafür geworben werden müsste, diese 
Maßnahmen verstärkt zu verfolgen. Bei den Kommunen, die bislang noch keine getrennte 

                                                 
6 Langfristige Maßnahmen sind z. B. größere Ersatzbaumaßnahmen, wenn einzelne Anla-
genteile oder gesamte Anlagen komplett erneuert werden. 
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Bioabfallsammlung eingeführt haben, wäre die Einführung daher vor dem Hintergrund des 
Ressourcen- und Klimaschutzes unter Einbeziehung der örtlichen Randbedingungen zu prü-
fen. In den Kommunen, die über eine Biotonne mit nur geringer Teilnehmer- oder Abschöpf-
quote verfügen, wären die derzeitige Umsetzung hinsichtlich möglicher Maßnahmen zur 
Steigerung der Nutzung sowie der Akzeptanz des Systems zu überdenken. Als Ansatzpunk-
te können u. a. sowohl die Satzungsregelungen (mit/ohne Anschluss- und Benutzungs-
zwang, Gebühren etc.) als auch verstärkte Maßnahmen im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit 
dienen. Bei letzterer kann möglicherweise die öffentliche Diskussion über den Klimawandel 
zumindest den Zugang zu dieser Thematik erleichtern. Vor allem in den größeren Städten, 
die vielfach bislang auf die Einführung der Biotonne verzichtet haben, ist dabei mit besonde-
rer Sorgfalt vorzugehen, da die Wertstofftrennung insgesamt in den Gebieten mit verdichte-
ter Bebauung deutlich schwieriger zu vermitteln und umzusetzen ist. Daneben sind auch die 
örtlichen Einflüsse auf die Auslastung der vorhandenen Entsorgungsanlagen, die vertragli-
chen Verpflichtungen, der Grad der Eigenkompostierung und die Auswirkungen auf die Ge-
bühr in diese Entscheidung einzubeziehen.  
 
Die Entscheidung über die kurzfristig bis mittelfristig umsetzbaren Optionen der alternativen 
Behandlungsverfahren (Vergärung von Bioabfällen, energetische Nutzung von Grünabfall-
Teilströmen) lägen im Falle einer eigenen Behandlungsanlage bei den örE bzw. bei einer 
Ausschreibung beim jeweiligen Anlagenbetreiber. Neben der Beschaffenheit der Abfälle und 
den ggf. erforderlichen Investitionen (vgl. 7.3 und 7.4) sind hier u. U. auch Logistik-
Maßnahmen zur gezielten Stoffstromlenkung erforderlich. Für den praktischen Betrieb sind 
bei der Auswahl des Behandlungsverfahrens darüber hinaus weitere Aspekte, wie die Pro-
zessstabilität, zu berücksichtigen.  
Der hier ebenfalls untersuchte verstärkte Einsatz von Komposten im Substratbereich zur 
Erhöhung der Torfersatzquote ließe sich vermutlich vor allem im Bereich des Hobbygarten-
baus erreichen. Neben der gezielten Produktion substrattauglicher Produkte durch die Kom-
postwerke ist dazu eine intensivere Zusammenarbeit mit den Erdenwerken erforderlich. Auch 
hier kann die Klima- und Ressourcendiskussion evt. einen motivierenden Anreiz schaffen. 
 
Bei der Effizienzsteigerung in Müllverbrennungsanlagen berücksichtigt die Steigerung der 
Stromproduktion um 10 % und der Wärmebereitstellung um 6 % (Szenario 1) bereits in der 
Planung befindliche Optimierungsmaßnahmen von MVA, so dass diese somit kurzfristig bis 
2012 umsetzbar sind. Hierfür sind auch keine weiteren Anreize notwendig. Eine weitere Er-
höhung der Wärmebereitstellung (Erhöhung auf 13 %, Szenario 2) ist nur unter einem Ko-
stenmehraufwand kurzfristig realisierbar.  Bei der Erhöhung der Wärmebereitstellung um 90 
% bei gleichzeitiger Reduktion der Strombereitstellung um 10 % (Szenario 3) und der Opti-
mierung der Nutzeffizienz auf 14 % Strom und 45 % Wärme (Szenario 4) handelt es sich um 
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mittel- bis langfristige Potenziale. Szenario 3 und 4 setzen voraus, dass die Wärme kontinu-
ierlich und über das ganze Jahr abgenommen wird. Hierfür müsste zum Einen in die Fern-
wärmenetze investiert werden und zum Anderen müsste die bereitgestellte Wärme im Som-
mer zum Beispiel durch eine Umwandlung in Kälte genutzt werden. Diese Investitionen lie-
gen allerdings nicht alleine in der Hand der MVA-Betreiber, sondern setzen eine enge Zu-
sammenarbeit mit den Energieversorgern, den kommunalen Administrationen und Industrie- 
oder Gewerbeunternehmen vor Ort voraus. Eine weitere Voraussetzung ist, dass die Lage 
der Anlagen eine Abnahme der Wärme- und potenziellen Kälteenergie zulässt. Bei diesen 
Investitionen handelt es sich um erhebliche Mehraufwendungen nicht nur für die Anlagen-
technik sondern auch für die Infrastruktur. 
 
Da die Rückgewinnung von Metallen je nach Marktsituation auch wirtschaftlich interessant 
sein kann und der Mehraufwand bei der Sortierung dann durch die Erlöse der Metalle ge-
deckt werden kann, handelt es sich hierbei um eine kurzfristig umzusetzende Maßnahme, 
die sukzessive durch die Betreiber der Aufbereitungsanlagen durchgeführt werden oder be-
reits umgesetzt worden sind. Die Sensitvitätsbetrachtung kann unter verschiedenen Rah-
menbedingungen in Betracht gezogen werden. Zum Einen kann die derzeit gute Nachfrage 
nach Ersatzbaustoff aus der Bauindustrie sinken, so dass der Absatzmarkt für den Ersatz-
baustoff „HMV-Asche“ zurückgeht. Damit werden auch die Mengen sinken, die im Straßen-
bau verwertet werden können. Zum Anderen könnte die Qualität der HMV-Aschen ohne wei-
tere Aufbereitungsschritte nicht mehr den Anforderungen der zukünftigen Ersatzbaustoffver-
ordnung entsprechen. Ein weiterer Aspekt der zukünftig bei der Verwertung von HMV-
Aschen zum Tragen kommen könnte, ist die Konkurrenz zu einer Deponierung. Dies ist der 
Fall, wenn die Zuordnungswerte der Deponievereinfachungsverordnung eine Deponierung 
der Aschen auf Deponien der Deponieklassen 0 – II erlauben und die Deponierung wirt-
schaftlich günstiger ist als die Verwertung im Straßenbau. 
 
Derzeit werden in der Diskussion um den Arbeitsentwurf der Ersatzbaustoffverordnung und 
das H14 Ökotoxizität-Kriterium intensive Untersuchungen und Modellierungen zur Ökotoxizi-
tät von HMV-Aschen und zur Einhaltung der Materialwerte durchgeführt. Eine abschließende 
Beantwortung der Frage, ob HMV-Aschen in Zukunft vollständig verwertet werden können, 
ist erst nach Auswertung dieser Versuche und Modellierungen möglich. Ggf. sind weitere 
Entwicklungsarbeiten u. a. im Bereich der Immobilisierung, Stabilisierung oder Abtrennung 
von Schwermetallen aus HMV-Aschen erforderlich, um einen möglichst hohen Anteil einer 
Verwertung zuzuführen.  
 
Vor diesem Hintergrund ist auch die Frage zu stellen, welchen Stellenwert die Deponie lang-
fristig haben wird. Im sog. “Ziel 2020“ hat die Bundesregierung für die Abfallpolitik des Bun-
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des das strategische Ziel formuliert, dass Siedlungsabfälle bis spätestens zum Jahr 2020 
nahezu vollständig und hochwertig zu verwerten und Deponien weitgehend zu schließen 
sind. Um die Ablagerung weitgehend entbehrlich zu machen, muss das stoffliche und ener-
getische Potenzial der Abfälle möglichst umfassend genutzt werden. Durch eine effektive 
Stoffstrom- und Kreislaufwirtschaft sollen künftig zunehmend Sekundärrohstoffe schadlos 
verwertet sowie Rohstoffe und Primärenergie aus fossilen Brennstoffen eingespart werden.  
 
In Nordrhein-Westfalen ist die Ablagerung behandlungsbedürftiger Siedlungsabfälle bereits 
mit dem 31. Mai 2005 vollständig eingestellt worden. Im Jahr 2007 sind ca. 3,1 Mio. Mg Sied-
lungsabfälle, im Wesentlichen mineralische Bauabfälle (Bauschutt, Straßenaufbruch und 
Bodenaushub) und 444.282 Mg Sekundärabfälle aus Sortier- und Aufbereitungsanlagen über 
öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger auf Deponien abgelagert worden (MUNLV, 2008). 
Grundsätzlich sind in Nordrhein-Westfalen mit der weitgehenden Umsetzung der getrennten 
Wertstoffsammlung bereits viele wichtige Schritte in Richtung einer möglichst weitgehenden 
Verwertung umgesetzt. Verschiedene weitere Optimierungsansätze wurden darüber hinaus 
in der vorliegenden Studie aufgezeigt. Aber auch bei deren Umsetzung wird nicht vollständig 
auf eine Deponierung verzichtet werden können. Deponiebedarf wird weiterhin für die nach-
folgend beispielhaft genannten Abfälle gegeben sein. 
 
Abfälle mit erhöhten Schadstoffbelastungen, für die eine umweltverträgliche Verwertung 
nicht sichergestellt ist: Für diese Abfälle entfällt nach §5 Abs.5 KrW-/AbfG der Vorrang der 
Verwertung unter der Voraussetzung, dass die Beseitigung die umweltverträglichere Lösung 
darstellt. Dies gilt für mineralische Abfälle mit einer Schadstoffbelastung, die eine Verwertung 
ohne weitergehende Sicherungsmaßnahmen nicht zulässt. Hierzu zählen u. a. höher bela-
stete Teilströme aus vorgelagerten Abfallbehandlungsschritten, wie z. B. die Feinfraktionen 
aus der Aufbereitung von MV-Aschen oder auch die Vorabsiebung aus Bauabfallaufberei-
tungsanlagen. Die Menge dieser auch künftig abzulagernden Abfälle wird auch von den in 
Arbeit befindlichen bundesweiten Anforderungen an die Verwertung beeinflusst.  

7 Kosten  

Für die Umsetzbarkeit der verschiedenen Handlungsoptionen spielt des Weiteren v. a. die 
Wirtschaftlichkeit eine wesentliche Rolle. Daher werden im Folgenden die Kosten für die ver-
schiedenen Maßnahmen in ihrer Größenordnung abgeschätzt. Sie werden für Gesamt-
Nordrhein-Westfalen ausgewiesen und sind als Trendaussage zu werten. Die konkreten wirt-
schaftlichen Auswirkungen für einzelne Kommunen bzw. Anlagen können nur in Form von 
Einzelfallbetrachtungen unter Berücksichtigung der jeweiligen örtlichen Randbedingungen 
ermittelt werden. 
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7.1 Erhöhte Abschöpfung von Bioabfällen 

Eine erhöhte Abschöpfung von Bioabfällen ist in erster Linie für Kommunen relevant, in de-
nen noch keine getrennte Bioabfallsammlung erfolgt, aber auch für Kommunen mit Biotonne 
kann dies in Fällen mit geringer Abschöpfquote eine Zielsetzung sein, so dass beide Fälle 
berücksichtigt werden müssen.  
 
Eine Kostenbetrachtung für die getrennte Bioabfallsammlung im Vergleich zum Verzicht auf 
die Biotonne wurde vom INFA im Auftrag des VHE (2004/2006) erstellt. Für städtische und 
ländliche Gebiete wurden Modellberechnungen mit für diese Strukturen typischen abfallwirt-
schaftlichen Randbedingungen, den daraus errechneten Logistikkosten sowie den Behand-
lungskosten in Form von Marktpreisen durchgeführt (Gallenkemper et al., 2006b). Dabei 
zeigte sich, dass die bei Einführung der Biotonne ansteigenden Logistikkosten (für Behälter, 
Sammlung, Transport) i. d. R. durch Einsparungen bei den Behandlungskosten ausgeglichen 
werden bzw. sich sogar Einsparungen erzielen lassen. Wesentlichen Einfluss hat die Diffe-
renz zwischen den Behandlungskosten für Bio- und Restabfall. In den ländlichen Modellge-
bieten wurden als Grenzkosten für die kostenneutrale Einführung der Biotonne eine Differenz 
von 20 – 25 €/Mg ermittelt, in den städtischen Gebieten von 50 – 60 €/Mg. Bei den in der 
Studie angenommenen Behandlungskosten für den Restabfall in Höhe in Höhe von 145 
€/Mg und für Bioabfall in Höhe von 60 €/Mg wurden für beide Entsorgungsgebiete signifikan-
te Einsparungen in Höhe von ca. 6 €/(E*a) bzw. rund 14 % (ländliches Gebiet) und ca. 1,50 
€/(E*a) bzw. 3 % (städtisches Gebiet) errechnet. Das Ergebnis ist aber deutlich abhängig 
von den örtlichen Randbedingungen. So können bei hohem Logistikaufwand, sehr geringen 
Abschöpfquoten oder geringen Differenzen in den Behandlungskosten auch Mehrkosten 
resultieren. 
Ist die Biotonne bereits eingeführt, so dürfte sich eine erhöhte Abschöpfquote eher positiv 
auf die Wirtschaftlichkeit auswirken, da bei größeren Bioabfallmengen die Zusatzkosten für 
die Logistik nur geringfügig steigen, demgegenüber aber größere Einsparungen bei den Be-
handlungskosten zu erwarten sind. 
 
In der o. g. Studie wurde mit mittleren Behandlungskosten gerechnet, wobei die Spanne so-
wohl bei den Restabfällen als auch den Bioabfällen sehr groß ist. 
Für die Restabfallbehandlung fallen in Nordrhein-Westfalen derzeit Kosten in Höhe von 80 –
 197 €/Mg an, wobei die Entsorgung von Hausmüll in nordrhein-westfälischen MVA zwischen 
116 und 197 €/Mg kostet (Euwid, 2008). Nachdem die Kosten mit dem Behandlungsgebot für 
Restabfälle in 2005 zunächst deutlich angestiegen waren, sind diese inzwischen z. T. wieder 
gesunken, wobei für 2009 Spotmarktpreise von weit unter 100 €/Mg erwartet werden (Euwid, 
2008). Die Kosten für die Bioabfallbehandlung variieren ebenfalls je nach örtlichen Randbe-
dingungen und können zwischen 50 €/Mg und 130 €/Mg liegen (in Einzelfällen auch bei 30 
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€/Mg oder bis 200 €/Mg). Dabei ist in der Regel davon auszugehen, dass die Kosten der 
Bioabfallbehandlung im Mittel deutlich unter den Entsorgungskosten in MVA liegen. 
 
Die Kostenentwicklung sowie die örtliche Situation (insbesondere im Bereich der Restabfall-
behandlung) sind daher zu berücksichtigen. Insgesamt kann aber davon ausgegangen wer-
den, dass die Einführung der Biotonne bzw. die Erhöhung der Abschöpfquote i. d. R. zumin-
dest kostenneutral erfolgen kann, d. h. dass der in Kapitel 5 dargestellte Beitrag zum Klima- 
und Ressourcenschutz ohne zusätzliche Kosten erreicht werden kann.  

7.2 Erhöhte Abschöpfung von Grünabfällen 

In dem hier betrachteten Szenario wurden 5 kg/(E*a) bzw. ca. 100.000 Mg/a an Grünabfällen 
zusätzlich erfasst und im IST-Stand verwertet (93 % Kompostierung, 7 % energetische Ver-
wertung). Da diese Mengen den örE bislang nicht zur Entsorgung angedient wurden, sind 
ihnen keine bisherigen Entsorgungskosten zuzuordnen. Durch die erhöhte Abschöpfung fal-
len somit zusätzliche Kosten für die Logistik (v. a. für die Transporte) in Höhe von etwa 5 – 
10 €/Mg an. Die Kosten für eine Grünabfallkompostierung mit Herstellung eines gütegesi-
cherten Komposts liegen im Bereich von 30 – 50 €/Mg. Die Marktpreise liegen derzeit zwi-
schen 15 und 30 € (Raussen, T.; Hack, K.-H, 2004, Euwid, 2008d). Für den Anteil, der ther-
misch verwertet wird, sind Aufbereitungskosten in Höhe von 10 – 15 €/Mg und Brennstoffer-
löse in Höhe von 15 – 25 €/Mg (Kern, 2008) anzusetzen.  
Wird jeweils der mittlere Wert genutzt, dann fallen für die getrennte Erfassung und Behand-
lung der zusätzlichen Mengen Kosten in Höhe von ca. 40 €/Mg an. Durch eine Erhöhung der 
energetischen Verwertung auf 15 % reduzieren sich diese Kosten durch die höheren Ein-
nahmen auf der Brennstoffseite und die Reduzierung der Behandlungskosten bei der Kom-
postierung auf ca. 23 €/Mg. Bei einer energetischen Verwertung von 30 % der Grünabfälle 
könnte die Maßnahme kostenneutral durchgeführt werden, ggf. wären sogar Einsparungen 
möglich. 

7.3 Erhöhung des Anteils an Vergärung 

Im Rahmen des betrachteten Szenarios wurde, ausgehend vom IST-Stand, der Anteil der in 
Vergärungsanlagen behandelten Bioabfälle auf 50 % (bzw. ca. 450.000 Mg/a) erhöht. Zur 
Erhöhung des Anteils der Vergärung können prinzipiell die Integration einer anaeroben Vor-
schaltstufe in eine bestehende Kompostierungsanlage oder der Neubau einer Vergärungsan-
lage unterschieden werden. 
 
Für die Integration einer anaeroben Vorschaltstufe in bestehende Kompostierungsanlagen 
liegen in der Literatur Abschätzungen in Abhängigkeit der genutzten Technik sowie des Jah-
resdurchsatzes durch die anaerobe Stufe vor. Nach Turk et al. (2008) gestattet die Wirt-
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schaftlichkeit derzeit noch keine allgemeingültige Empfehlung für die eine oder andere Opti-
on. Anaerob-aerob arbeitende Konzepte weisen immer noch leicht höhere Kosten gegenüber 
der reinen Kompostierung auf. Die wirtschaftlichen Nachteile fallen zum Teil aber so gering 
aus, dass sich eine wirtschaftliche Gleichwertigkeit von Kompostierung und Vergärung schon 
bei leicht veränderten Rahmenbedingungen ergeben kann. So steigt die Wirtschaftlichkeit 
bei Anlagen mit umfassender Wärmenutzung oder Gaseinspeisung sowie bei einer Erhö-
hung des Gesamtdurchsatzes. Für die hier durchgeführte Kostenbetrachtung wurde für die 
Integration einer anaeroben Stufe von spezifischen Mehrkosten in Höhe von 10 €/Mg bis 
20 €/Mg ausgegangen. Auf Grund der im Vergleich zur Kompostierung aufwändigeren Anla-
gentechnik ist bei der Vergärung i. d. R. mit deutlich höheren Investitionskosten zu rechnen. 
Unter Berücksichtigung der genannten Mehrkosten würden sich Investitionen zwischen 4,6 
und 9,2 Mio. € ergeben. Diese werden aber zumindest teilweise durch die Förderung nach 
EEG kompensiert. Zudem kommen zunehmend technisch weniger aufwändige Trockenver-
gärungsverfahren auf den Markt, so dass sich die resultierenden Behandlungskosten weiter 
annähern.  
Bezieht man die o. g. Kosten auf die in einem Jahr eingesparten CO2-Äquivalente, so erge-
ben sich spezifische Kosten in Höhe von 455 bis 910 €/Mg CO2. Unter optimalen Randbe-
dingungen kann die Vergärung aber auch kostenneutral umgesetzt werden (vgl. Kap.7.1).  

7.4 Erhöhter Anteil an energetischer Verwertung von Grünabfällen 

In den Szenarien zur Grünabfallbehandlung wurden erhöhte Anteile einer energetischen Ver-
wertung angenommen (15 % bzw. 30 % der anfallenden Grünabfälle). Für diese Anteile 
würden anstelle der Kosten für die Grünabfallkompostierung (vgl. Kap. 7.2) Kosten für die 
Aufbereitung zu Brennstoff z. B. in Form von Lufttrocknung, Shreddern und Sieben anfallen, 
für die derzeit etwa 10 – 15 €/Mg anzusetzen sind. Da für den Brennstoff derzeit mit Erlösen 
von 15 – 25 €/Mg (frei Anlage) gerechnet werden kann (Kern, 2008) ist somit davon auszu-
gehen, dass die Erhöhung der energetischen Verwertung von Grünabfall in der Regel ko-
stenneutral umgesetzt werden kann. 

7.5 Erhöhte Abschöpfung von PPK 

Im Rahmen der vorliegenden Studie wurde eine Erhöhung der PPK-Abschöpfung um 
8 kg/(E*a) durch eine weitgehende Einführung eines Holsystems untersucht. Hierbei wurde 
davon ausgegangen, dass das zusätzlich abgeschöpfte Papier vorher gemeinsam mit dem 
Restmüll in einer MVA entsorgt wurde. Für die Mehrmenge könnten somit im Mittel Verbren-
nungskosten in Höhe von ca. 120 – 150 €/Mg eingespart und in Abhängigkeit der Altpapier-
qualität Erlöse aus der Abgabe des getrennt erfassten Altpapiers an entsprechende Verwer-
tungsbetriebe in Höhe von ca. 0 – 150 €/Mg erzielt werden, wobei der Altpapiermarkt und 
entsprechend auch die zu erzielenden Erlöse insgesamt stark schwanken. Trotz der Zusatz-
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kosten für die Einführung des Holsystems in Höhe von 5 – 10 €/Mg sowie ggf. zusätzlicher 
Sortierkosten ist somit insgesamt davon auszugehen, dass die weitergehende Abschöpfung 
von Altpapier zumindest kostenneutral erfolgen kann, so dass die in Kapitel 5 dargestellten 
Beiträge zum Klima- und Ressourceschutz ohne zusätzliche Kosten erreicht werden könn-
ten. Je nach örtlichen Randbedingungen können ggf. auch Einsparungen im Vergleich zur 
IST-Situation erzielt werden. So haben die Marktentwicklungen der jüngsten Vergangenheit 
bereits dazu geführt, dass das Holsystem inzwischen nahezu flächendeckend eingeführt 
wurde. 

7.6 Erhöhte Wertstoffausschleusung aus dem Sperrmüll 

In dem Szenario der erhöhten Wertstoffausschleusung aus dem Sperrmüll wird davon aus-
gegangen, dass aus dem Sperrmüll, der bislang keiner Aufbereitungsanlage zugeführt wird 
(ca. 340.000 Mg/a) Wertstoffe ausgeschleust werden. Diese Ausschleusung kann dabei 
durch eine direkte getrennte Erfassung bei der Sperrmüllsammlung oder durch nachträgliche 
Aufbereitung des Sperrmülls in einer Sortieranlage erfolgen. In beiden Fällen fallen zunächst 
Kosten in Höhe von etwa 30 – 50 €/Mg an. Diese werden durch die geringeren Kosten bzw. 
Erlöse für die Verwertung der abgetrennten Wertstoffe sowie z. T. eingesparter Verbren-
nungskosten aber ausgeglichen, so dass auch diese Handlungsoption als kostenneutral um-
setzbar gelten kann. 

7.7 Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz von MVA 

Bei den in Szenario 1 berücksichtigten Maßnahmen handelt es sich um geplante Maßnah-
men mit einer Realisierungschance größer als 50 %, deren Kosten über erhöhte Strom- und 
Wärmeerlöse bei den Betreibern gedeckt werden können. Somit kann diese Handlungsopti-
on kostenneutral bezüglich des Klimaschutz- und Ressourcenpotentials umgesetzt werden. 
Für die Umsetzung der Maßnahmen im Szenario 2 sind nach Aussage der ITAD wesentliche 
Förderungen der Investitionen notwendig. Genaue Kosten für die Realisierung dieser Maß-
nahmen liegen nicht vor, so dass hier keine Aussagen zu Mehraufwendungen für den Klima- 
oder Ressourcenschutz möglich sind. 
Für das Szenario 4 wurde eine Kostenbetrachtung in (UBA, 2007c) aufgestellt. Szenario 3 
liegen mit dem deutlichen Anstieg der Wärmenutzung ähnliche Annahmen zu Grunde. Die 
Behandlungskosten für die Abfallbehandlung in einer Müllverbrennungsanlage bewegen sich 
in NRW derzeit zwischen 80 €/Mg Abfall und 197 €/Mg Abfall (EUWID, 2008). Für die weite-
ren Betrachtungen wird in (UBA, 2007c) von einer Anlage mit einer Kapazität von 200.000 t/a 
und Behandlungskosten von 105 €/Mg ausgegangen. In den Kosten sind die Erlöse für 
Stromerzeugung und die Kosten für die Behandlung von Reststoffen enthalten (UBA, 2007c). 
Die Kosten für die Optimierungsmaßnahmen sind als grobe Orientierung zu verstehen, da 
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individuellen Gegebenheiten und Verflechtungen innerhalb einer Anlage einen großen Ein-
fluss auf die Kosten haben. 
Szenario 4 mit einem elektrischen Wirkungsgrad von 14 % Strom und 45 % Wärme, ausge-
hend von 10 % Strom und 30 % Wärme in einer Anlage mit einem Durchsatz 200.000 Mg/a 
verursacht geschätzte zusätzliche Kosten von 10 €/Mg (UBA, 2007c). Die zugrunde liegen-
den Kosten basieren auf zahlreichen Annahmen und Vereinfachungen und müssen selbst-
verständlich für den Einzelfall geprüft werden. Ausgehend von zusätzlichen Kosten von 
10 €/Mg Abfall ergeben sich für den hier dargestellten Effekt auf den Klimaschutz Kosten in 
Höhe von rund 40 €/Mg CO2-Äq. 
Bilitewski et al. (2005) kommen in ihren Betrachtungen zu ähnlichen Größenordnungen. Für 
den Beispielfall der Steigerung des elektrischen Wirkungsgrads wurden näherungsweise 43 
€/Mg CO2-Äq berechnet und für den Fall einer verbesserten Wärmenutzung in Abhängigkeit 
von den Volllaststunden zwischen 7 und 20 €/Mg CO2-Äq.   

7.8 Maßnahmen zur Verbesserung der HMV-Aschenqualität 

Die CO2-Einsparpotenziale resultieren überwiegend aus der aufwändigen Aufbereitung mit 
einer erhöhten Abschöpfung der Metallfraktionen. Die hierdurch steigenden Kosten in Höhe 
von ca. 2 €/Mg Abfall (UBA, 2007c: optimierte Aufbereitung mit integrierter Aschewäsche) 
würden, je nach Marktsituation, durch Erlöse für die Metallfraktionen gedeckt, so dass diese 
Handlungsoption kostenneutral umgesetzt werden kann und für den dargestellten Beitrag 
zum Klima- und Ressourcenschutz somit keine zusätzlichen Kosten entstehen würden.  
Da eine steigende Ersatzbaustoffqualität nicht zwingend zu einem Mehrerlös führt, ist hier im 
Einzelfall in Abhängigkeit der Verwertungswege zu prüfen, ob eine weitere Optimierung des 
Aufbereitungsprozesses neben der Nachrüstung mit Fe- und NE-Sortiertechnik wirtschaftlich 
durchgeführt werden kann. Allerdings führt eine Optimierung der Aufbereitungsverfahren zu 
einer Verbesserung der HMV-Aschequalität, wodurch die steigenden Anforderungen an die-
sen Baustoff eingehalten werden könnten. Dies führt auch zu einer langfristig Sicherung der 
Absatzwege im Straßenbau. Es ist zu erwarten, dass durch diese Optimierungsmaßnahme 
zusätzliche Kosten entstehen werden, deren Höhe derzeit aber nicht beziffert werden kann.  

7.9 Zusammenfassung der Kostenabschätzung 

Die Abschätzungen zu den Kosten der verschiedenen betrachteten Handlungsoptionen zei-
gen, dass die meisten der aufgezeigten Handlungsoptionen i. d. R. kostenneutral zu erzielen 
sind, wobei ortsspezifische Betrachtungen zwingend erforderlich sind. Zu den kostenneutra-
len Handlungsoptionen zählen grundsätzlich: 
• Erhöhung der Bioabfallabschöpfung 
• Erhöhung der Grünabfallabschöpfung bei hohem Anteil an energetischer Verwertung 
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• verstärkter Einsatz der Vergärung bei der Bioabfallbehandlung (unter optimalen Randbe-
dingungen) 

• energetische Verwertung von Teilströmen der Grünabfälle 
• Erhöhung der PPK-Abschöpfung 
• Erhöhung der Wertstoffausschleusung aus dem Sperrmüll 
• Steigerung der Energieeffizienz bei MVA (Szenario 1) 
• HMV-Aschenaufbereitung. 
 
Mehrkosten gegenüber dem Status quo wurden ermittelt für 
• verstärkten Einsatz der Vergärung bei der Bioabfallbehandlung (unter suboptimalen 

Randbedingungen) 
• Erhöhung der Grünabfallabschöpfung und Behandlung im IST-Stand (unter der Annah-

me, dass die Mengen bislang nicht erfasst und behandelt wurden und somit im Status 
quo dafür keine Kosten anfallen) 

• Steigerung der Energieeffizienz bei MVA. 
Mit der letztgenannten Steigerung der Energieeffizienz bei MVA würden die höchsten CO2-
Reduktionspotenziale erreicht. Für diese Einsparungen sind Investitionen in Höhe von ca. 
10 €/Mg behandeltem Abfall zu berücksichtigen.  

8 Bewertung der Handlungsoptionen und Empfehlungen 

Es wurden verschiedene Handlungsoptionen zur Optimierung der Siedlungsabfallwirtschaft 
in Nordrhein-Westfalen hinsichtlich möglicher Einsparpotenziale in Richtung Ressourcen- 
und Klimaschutz untersucht. Die Umsetzbarkeit der Maßnahmen wurde betrachtet und die 
Kosten abgeschätzt. Auf dieser Basis werden die verschiedenen Handlungsoptionen nach-
folgend bewertet und Empfehlungen abgeleitet. 
 
Die größten Einsparpotenziale für den Klimaschutz wurden im Bereich der Effizienzsteige-
rung in den MVA identifiziert. Bezogen auf den derzeitigen Beitrag der Siedlungsabfallwirt-
schaft Nordrhein-Westfalens zum Klimaschutz wären zusätzlich zwischen 7 und 44 % an 
CO2-Äq. einzusparen. Eine Steigerung der Energieeffizienz nach den „Zukunftsszenarien“ 
3 und 4 (v. a. höhere Wärmenutzung) setzt eine entsprechende Nachfrage nach Fernwärme 
bzw. eine Nutzung der Wärme im Sommer voraus. Eine Möglichkeit die Nachfrage nach 
Fernwärme zu steigern, wäre eine festgelegte Vorzugsnutzung der aus MVA bereitgestellten 
Fernwärme. Im Sommer könnte die Wärme durch Umwandlung in Kälte für Klimatisierungs-
maßnahmen (Gebäudeklimatisierung, Kühlung von Serverfarmen) genutzt werden. Hierzu 
müsste zunächst eine Bedarfserhebung für Klimatisierungskälte oder für Fernkältenetze in 
unmittelbarer Nähe der MVA-Standorte durchgeführt werden. Je nach örtlichen Randbedin-
gungen fallen für diese Maßnahmen umfassende Investitionen an. Bezieht man die Kosten 
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auf den erzielten Klimaschutzerfolg, so liegen diese im Bereich von ca. 40 €/Mg CO2. Vor 
diesem Hintergrund sollten die dargestellten Maßnahmen von den MVA-Betreibern hinsicht-
lich der Umsetzbarkeit in ihren Anlagen geprüft und die Umsetzung angestrebt werden. 
 
Bei den übrigen Maßnahmen wurden geringere Einsparpotenziale in Bezug auf den Klima-
schutz ermittelt (0,3 – 8 % des derzeitigen Betrags der Siedlungsabfallwirtschaft in Nord-
rhein-Westfalen), die dagegen zum großen Teil kostenneutral umzusetzen wären.  
 
So liegt die Optimierung der Metallabschöpfung aus HMV-Aschen im wirtschaftlichen Eigen-
interesse der Aufbereiter und sollte durch diese, wenn es noch nicht bereits erfolgt ist, konti-
nuierlich weiter umgesetzt werden. Dabei ist der Einbau von Ersatzbaustoffen in Baumaß-
nahmen abhängig von den zukünftigen Vorgaben der Ersatzbaustoffverordnung, wobei nach 
jetzigem Entwurf zukünftig ggf. deutliche Mengen nicht mehr verwertbar wären. Daher ist die 
Weiterentwicklung der Ersatzbaustoffverordnung aufmerksam zu verfolgen. Weiterhin ist ein 
verstärkter Einsatz bestehender, weitergehender Aufbereitungsprozesse (trockene oder 
auch nass-mechanische) sowie eine weitergehende Optimierung der Aufbereitungsverfahren 
für HMV-Aschen vor diesem Hintergrund anzustreben.  
 
Eine Handlungsoption, die durch die örE direkt beeinflussbar und zudem i. d. R. auch ko-
stenneutral umsetzbar wäre, ist die verstärkte Abschöpfung der Bioabfälle. Damit kann ein 
im Vergleich zu den übrigen Maßnahmen zwar begrenzter aber bezogen auf den bisherigen 
CO2-Äq.-Beitrag der Bioabfälle relevanter Beitrag zum Klima- und auch zum Ressourcen-
schutz geleistet werden. Kommunen, die über keine getrennte Bioabfallsammlung verfügen 
oder bislang nur eine geringe Abschöpfquote erreichen, sollten ihre Entscheidung bzgl. der 
Einführung der Biotonne bzw. eine Optimierung des Systems vor diesem Hintergrund neu 
überdenken und unter Berücksichtigung der örtlichen Randbedingungen überprüfen. Für die 
Steigerung der Abschöpfquote sind sowohl Ansatzpunkte im Bereich der Satzungsregelun-
gen (mit/ohne Anschluss- und Benutzungszwang, Gebühren etc.) als auch verstärkte Maß-
nahmen im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit einzusetzen (vgl. Kap. 6). Die öffentliche Dis-
kussion über den Klimawandel kann dabei sowohl in den politischen Gremien als auch bei 
der Bevölkerung den Zugang zu dieser Thematik erleichtern. Bezogen auf Gesamt-NRW 
kann die erhöhte Abschöpfung der Bioabfälle dabei in Summe einen größeren Beitrag leisten 
als der vielfach diskutierte Wechsel des Behandlungsverfahrens von der Kompostierung hin 
zur Vergärung (s. u.). Bei den Grünabfällen sind weitere Abschöpfpotenziale v. a. bei den 
hier nicht betrachteten und außerhalb des Zugriffs der örE anfallenden Grünabfälle z. B. aus 
der Landschaftspflege gegeben.  
Auch bei der Wahl des Bioabfallbehandlungsverfahrens können durch den Einsatz einer 
Vergärung im Vergleich zur Kompostierung Klimaschutzeffekte erzielt werden. Bei anste-
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henden Ausschreibungen der Bioabfallbehandlung durch die örE bzw. bei anstehenden Ent-
scheidungen von Betreibern abgeschriebener Kompostwerke sollte daher geprüft werden, in 
wie weit eine Vergärung vor dem Hintergrund der örtlichen Randbedingungen sinnvoll um-
setzbar wäre. Da nicht alle Bioabfälle in gleichem Maße in einer Vergärung sinnvoll zu be-
handeln sind, ist dabei zunächst das zu behandelnde Stoffspektrum zu berücksichtigen. Die 
Verfahrensauswahl sollte unter Einbeziehung der ggf. bereits vorhandenen Anlagentechnik 
sowie vor dem Hintergrund der angestrebten Prozessstabilität getroffen werden. Dabei sind 
die in den Vorjahren v. a. bei Nassvergärungsverfahren aufgetretenen Probleme zu berück-
sichtigen. Die in jüngster Zeit auf den Markt kommenden Einfachverfahren der Trockenfer-
mentation werden sich im langfristigen Praxisbetrieb noch bewähren müssen. Bei einer Ver-
stromung des Biogases ist als ein wesentlicher Aspekt die Möglichkeit der Wärmenutzung im 
Vorfeld zu prüfen, die sich sowohl positiv auf den Klimaschutzeffekt als auch die Wirtschaft-
lichkeit auswirkt. Bei einer angestrebten Einspeisung des Biogases ins Erdgasnetz, die eine 
effektive Nutzung des Energieträgers am Ort des Bedarfs ermöglicht, sind die durch die 
Netzbetreiber gesetzten Qualitätsanforderungen und die dafür erforderliche Gasaufbereitung 
zu beachten. Ansätze für zukünftig mögliche Optimierungen bei Vergärungskonzepten im 
Hinblick auf den Klimaschutz wurden in Form der „Modellanlage“ in Kap. 5.2.1 beschrieben. 
Alle genannten Aspekte wirken sich letztendlich auch auf die Wirtschaftlichkeit der Bioabfall-
behandlung aus, so dass auch die Kosten im Einzelfall zu prüfen sind. Ein kostenneutraler 
Verfahrenswechsel ist nicht in jedem Fall, aber unter optimalen Randbedingungen gegeben.  
 
Auch bei der Grünabfallverwertung sind Handlungsoptionen im Hinblick auf den Ressourcen- 
und Klimaschutz gegeben. Eine Option, die von den örE (im eigenen Verantwortungsbereich 
oder bei anstehenden Ausschreibungen) beeinflussbar ist, stellt die energetische Nutzung 
von Teilströmen dar, die sich förderlich auf den Klimaschutz auswirkt. Bei den Ressourcen 
werden ausschließlich die energetisch nutzbaren geschont. Bei den hier betrachteten stoffli-
chen Ressourcen (Torf, Phosphor) ergeben sich dagegen keine positiven Effekte, ggf. sogar 
Nachteile, da durch die Mengenverlagerungen die mit der Kompostverwertung verbundenen 
Ressourcenschonungspotenziale eher eingeschränkt werden. Die Höhe der zu erzielenden 
CO2-Äq.-Einsparung hängt vom Anteil der energetisch zu verwertenden Stoffströme ab, der 
je nach örtlichen Randbedingungen unterschiedlich ausfallen kann. Die vielfach angenom-
menen 30 % beziehen sich auf die Gesamtmenge an Grünabfällen, die saisonal unterschied-
liche und z. T. hohe Anteile an Rasenschnitt enthalten können, die nicht für diese Verfahren 
geeignet sind. Der in der Praxis einsetzbare Anteil kann daher auch deutlich darunter liegen 
und sollte vorab ermittelt werden. Darüber hinaus ist der Strukturmittelbedarf für eine parallel 
ggf. betriebene Bioabfallkompostierung oder –vergärung (für die Nachrotte) zu berücksichti-
gen.  
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Für diese Form der Nutzung ist grundsätzlich eine Aufbereitung erforderlich. Dabei ist eine 
getrennte Erfassung der holzigen Bestandteile z. B. auf den Wertstoffhöfen förderlich, aber 
noch nicht ausreichend. Je nach Auslegung des Biomasseheizkraftwerkes und eingesetzter 
Feuerungstechnik ist eine Trocknung, Zerkleinerung und Siebung erforderlich. Energetische 
Verwertungsanlagen mit hohem Wirkungsgrad sind darüber hinaus vielfach noch nicht vor-
handen und werden derzeit in verschiedenen Vorhaben (auch durch örE) erst projektiert. 
Auch hier kann die Frage der Wärmeabnehmer und die diesbezügliche Vertragsgestaltungen 
entscheidungsrelevant sein. Die Verlagerung von Teilströmen in diesen Verwertungsweg 
dürfte in den meisten Fällen kostenneutral möglich sein, ist aber in jedem Einzelfall vorab 
wirtschaftlich zu überprüfen. 
 
Ein im Vergleich zu den Optionen der energetischen Grünabfallverwertung bei den CO2-
Einsparungen vergleichbarer und in Bezug auf die Ressource Torf maximaler Erfolg wurde 
bei dem Szenario mit einem angenommenen erhöhten Komposteinsatz im Substratbereich 
ermittelt. Dieser Weg sollte – auch unabhängig von der Frage der Behandlungsform – weiter 
erschlossen werden z. B. für den Hobbygartenbereich. Analoges gilt auch für Bioabfallkom-
poste. 
 
Beim Altpapier hat sich – ausgehend von einem bereits vergleichsweise hohen Niveau – die 
mit Klima- und Ressourcenschutz verbundene erhöhte Abschöpfung durch die zunehmende 
Einführung der Behältererfassung auf Grund der Marktsituation bereits eingestellt. Weiterer 
Handlungsbedarf ist damit hier nicht mehr im relevanten Ausmaß gegeben.  
 
Die ebenfalls positiv zu bewertende Wertstoffausschleusung aus dem Sperrmüll (durch ge-
trennte Abfuhr oder Aufbereitung) kann ebenfalls direkt durch die örE gesteuert werden und 
wird aus wirtschaftlichen Gründen auch zunehmend umgesetzt. 
 
Auch wenn in Nordrhein-Westfalen durch die bereits umgesetzten Gesetze und Maßahmen 
in der Siedlungsabfallwirtschaft große Erfolge im Bereich Ressourcen- und Klimaschutz er-
reicht wurden, so konnten mit den geprüften Szenarien einige weitere – wenn auch zum Teil 
kleinere – Handlungsoptionen zur weitergehenden Optimierung aufgezeigt werden. Als 
grundlegende Zielsetzung sollte daher insgesamt eine möglichst umfassende Nutzung der 
Abfälle als Rohstoff- und als Energiequelle weiter verfolgt und von den Kommunen und Be-
trieben die diesbezüglichen Möglichkeiten geprüft werden. 
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9 Zusammenfassung 

Der Ressourcen- und Klimaschutz hat vor dem Hintergrund der aktuellen Klimaentwicklun-
gen zunehmend an Bedeutung gewonnen. Die Bundesregierung hat daher in den internatio-
nalen Vereinbarungen eine ambitionierte Zielsetzung zur Verminderung der Treibhausgas-
emissionen in Deutschland definiert und deren Umsetzung zugesagt. Um diese Ziele zu er-
reichen, sind alle Bereiche auf mögliche Minderungsmaßnahmen zu überprüfen. 
 
Ziel der vorliegenden Studie war es daher, vor dem Hintergrund der aktuellen Erkenntnisse 
über die Zusammenhänge zwischen abfallwirtschaftlichen Maßnahmen und deren Auswir-
kungen auf den Ressourcen- und Klimaschutz weitere Möglichkeiten zur Stärkung des Res-
sourcen- und Klimaschutzes im Bereich der Siedlungsabfallwirtschaft für das Land Nord-
rhein-Westfalen zu erarbeiten. Hierbei wurden ausschließlich anschlusspflichtige Abfälle be-
rücksichtigt, gewerbliche Abfälle waren nicht Gegenstand der Studie. Die ermittelten Hand-
lungsfelder sollen zur weiteren Optimierung der Siedlungsabfallentsorgung in Nordrhein-
Westfalen genutzt werden.  
 
Dazu wurde zunächst eine umfassende Literaturrecherche zu den vorliegenden Erkenntnis-
sen zum Einfluss der Siedlungsabfallwirtschaft sowie einzelner abfallwirtschaftlicher Maß-
nahmen auf den Ressourcen- und Klimaschutz durchgeführt, mögliche Handlungsoptionen 
identifiziert und deren Übertragbarkeit auf nordrhein-westfälische Verhältnisse beurteilt. 
Hierbei wurde die gesamte Entsorgungskette von der Abfallvermeidung über die Erfassung 
bis hin zur Behandlung bzw. endgültigen Entsorgung betrachtet.  
 
Die IST-Situation der Siedlungsabfallwirtschaft in Nordrhein-Westfalen wurde auf der Grund-
lage der Daten zur Entsorgung von Siedlungsabfällen in NRW aus 2006 (Abfallbilanz 2006) 
dargestellt. Der Vergleich mit der zwischenzeitlich vorliegenden Siedlungsabfallbilanz 2007 
ergab, dass sich die dargestellten Abfallmengen nicht wesentlich verändert haben, so dass 
die Ausführungen dem aktuellen Stand entsprechen. Ausgehend von der Ist-Situation wur-
den Optimierungspotenziale in Bezug auf den Ressourcen- und Klimaschutz erarbeitet und 
in verschiedenen Szenarien überprüft. Dabei wurden vornehmlich die Abfallarten ausge-
wählt, bei denen Handlungsoptionen im Rahmen der Siedlungsabfallwirtschaft gegeben sind. 
Folgende Szenarien wurden vertieft betrachtet: 
• Abschöpfung und Behandlungsverfahren für Bio- und Grünabfälle 
• PPK-Abschöpfung 
• Wertstoffausschleusung aus dem Sperrmüll 
• Optimierung der Müllverbrennungsanlagen (Energieeffizienz, Ascheverwertung) 
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Für die Abschätzungen der Auswirkungen auf den Klimaschutz wurden für die vorliegende 
Studie in der Literatur vorhandene Daten zu spezifischen Netto-CO2-Emissionen bzw. teil-
weise modifizierte Ansätze genutzt. Für die Abschätzungen der Auswirkungen auf den Res-
sourcenschutz wurden in den im Rahmen der Studie untersuchten Szenarien gezielt unter-
schiedliche Ressourcen betrachtet, die in Zusammenhang mit den betrachteten Maßnahmen 
relevant sind und das Kriterium der Endlichkeit erfüllen. So ersetzen Komposte aus Bio- und 
Grünabfällen beispielsweise Torf und mineralische Düngemittel (u. a. Rohphosphat) und tra-
gen zur Humusbildung bei. Aus Abfällen separierte und aufbereitete Eisen- und Nichteisen-
metalle ersetzen Metallerze, etc. Für die verschiedenen Abfallarten wurden die Massen der 
ersetzten Rohstoffe ermittelt und jeweils separat dargestellt. Eine Aggregation zu einem 
übergreifenden Parameter des Ressourcenverbrauchs wurde nicht vorgenommen.  
 
Zusätzlich zu den Auswirkungen auf den Ressourcen und Klimaschutz wurden die Umsetz-
barkeit der einzelnen Maßnahmen beurteilt und die Kosten abgeschätzt.  
 
Der aktuelle Beitrag der Siedlungsabfallwirtschaft zum Klimaschutz liegt bei ca. 1,95 Millio-
nen Mg an eingesparten CO2-Äquivalenten pro Jahr. Des Weiteren können durch die ge-
genwärtige Bio- und Grünabfallverwertung Ressourcen wie z. B. ca. 9.300 Mg/a an Roh-
phosphat oder ca. 100.000 m³/a an Torf eingespart werden. Die aktuell verwerteten Mengen 
an Altpapier führen zu einer Zellstoffeinsparung in Höhe von ca. 940.000 Mg/a. Basierend 
auf diesen Ergebnissen wurden für die verschiedenen Handlungsoptionen der jeweils zu-
sätzlich zu leistende Beitrag zum Klima- und Ressourcenschutz dargestellt.  
 
Die größten Einsparpotenziale für den Klimaschutz wurden dabei im Bereich der Effizienz-
steigerung in MVA identifiziert. Dabei sind die Szenarien 1 und 2 zur Steigerung der Ener-
gieeffizienz realistische Szenarien, deren Maßnahmen entweder bereits in der Planung sind 
(Szenario 1: Steigerung des exportierten Stroms um 10 % und der Wärme um 6 %) oder 
unter günstigen Rahmenbedingungen (Szenario 2: Steigerung des exportierten Stroms um 
10 % und der Wärme um 13 %) umgesetzt werden können. Bei der Umsetzung dieser Sze-
narien können zwischen 145.000 und 215.000 CO2-Äquivalente pro Jahr zusätzlich einge-
spart werden. Dies entspricht 7,4 % bzw. 11 % des bisherigen Beitrags der Siedlungsabfall-
wirtschaft zum Klimaschutz und eine weitere Steigerung um 27 bzw. 40 % bezogen auf den 
aktuellen Beitrag der MVA in NRW zum Klimaschutz. Bezüglich des Ressourcenschutzes 
können hiermit im Vergleich zu den aktuellen Einsparungen durch die MVA Steigerungen 
von 7 % bis 11 % (Braunkohle) und 8 % bis 11 % (Steinkohle) erreicht werden. Neben den 
realistischen Szenarien wurden zwei theoretische Modellszenarien (Zukunftsszenarien) be-
trachtet, deren Umsetzung langfristig und nur unter bestimmten Rahmenbedingungen (z. B. 
Abnahme der bereitgestellten Energie) möglich sind. Hier ergaben sich zusätzliche Einspa-
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rungen in Höhe von 823.000 bis 859.000 CO2-Äquivalente pro Jahr. Diese entsprechen 42 % 
bzw. 44 % des bisherigen Beitrags der Siedlungsabfallwirtschaft zum Klimaschutz bzw. 50% 
des aktuellen Beitrags der MVA zum Klimaschutz. Im Vergleich zu den aktuellen Einsparun-
gen der Ressourcen Braun- und Steinkohle ergeben sich Steigerungen von 40 % für Braun-
kohle und 31 % für Steinkohle. Die in Kapitel 4.3.2.1 aufgeführten Maßnahmen sind für eine 
Steigerung der Energieeffizienz geeignet, wobei nicht alle Maßnahmen in jeder Anlage um-
setzbar sind, so dass im Einzelfall zu prüfen ist, welche Maßnahmen tatsächlich umgesetzt 
werden können und welche Erhöhung der bereitgestellten thermischen und elektrischen 
Energie erreicht werden kann. Des Weiteren ist eine energetische Optimierung hinsichtlich 
einer erhöhten Energiebereitstellung nur dann sinnvoll, wenn für die zusätzlich bereitgestellte 
Energie auch ein Absatzweg vorhanden ist. 
 
Bei den übrigen Maßnahmen wurden geringere Einsparpotenziale ermittelt, die aber zu ei-
nem großen Teil kostenneutral umzusetzen wären.  
 
Das hier betrachtete Szenario zur Aufbereitung von HMV-Aschen basiert auf einer verstär-
ken Abschöpfung der Metallfraktionen und einer vollständigen Verwertung der HMV-Aschen 
als Ersatzbaustoff. Neben der Wertstoffgewinnung ist bei der Aufbereitung von HMV-Aschen 
auf die dauerhafte Einbindung von Schadstoffen in die Aschematrix zu achten. Durch die 
höhere Wertschöpfung der Metallfraktionen können zusätzlich rund 55.000 Mg CO2-
Äquivalente pro Jahr eingespart werden. Bezogen auf den bisherigen Beitrag der Siedlungs-
abfälle zum Klimaschutz sind dies 2,8 % und bezogen auf den aktuellen Beitrag der HMV-
Aschen zum Klimaschutz rund ein Drittel. Die Umsetzung der Maßnahmen bezüglich der 
erhöhten Metallabschöpfung wurde, aufgrund der Erlössituation für Metalle, in den letzten 
Jahren bereits zum Teil verwirklicht und wird sukzessive weiter durchgeführt, da es im wirt-
schaftlichen Interesse der Aufbereiter liegen dürfte. Die weitere Verwertung von HMV-
Aschen als Ersatzbaustoff ist u. a. abhängig von den zukünftigen rechtlichen Rahmenbedin-
gungen. Daher sind die weiteren Entwicklungen aufmerksam zu verfolgen. Hier können zu-
künftig weitere Entwicklungsarbeiten im Bereich der Immobilisierung, Stabilisierung oder Ab-
trennung von HMV-Aschen erforderlich werden. 
 
Bei den Bio- und Grünabfällen wurden Optimierungspotenziale sowohl im Bereich der Ab-
schöpfung als auch der Behandlungsverfahren identifiziert. Dabei ist eine direkt durch die 
örE beeinflussbare Möglichkeit die Erhöhung der abgeschöpften Bioabfallmenge. Im Rah-
men der Studie wurde eine Erhöhung der aktuell in Nordrhein-Westfalen getrennt erfassten 
Bioabfallmengen von ca. 64 kg/(E*a) auf 83 bzw. 102 kg/(E*a) (optimistisches Szenario) un-
tersucht, was einer zusätzlichen Abschöpfung von Bioabfällen aus dem Restabfall von 0,34 
Mio. Mg/a bzw. 0,68 Mio. Mg/a entspricht. Bei anschließender Verwertung der Bioabfälle 
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nach dem derzeitigen IST-Stand könnten damit zusätzlich 20.340 bis 29.210 Mg CO2-Äq./a 
eingespart werden. Kombiniert man die Szenarien der höheren Abschöpfung mit einer ver-
stärkten anaeroben Behandlung, so könnten zusätzlich 33.500 bis 45.360 Mg CO2-Äq./a 
eingespart werden (beim theoretischen Szenario der „Modellvergärung“, deren vollständige 
Umsetzung in allen Vergärungsanlagen aber unwahrscheinlich ist, sogar 119.500 bis 
152.600 Mg CO2-Äq./a). Bezogen auf den derzeitigen Beitrag der Siedlungsabfallwirtschaft 
Nordrhein-Westfalens zur CO2-Äq.-Einsparung könnte damit eine Verbesserung um 1 % bis 
2,3 % erreicht werden (beim theoretischen Szenario der „Modellvergärung“ sogar um ca. 
8 %), bezogen auf den Beitrag der Bioabfallbehandlung eine Verbesserung um den Faktor 
2,5 bis 5,5 (im theoretischen Szenario der “Modellvergärung“ bis zu einem Faktor von 30).  
Auch in Bezug auf den Ressourcenschutz sind durch eine erhöhte Bioabfallabschöpfung 
positive Effekte zu verzeichnen. So könnten, unter der Voraussetzung des gleichen anteili-
gen Komposteinsatz im Torfbereich wie im IST-Stand eine Reduktion des jährlichen Torfbe-
darfs in Nordrhein-Westfalen um 0,7 bis 1,3 % erreicht werden. Prinzipiell ist ein verstärkter 
Einsatz im Substratbereich allerdings unabhängig von einer erhöhten Bioabfallabschöpfquo-
te zu sehen und könnte auch bereits bei den derzeitigen Mengen erreicht werden. Durch die 
zunehmende Kompostmenge und entsprechenden Absatz würde sich aber in jedem Fall 
eine Einsparung an Rohphosphat von 1.800 bis 3.640 Mg/a bzw. von 6 % bzw. 13 % des 
jährlichen Rohphosphatbedarfs von Nordrhein-Westfalen ergeben.  
 
Die erhöhte Abschöpfung von Bioabfällen wäre kurzfristig umzusetzen, wobei zu prüfen ist, 
wie diese z. B. durch politische Anstöße unterstützt werden könnte. Diese Maßnahme wäre 
i. d. R. auch kostenneutral umsetzbar. Kommunen, die über keine getrennte Bioabfallsamm-
lung verfügen oder bislang nur eine geringe Abschöpfquote erreichen, sollten ihre Entschei-
dung bzgl. der Einführung der Biotonne bzw. eine Optimierung des Systems vor diesem Hin-
tergrund neu überdenken und unter Berücksichtigung der örtlichen Randbedingungen über-
prüfen. Für die Steigerung der Abschöpfquote sind sowohl Ansatzpunkte im Bereich der Sat-
zungsregelungen (mit/ohne Anschluss- und Benutzungszwang, Gebühren etc.) als auch ver-
stärkte Maßnahmen im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit einzusetzen. Die öffentliche Diskus-
sion über den Klimawandel kann dabei sowohl in den politischen Gremien als auch bei der 
Bevölkerung den Zugang zu dieser Thematik erleichtern. Bezogen auf Nordrhein-Westfalen 
kann die erhöhte Abschöpfung der Bioabfälle dabei in Summe einen größeren Beitrag leisten 
als der vielfach diskutierte Wechsel des Behandlungsverfahrens von der Kompostierung hin 
zur Vergärung (s. u.). 
 
Bei der Bioabfallbehandlung könnte sich eine Erhöhung des Anteils der anaerob behandel-
ten Bioabfälle, der gegenwärtig in Nordrhein-Westfalen bei ca. 10 % liegt, positiv auf den 
Klimaschutz auswirken. Da nicht alle Bioabfälle sinnvoll mit einer Vergärung zu behandeln 
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sind, wurde ein Szenario betrachtet, in dem 50 % der derzeit anfallenden Bioabfälle einer 
Vergärung zugeführt werden. Dadurch wäre eine zusätzliche Kohlendioxideinsparung in Hö-
he von 10.103 Mg CO2-Äq./a zu erreichen. Setzt man für die Behandlung die theoretische 
„Modellvergärungsanlage“ an, so wären sogar bis zu 74.500 Mg/a CO2-Äquivalente zusätz-
lich einzusparen. Durch die Änderung der Bioabfallbehandlung könnte somit der aktuelle 
Beitrag der Siedlungsabfallwirtschaft Nordrhein-Westfalens zum Klimaschutz um 0,5 % (4 % 
bei „Modellvergärung“) erhöht werden. Der aktuelle Beitrag der Bioabfallbehandlung würde 
sich hiermit nahezu um den Faktor 2 (15 bei „Modellvergärung“) erhöhen. 
 
Bei der Wahl des Bioabfallbehandlungsverfahrens, z. B. im Rahmen von Ausschreibungen 
der Bioabfallbehandlung durch die örE bzw. bei anstehenden Entscheidungen von Betrei-
bern abgeschriebener Kompostwerke sollte somit zukünftig geprüft werden in wie weit eine 
Vergärung vor dem Hintergrund der örtlichen Randbedingungen sinnvoll umsetzbar wäre. 
Dabei ist das zu behandelnde Stoffspektrum (für Vergärung vorwiegend strukturarme, nicht 
holzige Bioabfälle geeignet) ebenso zu berücksichtigen wie auch ggf. die bereits vorhandene 
Anlagentechnik und die angestrebte Prozessstabilität. Hier sind die in den Vorjahren v. a. bei 
Nassvergärungsverfahren aufgetretenen Probleme zu berücksichtigen. Die in jüngster Zeit 
auf den Markt kommenden Einfachverfahren der Trockenfermentation müssen sich im lang-
fristigen Praxisbetrieb noch bewähren. Ein wesentlicher Einflussfaktor auf die Wirtschaftlich-
keit von Biogasanlagen und auf den Klimaschutz ist die Möglichkeit der Wärmenutzung, die 
bei einer Verstromung des Biogases ebenfalls im Vorfeld zu prüfen ist. Bei einer Einspeisung 
des Biogases ins Erdgasnetz, die eine effektive Nutzung des Energieträgers am Ort des Be-
darfs ermöglicht, sind die durch die Netzbetreiber gegebenen Qualitätsanforderungen und 
die dafür erforderliche Gasaufbereitung zu beachten. Auch bei der Vergärung sind noch Op-
timierungen im Hinblick auf den Klimaschutz möglich, wie sie u. a. in dem theoretischen 
Szenario der „Modellvergärung“ beschrieben wurden. Alle genannten Aspekte wirken sich 
letztendlich auch auf die Wirtschaftlichkeit der Bioabfallbehandlung aus, so dass die Kosten 
im Einzelfall zu prüfen sind. Die Mehrkosten für eine Vergärung werden i. d. R. mit 10 bis 20 
€/Mg angegeben. Ein kostenneutraler Verfahrenswechsel bzw. die kostenneutrale Integrati-
on einer Vergärung ist somit nicht in jedem Fall, wohl aber unter optimalen Randbedingun-
gen möglich. 
 
Im Bereich der Grünabfallbehandlung wurden sowohl eine verstärkte energetische Nutzung 
von Teilströmen als auch ein verstärkter Einsatz der Grünabfallkomposte als Torfersatz im 
Hinblick auf die Ressourcen- und Klimaschutzeffekte in Nordrhein-Westfalen bewertet. Dabei 
ist der energetisch verwertbare Anteil der Grünabfälle grundsätzlich abhängig von der Struk-
tur der Grünabfälle (Heizwert, Wasser-, Aschegehalt), der Art der Aufbereitung, der einge-
setzten Brenntechnik und vom notwendigen Anteil an Strukturmaterial für die Kompostierung 
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sowohl der verbleibenden Grünabfälle als auch der Bioabfälle, die Grünabfälle als Struktur-
material zur Gewährleistung einer ausreichenden Belüftung des Rottegutes benötigt. Der 
bezüglich der Struktur gut einsetzbare Anteil beträgt nach den Erkenntnissen verschiedener 
Studien und je nach Grünabfallzusammensetzung (ohne Rasenschnitt) ca. 30 %, kann bei 
weitergehender Aufbereitung aber auch höher oder auch darunter liegen. Für die vorliegende 
Studie wurden zwei Szenarien mit unterschiedlichen Anteilen an energetischer Verwertung 
(15 % bzw. 30 %) untersucht. In einem weiteren Szenario wurden die Auswirkungen einer 
Erhöhung des Anteils der Kompostverwertung als Torfersatz auf 30 % geprüft. 
 
Eine Erhöhung der energetischen Verwertung von Grünabfällen wirkt sich grundsätzlich posi-
tiv auf den Klimaschutz aus, da sich hierdurch zusätzlich zwischen 47.600 Mg/a (15 % ener-
getisch) und 132.000 Mg/a (30 % energetisch) an CO2-Äquivalenten einsparen lassen, was 
2,4 % bzw. 6,8 % des bisherigen Beitrags der Siedlungsabfallwirtschaft zum Klimaschutz 
entspricht. Der aktuelle Beitrag der Grünabfälle zum Klimaschutz könnte hierdurch verdop-
pelt bis nahezu vervierfacht werden. In Bezug auf die Ressourcen würde sich aus der Erhö-
hung des Anteils der energetischen Verwertung u. U. (aber nicht zwangsläufig) ein leicht 
erhöhter Torfbedarf von 0,3 % bis 0,7 % des aktuellen Torfgesamtbedarfs Nordrhein-
Westfalens sowie (unter der Voraussetzung, dass die Holzaschen nicht zur Düngung genutzt 
werden) ein um 1 bis 3 % erhöhter Rohphosphatbedarf ergeben. Auch im Hinblick auf die 
übrigen Ressourcen schonenden Effekte, wie Humusbildung, Bodenbelebung etc. ergeben 
sich hier im Vergleich zur Kompostierung Nachteile.  
 
Ein im Vergleich zu den Optionen der energetischen Grünabfallverwertung bei den CO2-
Einsparungen vergleichbarer und in Bezug auf die Ressource Torf maximaler Erfolg wurde 
bei dem Szenario mit einem angenommenen erhöhten Komposteinsatz im Substratbereich 
bewirkt. Damit würde eine CO2-Einsparung in Höhe von nahezu 77.000 Mg CO2-Äq./a er-
reicht, d. h. durch diese Maßnahme könnte der aktuelle Beitrag der Grünabfälle zum Klima-
schutz etwa verdreifacht werden. Der Gesamtbeitrag der Siedlungsabfallwirtschaft zum Kli-
maschutz würde sich um ca. 4 % steigern lassen. Für den Klimaschutz wären somit sowohl 
eine Steigerung der energetischen Verwertung der Grünabfälle als auch eine Erhöhung der 
Torfersatzquote sinnvolle Maßnahmen. Durch Erhöhung des Anteils der Nutzung der derzeit 
produzierten Grünabfallfertigkomposte im Substratbereich auf 30 % würden sich weiterhin 
ca. 245.000 m³/a an Torf bzw. ca. 12 % des aktuellen nordrhein-westfälischen Torfbedarfs 
zusätzlich einsparen lassen, so dass hier, auch unabhängig von der Frage der Behandlungs-
form, Bestrebungen hinsichtlich des verstärkten Erschließens dieses Kompost-
Verwertungsweges z. B. für den Hobbygartenbereich unternommen werden sollten, was 
grundsätzlich auch für Bioabfallkomposte gilt. 



107  

 

Bei den Handlungsoptionen zur Optimierung der Grünabfallverwertung im Hinblick auf den 
Ressourcen- und Klimaschutz ist die energetische Nutzung von Teilströmen direkt von den 
örE (im eigenen Verantwortungsbereich oder bei anstehenden Ausschreibungen) beein-
flussbar. Die Höhe der dabei zu erzielenden CO2-Äq.-Einsparung hängt vom Anteil der ener-
getisch zu verwertenden Stoffströme ab, der je nach örtlichen Randbedingungen unter-
schiedlich ausfallen kann und vorab ermittelt werden sollte. Weiterhin ist zu berücksichtigen, 
das für die energetische Verwertung von Teilströmen grundsätzlich eine Aufbereitung erfor-
derlich ist, die von der Stoffstromzusammensetzung, der Auslegung des Biomassekraftwer-
kes und der eingesetzten Feuerungstechnik abhängig ist (Zerkleinerung, Siebung, ggf. 
Trocknung). Eine Verlagerung von Teilströmen dürfte dennoch in den meisten Fällen zumin-
dest kostennneutral möglich sein, ist aber im Einzelfall vorab wirtschaftlich zu überprüfen. 
Wesentliche Einflussfaktoren auf die Wirtschaftlichkeit und den Klimaschutz sind dabei mög-
liche Wärmeabnehmer, die diesbezügliche Vertragsgestaltung und der Wirkungsgrad der 
energetischen Verwertungsanlagen. 
 
Eine weitere Handlungsoption, die sich positiv auf den Klimaschutz auswirkt, ist die Erhö-
hung der abzuschöpfenden Grünabfallmenge. Ausgehend von den derzeit in Nordrhein-
Westfalen abgeschöpften Grünabfällen von 40 kg/(E*a) wurde eine zusätzlich abzuschöp-
fende Menge von 5 kg/(E*a) bzw. ca. 90.000 Mg/a angenommen. Weitere Potenziale werden 
vor allem bei den hier nicht betrachteten und außerhalb des Zugriffs der örE anfallenden 
Grünabfällen, z. B. aus der Landschaftspflege, gesehen. Bei einer Verwertung der zusätzlich 
erfassten Grünabfälle im IST-Stand können zusätzlich ca. 5.000 Mg/a an CO2-Äquivalenten 
eingespart werden. Würden von den insgesamt 45 kg/(E*a) analog zum vorherigen Szenario 
Anteile der energetischen Verwertung zugeführt, so könnten damit zwischen ca. 59.300 
(15%) und 155.300 Mg/a (30 %) an CO2-Äquivalenten zusätzlich eingespart werden. Je nach 
Verwertungsweg könnte der aktuelle Beitrag der Siedlungsabfallwirtschaft in Nordrhein-
Westfalen zum Klimaschutz damit um 0,25 % bis 8 % erhöht werden (bezogen auf den aktu-
ellen Beitrag der Grünabfallverwertung 14 % (IST-Stand) bis Faktor 4 (30 % energetisch)). In 
Bezug auf die Ressourcen ergeben sich, analog zu den vorherigen Szenarien, bei der Ver-
wertung im IST-Stand Einsparungen bei Torf und Rohphosphat, bei der anteiligen energeti-
schen Verwertung dagegen Nachteile.  
 
Für die getrennte Erfassung und Behandlung der zusätzlichen Grünabfallmengen fallen Ko-
sten an, deren Höhe mit dem Anteil der energetischen Verwertung variiert. Je höher dieser 
Anteil ist, desto geringer fallen die zusätzlichen Kosten aus; bei optimalen Randbedingungen 
kann diese Maßnahme kostenneutral durchgeführt werden. 
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Positive Effekte in Bezug auf den Klima- und Ressourcenschutz können auch durch eine 
höhere PPK-Abschöpfung erreicht werden. Im Rahmen der vorliegenden Studie wurde eine 
Erhöhung der PPK-Abschöpfung aus dem Restabfall um 8 kg/(E*a) durch eine weitgehende 
Einführung eines Holsystems untersucht. Hierdurch kann eine zusätzliche Kohlendioxidein-
sparung in Höhe von 7.300 Mg CO2-Äq./a bzw. eine Steigerung des Beitrags der PPK-
Verwertung am Klimaschutz um ca. 1,7 % erreicht werden. Der Beitrag der Siedlungsabfall-
wirtschaft in Nordrhein-Westfalen zum Klimaschutz könnte durch diese Maßnahme um 0,4 % 
erhöht werden. Im Bereich des Ressourcenschutzes könnten mit der Erhöhung der PPK-
Verwertung zusätzlich ca. 107.000 Mg/a bzw. 8 % an Zellstoff eingespart werden. 
 
Da sich beim Altpapier, ausgehend von einem bereits vergleichsweise hohen Niveau, die mit 
dem Klima- und Ressourcenschutz verbundene erhöhte Abschöpfung bereits eingestellt hat, 
ist hier kein weiterer relevanter Handlungsbedarf gegeben. 
 
Zur Optimierung der Sperrmüllverwertung wurde geprüft, welche Auswirkungen eine weiter-
gehende Abtrennung von Wertstoffen aus dem Sperrmüll (z. B. durch eine Vortrennung bei 
der Sammlung oder eine Vorschaltanlage) auf den Klima- und Ressourcenschutz hat. Das 
aktuelle Sperrmüllaufkommen lag in Nordrhein-Westfalen bei ca. 0,67 Mio. Mg/a, wovon be-
reits etwa die Hälfte einer Aufbereitung unterzogen wird. Im betrachteten Szenario wurde die 
gesamte anfallende Sperrmüllmenge einer weitgehenden Abtrennung von Metallen, Holz 
sowie einer heizwertreichen Fraktion unterzogen. Mit dieser Maßnahme könnten ca. 
18.430 Mg CO2-Äq./a (Abb. 29) bzw. 10 % der bisher durch die Sperrmüllentsorgung einge-
sparten Kohlendioxidäquivalente zusätzlich eingespart werden. Der Beitrag der Siedlungsab-
fallwirtschaft Nordrhein-Westfalens zum Klimaschutz könnte um 0,9 % gesteigert werden. 
Für die Beurteilung des Beitrages zum Ressourcenschutz wurden bei der Wertstoffaus-
schleusung aus dem Sperrmüll als Leitparameter die Metalle und damit die Eisenerz- und 
Bauxiteinsparung genutzt. Hier können ca. 13.600 Mg/a an Bauxit und ca. 20.400 Mg/a an 
Eisenerz eingespart werden. Die Wertstoffausschleusung aus dem Sperrmüll wäre kurzfristig 
umsetzbar, kann direkt durch die örE gesteuert werden und wird aus wirtschaftlichen Grün-
den auch zunehmend umgesetzt. Hier wird vor allem, die Markt- oder Erlössituation der ge-
trennt erfassten und aussortierten Wertstoffe als wirtschaftlicher Anreiz dienen.  
 
Für die weiteren Handlungsoptionen wie die Abfallvermeidung, die Optimierung der Sammel- 
und Transportkilometer sowie Optimierungen in mechanisch-biologischen Restabfallbehand-
lungsanlagen wurden nur sehr geringe Potenziale gesehen, so dass diese Optionen nicht 
ausführlicher betrachtet wurden. Auch für die Altglas-, Metall-, Altholz- und LVP-Entsorgung 
wurden keine detaillierten Betrachtungen durchgeführt, da in Nordrhein-Westfalen keine un-
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genutzten Potenziale (Altglas, Altholz, Metalle) bzw. keine Einflussmöglichkeiten auf landes- 
oder kommunaler Ebene (LVP) gegeben sind.  
 
Auch wenn in Nordrhein-Westfalen durch die bereits umgesetzten Gesetze und Maßnahmen 
in der Siedlungsabfallwirtschaft schon große Erfolge im Bereich Ressourcen- und Klima-
schutz erreicht wurden, so konnten mit den geprüften Szenarien einige weitere Handlungs-
optionen zur weitergehenden Optimierung, wenn auch mit zum Teil kleineren Beiträgen, auf-
gezeigt werden. In Abhängigkeit von der Maßnahme kann der Beitrag der Siedlungsabfall-
wirtschaft zum Klimaschutz um 0,25 bis 11 % (bei den Zukunftsszenarien der MVA bis zu 
44 %) erhöht werden. Als grundlegende Zielsetzung sollte daher eine möglichst umfassende 
Nutzung der Abfälle als Rohstoff- und Energiequelle weiter verfolgt und von den Kommunen 
und Betrieben die jeweiligen Möglichkeiten geprüft werden. 
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Schönmackers Umweltdienste GmbH & Co. KG  
Hooghe Weg 1  
47906 Kempen  
http://www.bde-berlin.org/?p=16 

• Bundesverband Sekundärrohstoffe und Entsorgung e. V. (bvse)  
Hohe Straße 73  
53119 Bonn  
http://www.bvse.de 

• Städtetag Nordrhein-Westfalen  
Lindenallee 13-17  
50968 Köln   
http://www.staedtetag-nrw.de 

• Interessengemeinschaft der thermischen Abfallbehandlungsanlagen  
in Deutschland e. V. (ITAD)  
Martinstraße 21  
97070 Würzburg  
http://www.itad.de 

• Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW (LANUV)  
Leibnizstraße 10  
45659 Recklinghausen  
http://www.lanuv.nrw.de 

• Landkreistag Nordrhein-Westfalen  
Liliencronstr. 14  
40472 Düsseldorf  
www.lkt-nrw.de 

• Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen  
Kaiserswerther Straße 199-201  
40474 Düsseldorf  
http://www.kommunen-in-nrw.de 

• Verband der Humus- und Erdenwirtschaft e. V.  (VHE) 
Kirberichshofer Weg 6  
52066 Aachen  
http://www.vhe.de 

• Verband kommunale Abfallwirtschaft und Stadtreinigung im VKU  
Brohler Straße 13  
50968 Köln  
www.vksimvku.de 

• Vertreter der Stahlindustrie 
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